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1. Mitteilungen 

 

Geschäftsordnung 

Ratspräsident Beat Habegger: Wünschen Sie das Wort zur Geschäftsliste? 

Dies ist nicht der Fall. Wir fahren fort wie vorgesehen. 
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Ratsprotokolle zur Einsichtnahme 

Auf der Webseite des Kantonsrates sind einsehbar: 

– Protokoll der 123. Sitzung vom 29. September 2025, 14.30 Uhr 

– Protokoll der 124. Sitzung vom 20. Oktober 2025, 8.15 Uhr 

 

Zuweisung von neuen Vorlagen 

Zuweisung an die Kommission für Staat und Gemeinden: 

– Beschluss des Kantonsrates über die Genehmigung der Änderung der 

Personalverordnung 

 Vorlage 6051 

– Gesetz über die Bestellung von Führungsorganen selbstständiger Or-

ganisationen 

 KR-Nr. 240c/2021 

 

Gesuch um persönliche Vertretung einer Einzelinitiative 

Ratspräsident Beat Habegger: Im Zusammenhang mit seiner Einzelinitiative 

mit dem Titel «Standesinitiative betr. Optimierung Verkehrsflächen sowie 

bauliche Engpassbeseitigung Milchbucktunnel» (KR-Nr. 275/2025) bean-

tragt der Einzelinitiant Adolf Flüeli, dass er diese Einzelinitiative persönlich 

während höchstens zehn Minuten vor dem Rat begründen und an den Ver-

handlungen mit beratender Stimme teilnehmen darf. Dies ist gemäss Para-

graf 138c Absatz 3 des Gesetzes über die politischen Rechte möglich, wenn 

wenigstens ein Viertel der anwesenden Ratsmitglieder dieses Gesuch unter-

stützt. Wünscht  jemand dazu zu sprechen? Das ist nicht der Fall. Dann stim-

men wir ab.  

Wir stellen nun fest, ob ein Viertel der anwesenden Ratsmitglieder diesem 

Gesuch zustimmt. Ich bitte, die Türen zu schliessen. Und für die Ermittlung 

der Präsenz drücken Sie jetzt die Taste 1. 

Es sind 150 Ratsmitglieder bereits anwesend (Heiterkeit). Um das Gesuch 

zu bewilligen, braucht es somit mindestens 38 Stimmen.  

 

Abstimmung 

Für das Gesuch stimmen 145 Ratsmitglieder. Damit ist das Quorum von 

38 Stimmen erreicht, dem Gesuch wird stattgegeben. 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Somit hat Adolf Flüeli das Recht, an der ma-

teriellen Beratung seiner Einzelinitiative hier im Rat mit beratender Stimme 

teilzunehmen. 

 

Geburtstagsgratulation 



  3 

Ratspräsident Beat Habegger: Ich teile Ihnen noch sehr gerne mit, dass un-

ser Kollege Markus Schaaf heute seinen Geburtstag feiert. Herzlichen 

Glückwunsch. (Applaus) 

 

 

2. Transparenz bei den Spenden der Flughafen Zürich AG 

Dringliches Postulat Sibylle Marti (SP, Zürich), Thomas Forrer (Grüne, Er-

lenbach), Gianna Berger (AL, Zürich) vom 1. September 2025 

KR-Nr. 273/2025, RRB-Nr. 1021/1. Oktober 2025 (Stellungnahme) 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Der Regierungsrat beantragt dem Kantonsrat, 

das dringliche Postulat nicht zu überweisen. Gemäss Paragraf 55 des Kan-

tonsratsgesetzes haben wir heute über Überweisung oder Ablehnung zu ent-

scheiden.  

 

Sibylle Marti (SP, Zürich): Um was geht es bei diesem dringlichen Postulat? 

Der Flughafen Zürich gehört zu einem Drittel dem Kanton Zürich. Der Kan-

ton Zürich ist mit Abstand der grösste Aktionär. Er ist also Grossaktionär, 

und weil das so ist, hat er mehr Rechte als andere Aktionäre, zum Beispiel 

Vetorechte. Die Flughafen Zürich AG (FZAG) ist somit keine Aktiengesell-

schaft wie jede andere, weil sie zu namhaften Teilen in öffentlichem Besitz 

ist.  

Wir wissen, dass die Flughafen Zürich AG in den letzten fünf Jahren 3,3 

Millionen Franken Spenden an verschiedene Parteien, Verbände und Orga-

nisationen geleistet hat, und das, obwohl man die Parteispenden 2023 auf 

unseren Druck hin eingestellt hat. An wen also geht dieses Geld? Welche 

Wahl, welche Abstimmungskomitees, welche Wirtschaftsverbände, welche 

Vereine, welche Akteure profitieren von diesen Spendengeldern? Wir wis-

sen es nicht, die Zürcher Bevölkerung weiss es nicht.  

Mit unserem dringlichen Postulat wollen wir Transparenz schaffen. Wir for-

dern deshalb ein öffentlich einsehbares Spendenregister, das alle Spenden, 

Mitglieder- und Kampagnenbeiträge, die die Flughafen Zürich AG in den 

letzten fünf Jahren geleistet hat, aktuell leistet und in Zukunft leistet, publi-

ziert, und zwar mit Datum, Betrag, Empfänger und Zweck.  

Was schreibt uns nun der Regierungsrat zu dieser Forderung? Er schreibt uns 

Folgendes, ich zitiere: «Der Kanton kann weder eigenmächtig über Informa-

tionen der FZAG verfügen, noch kann er beliebig Informationen einfor-

dern.» Das heisst also: Der Kanton Zürich behauptet, er selbst – obwohl er 

einen Drittel der Aktien besitzt – sei ein Aktionär wie jeder andere, er habe 

eben nicht die Rechte, mehr Informationen einzufordern. Und aus diesem 
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Grund könne er auch kein Spendenregister machen, weil er eben die dazu 

notwendigen Informationen über die Spenden vom Flughafen selbst nicht 

erhalten könne. Der Regierungsrat speist uns im Namen der Flughafen Zü-

rich AG mit lauen und halbgaren Informationen ab, die praktisch alle schon 

bekannt waren. Aber die wichtigsten Informationen, nämlich die Empfänger 

der Spenden und der Geldbetrag, werden nicht genannt.  

Nun, seit gestern wissen wir alle, dass das so offenbar nicht stimmt, dass der 

Kanton Zürich eben nicht ein Aktionär wie jeder andere ist. Wie wir alle im 

«Sonntagsblick» (Wochenzeitung) lesen konnten, hat die Flughafen Zürich 

AG offenbar selbst ein Rechtsgutachten machen lassen, das zum Schluss 

kommt, der Kanton Zürich habe sehr wohl ein Informationsrecht in Bezug 

auf die Spendengelder. Informationen nicht einfordern können und Informa-

tionen nicht einfordern wollen, das sind aber zwei ganz verschiedene Paar 

Schuhe. Frau Volkswirtschaftsdirektorin (Regierungsrätin Carmen Walker 

Späh), es ist eben nicht so, dass Sie keine Transparenz über die geleisteten 

Spenden schaffen könnten, Sie wollen es einfach nicht. 

Man muss es an dieser Stelle laut und deutlich sagen: Wenn es ein solches 

Rechtsgutachten gibt, das besagt, dass der Kanton Zürich vom Flughafen In-

formationen zu den Spendengeldern einfordern kann, und der Regierungsrat 

in der Antwort an uns etwas anderes behauptet, dann ist das skandalös. Und 

wir müssen ja annehmen, dass die Volkswirtschaftsdirektorin, die im Ver-

waltungsrat der Flughafen Zürich sitzt, von diesem Gutachten Kenntnis 

hatte. Und dann stellt sich eben schon die Frage: Hat sie dieses Gutachten 

bewusst ignoriert? Will sie dem Kantonsrat diese Informationen vorenthal-

ten? Und falls das so ist, finde ich das absolut inakzeptabel. Offenbar geht es 

einfach nach wie vor darum, dass die Volkswirtschaftsdirektorin um jeden 

Preis verhindern will, dass die Öffentlichkeit über die Spenden an die Wirt-

schaftsverbände Bescheid weiss. 

Es ist aber so: Wenn der Flughafen zu einem Drittel dem Kanton gehört und 

man diese Informationen beschaffen kann, dann hat die Öffentlichkeit An-

recht auf transparente Information. Und es gibt noch einen anderen Punkt: 

Wir müssen uns in diesem Parlament darauf verlassen können, dass uns die 

Regierung zu unseren Vorstössen wahrheitsgetreue Auskünfte gibt, auch 

wenn sie inhaltlich anderer Meinung ist, sonst haben wir wirklich ein grosses 

Problem in unserem demokratischen System. Ich frage Sie deshalb, Frau 

Volkswirtschaftsdirektorin, direkt – und ich erwarte in dieser Debatte Ant-

worten auf meine Fragen: War Ihnen das Gutachten von Professor Kunz (Pe-

ter V. Kunz, Professor für Wirtschaftsrecht an der Universität Bern), das im 

«Sonntagsblick» zitiert wird, bekannt? Wieso glauben Sie diesem vom Flug-

hafen selbst in Auftrag gegebenen Gutachten nicht? Wieso stellen Sie sich 
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trotzdem auf den Standpunkt, der Kanton Zürich habe keine Informations-

rechte? Und wieso wollen Sie um jeden Preis verhindern, dass die Zürcher 

Bevölkerung erfährt, wie viele Spenden der Flughafen an ihm wohlgesinnte 

Wirtschaftsverbände tätigt? Wieso wollen Sie um jeden Preis keine Trans-

parenz schaffen, obwohl Sie es könnten? Wieso – mit anderen Worten – wei-

gern Sie sich derart, unsere Forderung umzusetzen und ein Spendenregister 

umzusetzen?  

Darauf wollen wir Antworten, und ich danke Ihnen bereits jetzt dafür. Und 

es ist klar: Wir erwarten von allen Fraktionen in diesem Rat, die sich sonst 

auch immer rühmen, für Transparenz einzustehen, dass sie unser dringliches 

Postulat unterstützen. 

 

Domenik Ledergerber (SVP, Herrliberg): Sie reiten hier ein totes Pferd, Sie 

kämpfen gegen etwas, das es gar nicht mehr gibt. Die Flughafen Zürich AG 

zahlt seit 2023 keine Spendengelder an Parteien mehr aus. Es ist entlarvend 

von Linksgrün, dass nur für die Flughafen Zürich AG ein Spendenregister 

verlangt wird. Es ist eine weitere unsägliche Kampagne von Linksgrün ge-

gen den Flughafen Zürich. Für NGO, wie zum Beispiel Pro Natura, WWF 

(Umweltschutzverbände), Pro Infirmis (Fachorganisation für Menschen mit 

Behinderung) und so weiter, wird dies nicht verlangt – wieso nicht? –, ob-

wohl genau diese Organisationen jährlich ganz viel Geld von Bund und Kan-

ton erhalten. Genau diese Organisationen unterstützen sehr viele politische 

Kampagnen oder sind sogar im Lead. Ein bekanntes Beispiel aus dem Kan-

ton Zürich ist die Naturinitiative (lanciert von Pro Natura Zürich). Im Ge-

gensatz zu diesen NGO fliessen jährlich keine Gelder vom Kanton Zürich in 

die Flughafen Zürich AG. Es ist nämlich umgekehrt, wir erhalten von der 

Flughafen Zürich AG jedes Jahr über 50 Millionen Dividenden. Dafür soll-

ten wir eigentlich dankbar sein.  

Zu Sibylle Marti: Was ich skandalös finde, ist, dass Sie dieses Gutachten 

selber gar nicht gelesen haben. Das ist der Skandal. Ich habe es auch nicht 

gelesen, ich konnte gestern einzig den Wirtschaftsprofessor Dr. Peter Kunz 

konsultieren, und ich zitiere Ihnen, was er mir geschrieben hat: Das Rechts-

gutachten hat sich verbindlich einzig mit der Stadt Zürich als Aktionärin der 

Flughafen Zürich AG befasst. Der Kanton Zürich war hingegen kein recht-

lich abzuklärendes Thema des Gutachtens für die Flughafen Zürich AG. Ich 

glaube, zu diesem Thema gibt es nicht mehr zu sagen. 

Aber zurück zum Thema: Was ist falsch daran, wenn sich Aktiengesellschaf-

ten, Vereine, NGO, Verbände und so weiter für ihre Interessen einsetzen? Es 

wäre ja grotesk, wenn sie dies nicht mehr dürften. Darüber hinaus ist es ihre 

Pflicht und auch ihr Recht – das ist auch das Recht der Flughafen Zürich AG, 

aber eben auch das Recht aller NGO, Vereine, Verbände und so weiter –, 
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sich für ihre wirtschaftlichen und politischen Anliegen einzusetzen, sonst 

wären diese Organisationen ja überflüssig. Dies ist doch der Kern unseres 

Milizsystems. Es ist eines der wichtigsten Puzzleteile unserer direkten De-

mokratie, dass sich jeder und alle Verbände engagieren können, teilhaben 

können an unserem politischen System. Und hier ist auch die rote Linie ganz 

klar, ich glaube, da sind wir uns einig: Das politische Engagement darf nicht 

mit öffentlichen Geldern erfolgen. Und ich bin überzeugt, dass sich da viele, 

ganz viele NGO viel eher – ich sage es jetzt einmal gütlich – im Graubereich 

befinden. Wir lehnen dieses Postulat ab. 

 

Mario Senn (FDP, Adliswil): Als wir dieses dringliche Postulat gesehen ha-

ben, wurde in der FDP-Fraktion erst mal gegähnt, denn die Geschichte 

scheint sich zu wiederholen, das Drehbuch ist stets dasselbe: Eine grosse Ta-

geszeitung mit Linksdrall schreibt einen Artikel, die Flughafen Zürich AG 

habe während fünf Jahren pro Jahr etwas über 600'000 Franken Politikfinan-

zierung betrieben. Rot, Grün und Dunkelrot nehmen den Ball dankbar auf, 

es bietet sich die Chance, einmal mehr empört «Skandal!» zu schreien, 

schliesslich steht eine weitere Flughafenabstimmung an. Und das Resultat 

der letzten Abstimmung zur Pistenverlängerung (kantonale Abstimmung 

vom 3. März 2024), bei welcher Sie trotz ähnlicher Skandalisierungsversu-

che eine richtige Klatsche eingefangen haben, lässt sich so in Zweifel ziehen. 

So weit das Drehbuch, so weit so langweilig.  

Dieses Mal soll die Regierung einen Bericht erstellen von Spenden, Mitglie-

der- und Kampagnenbeiträgen der Flughafen Zürich AG. Auf die Gefahr hin, 

dass ich nicht der Letzte bin, der dies sagt: Die Flughafen Zürich AG ist eine 

privatwirtschaftlich tätige Unternehmung, mehrheitlich in privaten Händen. 

Sie ist kein Staatsbetrieb. Ja, wir haben es verstanden, Sie wollen das nicht 

akzeptieren. Der Kanton Zürich ist zwar der grösste Aktionär, aber er ist ein 

Minderheitsaktionär. Und eine börsenkotierte Gesellschaft hat alle Aktio-

näre gleich zu behandeln, auch wenn der «Sonntagsblick» gestern das Ge-

genteil behauptete. Über diesen Artikel und die darin geäusserte Unterstel-

lung, der Regierungsrat hätte ein Rechtsgutachten von Professor Peter Kunz 

falsch zitiert, habe ich mich übrigens sehr gewundert, da Professor Kunz, der 

sich sicher total aufregen würde, wenn er falsch zitiert worden wäre, im Ar-

tikel selber gar nicht zu Wort kommt. Also habe ich beim Flughafen nach-

gefragt, was da dran ist. Nun gut, der Artikel im «Sonntagsblick» erweist 

sich als klassische Ente. Herr Professor Kunz hat ausdrücklich klargestellt, 

dass dieser Punkt des Artikels unzutreffend und irreführend ist. Ihre Idee, 

dass der Regierungsrat einen Bericht zur Spendentätigkeit einer börsenko-

tierten Unternehmung erstellen soll, ist vor diesem Hintergrund weltfremd. 
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Diese Forderung kann der Regierungsrat von sich aus gar nicht erfüllen, son-

dern er braucht die Unterstützung der Flughafen Zürich AG. Sie tätigt diese 

Spenden, sie hat im Rahmen der geltenden Gesetze die Hoheit darüber, wie 

sie darüber Auskunft gibt. Und das hat sie gemacht. Einerseits konnte man 

bereits im Januar 2024 in der NZZ lesen, wie die FZAG die Kampagne für 

die Pistenverlängerung unterstützt. Auch sind die wesentlichen Aspekte seit 

Jahren in den Geschäftsberichten der FZAG einsehbar. Auch steht auf der 

Webseite übrigens, dass die FZAG Mitglied ist bei Economiesuisse (Schwei-

zer Wirtschaftsverband), bei der Zürcher Handelskammer, bei swisscleantec 

(Schweizer Wirtschaftsverband) und so weiter. Der Tagi-Artikel (Tages-An-

zeiger) vom August ist in dieser Hinsicht kalter Kaffee.  

Andererseits hat die FZAG für die Stellungnahme des Regierungsrates um-

fassend dargelegt, wie sie sich politisch engagiert und wie sie Politikfinan-

zierung betreibt. Damit ist die FZAG übrigens um einiges transparenter als 

viele Gemeinden, die Steuergelder für die Kampagne gegen die Pistenver-

längerung eingesetzt hatten. Dass die vom Kanton über den Zentrumslasten-

ausgleich hoch subventionierte Stadt Winterthur via die Organisation «Re-

gion Ost» die Nein-Kampagne mitfinanzierte und nicht Transparenz schafft, 

ist für mich mindestens so skandalös.  

Wir begrüssen die Transparenz der FZAG. Die FZAG legt offen, was sie im 

Gesellschaftsinteresse offenlegen kann und darf, und sie sagt ausdrücklich, 

dass sie dies auch weiterhin tun wird. Das Postulat ist damit erfüllt. Würden 

Sie es überweisen oder würden wir es überweisen, würde der Regierungsrat 

genau das Gleiche schreiben wie in der Stellungnahme, mehr Transparenz 

gäbe es nicht.  

Zum Schluss noch eine politische Einordnung: Die FDP steht weiterhin zu 

einem starken Flughafen. Der Flughafen ist der Standortvorteil unseres Kan-

tons. Es ist jene Infrastruktur, jene Verkehrsdrehscheibe, die uns von den 

anderen Standorten in der Schweiz abhebt. Und Ihr langsam peinliches Flug-

hafen-Bashing lehnen wir ab, ebenso wie das vorliegende dringliche Postu-

lat. 

 

Christa Stünzi (GLP, Horgen): Transparenz bei politischen Spenden ist et-

was sehr Wichtiges und die Grünliberalen haben sich immer, sowohl hier in 

diesem Rat als auch auf Bundesebene, für mehr Transparenz eingesetzt. Es 

ist für uns extrem zentral zu wissen, woher Gelder fliessen und wie politische 

Kampagnen und Abstimmungskämpfe finanziert werden.  

Aber dieses Postulat ist grob stossend. Und ich spreche hier nicht darüber, 

ob es nun darum geht, ob es eine private Firma ist, welche Aktionäre welche 

Informationen erhalten dürfen und welche Anrechte haben, und ich spreche 

auch nicht darüber, dass es eine Aufarbeitung der Vergangenheit wäre. Es 
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geht hier darum, dass eine Firma herausgepickt wird. Warum? Man kann 

vieles vermuten, man weiss es nicht. Warum muss also nur eine Firma ihre 

politischen Spenden offenlegen? Warum fordert man nicht Transparenz von 

allen? Warum schaut man nicht genau hin, wie die neu geltenden Transpa-

renzvorschriften umgesetzt werden, und treibt dies voran, damit es auch 

wirklich für alle gleich umgesetzt wird? Warum fordert man die Transparenz 

nicht auch von den Gewerkschaften oder, aus aktuellem Anlass zur heutigen 

Debatte (Anspielung auf die folgenden Traktanden betreffend diverse Volks-

initiativen zur Wohnpolitik) vom HEV (Hauseigentümerverband) und von 

Casafair (Verband für umweltbewusste und faire Haus- und Wohn-Eigentü-

merinnen und -Eigentümer)? Alle diese Vereine, Verbände und Firmen ha-

ben politische Interessen und unterstützen politische Kampagnen. Transpa-

renz ist wichtig, aber man muss mit fairen und gleichen Massstäben handeln. 

Nur eine Firma herauszupicken, ist zu kurz gedacht.  

Wir fordern, dass bei der Transparenz für alle die gleichen Regeln gelten. 

Dieses Postulat können wir so nicht unterstützen. 

 

Thomas Forrer (Grüne, Erlenbach): Geschätzte Frau Stünzi, der Flughafen 

Zürich ist eben nicht eine AG wie alle anderen. Man kann ihn nicht einfach 

in den gleichen Topf werfen, sondern die Flughafen Zürich AG ist eine ge-

mischtwirtschaftliche Aktiengesellschaft unter Beteiligung – es wurde genug 

gesagt – zu einem Drittel des Kantons Zürich und 5 Prozent der Stadt Zürich. 

Und als eine solche gemischtwirtschaftliche AG hat der Flughafen Zürich 

eben nicht nur die Interessen der privaten Gesellschafterinnen und Gesell-

schafter zu berücksichtigen, die meistens wirtschaftlicher Natur sind, nein, 

der Flughafen hat auch Aufgaben und Interessen der öffentlichen Hand zu 

erfüllen. Und wie weit diese Aufgaben und Interessen reichen, scheint dem 

strategischen Führungsgremium der FZAG in der Vergangenheit und auch 

heute nicht immer ganz klar zu sein. Nur weil – und gerade weil – der Kanton 

33 Prozent der Aktien hält, können wir und wollen wir hier überhaupt eine 

Debatte führen und fragen: Welches sind denn die öffentlichen Interessen, 

die der Flughafen Zürich zu wahren hat? 

Wir von den Grünen sind sehr davon überzeugt, dass es im öffentlichen In-

teresse liegt, dass die FZAG sich politisch ausgeglichen verhält und sich in 

politischen Angelegenheiten in der Schweiz weitgehend zurückhält. Wenn 

der Firmenchef der Glarner Schokoladenfirma Läderach sich in politisch re-

aktionärer Weise engagiert und das publik wird, dann kann es ja durchaus 

sein, dass seine Firma massiv an Umsatz einbüsst oder seine Schokolade aus 

dem Sortiment der Swiss (Schweizer Fluggesellschaft) herausfliegt, so wie 

im Jahr 2020 geschehen. Wenn der Flughafen sich politisch engagiert, hat 
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das für ihn kaum Folgen. Wer ab Zürich fliegen will, kommt um den Flug-

hafen praktisch nicht herum. Entsprechend gilt in dieser zentralen Stellung, 

die der Flughafen in unserem Land einnimmt, etwas Ähnliches wie für das 

Schweizer Fernsehen übrigens: Beide müssen unbedingt politisch ausgewo-

gen agieren (Heiterkeit auf der rechten Ratsseite). 

Es ist darum gut zu lesen, dass sich die Flughafen Zürich AG bezüglich der 

Compliance in Sachen Parteispenden dafür entschieden hat, mit ihrer skan-

dalösen Spendentätigkeit aufzuhören. Als gemischtwirtschaftliche AG, an 

der die öffentliche Hand eben, wie gesagt, einen Teil von 38 Prozent hält, ist 

es völlig schräg, nur einem Teil des politischen Spektrums jährlich mehrere 

zehntausend Franken zu zahlen, mutmasslich an die SVP, FDP, Mitte, GLP 

und EVP, ebenso vielleicht auch an die EDU, das weiss ich nicht. Ebenso 

scheint mir ein Teil dieses Lernprozesses der FZAG zu sein, dass der Flug-

hafen jetzt immerhin Zahlen veröffentlicht und 630'000 Franken an Spenden 

pro Jahr und Mitgliedsbeiträgen seit 2020 nennt. Zu vermerken ist auch, dass 

der Flughafen nun indirekte Parteispenden und die indirekte Unterstützung 

von Wahlkämpfen via Mitgliedschaften und Partnerschaften verbietet, auch 

das ist durchaus positiv, da zeichnet sich ein Fortschritt ab. Wenn man die 

Liste der Empfängerinnen von Spenden und Mitgliedsbeiträgen auf der 

Homepage – freilich ohne die gewünschten Beträge – betrachtet, fallen ei-

nem unweigerlich ein paar bekannte politische Player ins Auge: Economie-

suisse, Gewerbeverband Kanton Zürich, Zürcher Handelskammer. Und ge-

rade diese drei sehr bürgerlichen Organisationen versuchen, die öffentliche 

Meinungsbildung beileibe nicht nur in Flughafenangelegenheiten, sondern 

in sehr vielen Politikbereichen zu beeinflussen. Ebenso finden wir die be-

kannten Flughafen-Lobbyisten auf der Liste: IG Flughafen Zürich, Weltof-

fenes Zürich, Verein Pro Flughafen. Wir attestieren: Man hat bei der FZAG 

seit dem Parteispendenskandal ein bisschen etwas gelernt, aber immer noch 

nicht genug. Wie wir sehen, werden immer noch direkt politische, bürgerli-

che Organisationen unterstützt, Organisationen, die alle politisch auf ihre 

Weise mitmischen.  

Wir verlangen von der FZAG als einer AG im öffentlichen Interesse, damit 

aufzuhören, darum unterstützen wir dieses Postulat. Die FZAG kann sicher 

sein: Wenn weiter solche Sachen ans Licht kommen, wird das die nächste 

sehr unangenehme Debatte hier im Kantonsrat auslösen. Ich bitte also den 

Verwaltungsrat der Flughafen Zürich AG: Schauen Sie, dass das nicht noch-

mals nötig wird, denn es wird noch genug Debatten über Klima und Fliegen 

und die Rolle der FZAG in diesen Fragen geben. 
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Thomas Anwander (Die Mitte, Winterthur): Die Flughafen AG ist eine Ak-

tiengesellschaft gemäss Privatrecht und eben nicht ein gemeinwirtschaftli-

ches Unternehmen. Wenn es so wäre, dann wäre das im Flughafengesetz so 

entsprechend formuliert, und das ist es eben nicht. Das Zweite ist: Es gilt der 

Grundsatz im schweizerischen Aktienrecht, dass alle Aktionärinnen und Ak-

tionäre gleichbehandelt werden müssen, das gilt auch für Grossaktionäre. Je-

der, der einmal in einem börsenkotierten Unternehmen war, weiss, wie wich-

tig es ist, dass man eben diesen Grundsatz einhält und nicht Grossaktionäre 

bevorzugt. Das gilt auch, wenn der Grossaktionär der Kanton Zürich ist.  

Das Postulat fordert im Prinzip den Regierungsrat und indirekt den Verwal-

tungsrat der Flughafen AG auf, einen Rechtsbruch zu begehen, indem es et-

was verlangt, was gemäss schweizerischem Aktienrecht nicht zulässig ist. 

Als privatrechtliches Unternehmen ist die Flughafen AG allen Aktionärin-

nen und Aktionären verpflichtet, und es gibt eben zwei Drittel dieser Aktio-

näre, die privat sind und vielleicht durchaus Interesse haben, dass der Flug-

hafen sich für die Wirtschaftsregion Zürich engagiert. Wem das nicht passt, 

für den gibt es zwei Möglichkeiten: Entweder stellen Sie den Antrag, dass 

die Flughafen AG verstaatlicht wird. Ob Sie dafür eine Mehrheit finden, da 

habe ich meine Zweifel. Oder die andere Alternative ist: Sie stellen den An-

trag, dass der Kanton Zürich seine Anteile am Flughafen veräussert. Dann 

müssen Sie sich auch nicht mehr aufregen, wenn er etwas macht, was Ihnen 

nicht passt. Die Mitte lehnt das Postulat ab. 

 

Donato Flavio Scognamiglio (EVP, Freienstein-Teufen): Kann Transparenz 

schaden? Jetzt könnte man sagen, «eigentlich nicht». Sie als Politiker und 

Politikerinnen wissen, dass Sie bei Wahlkämpfen alles angeben müssen, und 

ich kann Ihnen persönlich bestätigen: Es kann schaden, wenn Sie alles ange-

ben. Wenn Sie plötzlich viel ausgeben, dann heisst es: Woher hast du das 

Geld? Willst du dir deinen Sitz kaufen? Also Transparenz ist wichtig, aber 

auch gefährlich. Und jetzt könnte man sagen: Der Flughafen soll doch ein-

fach transparent sein. Ich persönlich finde, ja. Wenn er nichts zu verbergen 

hat, soll er das sein. Aber das Problem ist eben: Bei uns Politikern gibt es 

eine gesetzliche Grundlage, die das verlangt, und im Aktienrecht haben wir 

das nicht. Also wir könnten als dritte Variante – dies in Ergänzung zu 

Thomas Anwander – das Aktienrecht entsprechend anpassen. Das wäre dann 

etwas, was auf Stufe Bern möglich wäre, wo wir eben die Verpflichtung hät-

ten, diese Gelder anzugeben. 

Mir persönlich ist Transparenz trotz schmerzhafter Erfahrungen ein grosses 

Anliegen und ich bitte den Flughafen einfach, transparent zu sein. Aber mit 

der aktuellen Gesetzeslage ist dies nicht möglich. Und by the way, unsere 

gewählte Regierungsrätin (Carmen Walker Späh) im VR (Verwaltungsrat) 
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hat die Transparenz. Ich bin noch nie in einem Verwaltungsrat gewesen, wo 

der Verwaltungsrat etwas will und niemand bewegt sich. Wenn der Verwal-

tungsrat sagt «ich will etwas wissen», dann geht es zwei Sekunden und dann 

hast du Antwort. Also wir haben eine gewählte Vertreterin, die die Transpa-

renz hat. Aber wir haben nicht die gesetzliche Grundlage, die es uns ermög-

licht, eine Aktiengesellschaft zu etwas zu zwingen, das rechtlich nicht zuläs-

sig ist.  

Persönlich meine Empfehlung: Flughafen, sei doch transparent! Dann wer-

det ihr hören, was ihr eh schon wisst, daher fordert ihr das ja. Als EVP kann 

ich das nicht unterstützen, denn wir haben Gesetze. So wie ich als Privater 

mich daran halten muss, muss sich auch der Flughafen an die Gesetze halten. 

Sonst ändern wir doch diese Gesetze, das können wir als Politiker. Besten 

Dank. 

 

Judith Anna Stofer (AL, Dübendorf): Ich muss jetzt halt auch nochmals in 

die Kerbe schlagen, dass die Flughafen Zürich AG keine normale Aktienge-

sellschaft ist. Die Flughafen Zürich AG ist zwar eine privatrechtliche Akti-

engesellschaft, das ist aber das einzig Private an der Flughafen Zürich AG. 

Ein Drittel der Aktien der Flughafen Zürich AG gehören dem Kanton, 5 Pro-

zent der Stadt Zürich. Damit gehört ein grosser Teil der Aktien der Öffent-

lichkeit. Die Luftfahrt fällt in die Kompetenz des Bundes, das heisst, die 

Flughafen AG hat einen Auftrag des Bundes und erfüllt damit eine öffentli-

che Aufgabe. Hinzu kommt, dass der Flughafen Zürich bis Anfang des Jah-

res 2000 Teil der öffentlichen Verwaltung des Kantons Zürich war. Der 

Flughafen wurde jahrzehntelang mit öffentlichen Steuergeldern gebaut und 

ausgebaut, er ist also wirklich eine sehr öffentliche Sache. Und im Jahr 2000 

hat man gesagt: Okay, wir werden jetzt eine private Aktiengesellschaft. Die 

Flughafen Züricher AG ist also durch und durch eine öffentliche Institution, 

die im Auftrag der Öffentlichkeit eine öffentliche Aufgabe wahrnimmt. Das 

sollte auch den privaten Aktionärinnen und Aktionären bekannt sein, denn 

es ist ja eine gemischtwirtschaftliche Aktiengesellschaft.  

Leider scheint dies der Flughafen Zürich AG bis heute nicht bekannt zu sein. 

Seit Jahren verhält sie sich wie eine private kapitalistische Organisation mit 

extrem hohen Salären und Entschädigungen, die einzig dem Wohl des Un-

ternehmens verpflichtet ist und gegenüber der Öffentlichkeit keine Rechen-

schaft über ihre undemokratischen Gepflogenheiten ablegen muss. Es ist da-

rum nicht verwunderlich, dass der Regierungsrat in seinem Postulatsbericht 

auf Seite 3 schreibt, ich zitiere: Die Forderungen nach einem öffentlich ein-

sehbaren Spendenregister könne der Regierungsrat nicht von sich aus, son-

dern nur mit Unterstützung der FZAG erfüllen. Bei mir brennt sich beim 

Lesen dieses Satzes im Kopf unweigerlich das Bild des Regierungsrates ein, 
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der unterwürfig und mit treuherzigen Augen den Verwaltungsrat bittet, er 

möge doch die Spenderinnen- und Spenderliste veröffentlichen.  

Wie ich bereits ausgeführt habe, nimmt die Flughafen Zürich AG eine öf-

fentliche Aufgabe wahr. Die Flughafen Zürich AG ist also nicht nur Aktio-

närinnen und Aktionären und dem Unternehmen zum Wohle verpflichtet, 

sondern auch der Bevölkerung im dicht besiedelten Flughafengebiet sowie 

der Öffentlichkeit. Wie unlängst eine Rechtsprofessorin (Odile Ammann, 

Universität Lausanne) gegenüber SRF (Schweizer Radio und Fernsehen) 

ausgeführt hat, kann die Flughafen Zürich AG nicht einfach nur schalten und 

walten, wie sie es für gut befindet, sondern sie ist auch an die Grundrechte 

gebunden, die in unserem Land für alle gelten. Das heisst, sie kann nicht 

ohne Grund gewisse Parteien mit hohen Spenden beglücken, andere Parteien 

hingegen nicht. Die Flughafen Zürich AG müsste also alle Parteien gleich 

behandeln.  

Und damit sind wir mitten im demokratiepolitischen Skandal: Die Flughafen 

Zürich AG hat mit ihrer Spendenpolitik ihr wohlgesinnte Parteien, wie bei-

spielsweise die FDP und Die Mitte, unterstützt. Die Alternative Liste will 

keine Verhältnisse wie in einer Bananenrepublik, wo Willkür, Bestechlich-

keit und Korruption vorherrschen. Wir leben in einem demokratischen 

Rechtsstaat mit Grundrechten und in dem Transparenz und Grundrechte 

eben wichtig sind. Aus diesem Grund setzen wir uns dafür ein, dass Emp-

fängerinnen und Empfänger der Spenden zwischen 2020 und heute mit Da-

tum, Betrag, Empfängerinnen und Empfängern sowie Zweck publiziert wer-

den. Wir erwarten zudem, dass künftig alle Spenden in einem öffentlich ein-

sehbaren Spendenregister offengelegt werden.  

Wir überweisen das Postulat. Besten Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

Christoph Marty (SVP, Zürich): Der Regierungsrat lässt uns in seiner Ant-

wort wissen, dass er sich zu den Spenden der Flughafen Zürich AG bereits 

in mehreren Vorstössen geäussert habe. Damit will er den dringlichen Pos-

tulanten vermutlich subtil zu verstehen gegeben, dass er eine gewisse Sinn-

haftigkeit darin erkennen könnte, nicht ständig dieselben Fragen beantwor-

ten zu müssen. Weiter erinnert uns die regierungsrätliche Antwort wieder 

einmal daran, dass am 28. November 1999 das Gesetz über den Flughafen 

Zürich von den Stimmberechtigten des Kantons Zürich mit einem klaren 

Mehr von 61 Prozent angenommen und so der Auslagerung des Betriebs des 

Flughafens Zürich an eine privatrechtliche Aktiengesellschaft zugestimmt 

wurde. Der Regierungsrat hat aber dennoch alle Hebel in Bewegung gesetzt, 

um das Postulat zu beantworten. 

Wenn wir hingegen eine Anfrage machen zur Finanzierung mit Steuergel-

dern der ganzen Vorfeldorganisationen und sogenannten NGO – Domenik 
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Ledergerber hat es bereits angesprochen –, dann werden wir «abgebügelt» 

und die Auskünfte werden uns unter Missachtung des Öffentlichkeitsprin-

zips verweigert. Die Flughafen Zürich AG ist jedenfalls eine privatrechtliche 

Aktiengesellschaft. Dementsprechend kommt ihr grundsätzlich die gleiche 

unternehmerische Eigenständigkeit wie jeder anderen Aktiengesellschaft zu. 

Daran ändert auch die Minderheitsbeteiligung des Kantons Zürich und die 

damit verbundene Abordnung in den Verwaltungsrat nichts. Der Kanton 

kann weder eigenmächtig als Minderheitsaktionär über die Informationen 

der Flughafen Zürich AG verfügen, noch kann er beliebig Informationen ein-

fordern. Dennoch gelangte die Volkswirtschaftsdirektion an die Flughafen 

Zürich AG. Die erhaltene Antwort ist ausgesprochen umfang- und auf-

schlussreich, Zitat: «Die Flughafen Zürich AG ist dem Kantonsrat aufgrund 

des Aktienrechts und des Flughafengesetzes nicht auskunftspflichtig»; dies, 

obwohl im «Blick» etwas anderes steht. Nun gut. 

Der Unternehmensführung der Flughafen Zürich AG kommt die Aufgabe zu, 

die Unternehmensinteressen zu wahren. Diese umfassen auch das Recht und 

die Pflicht, sich für wirtschaftliche und politische Anliegen, die im speziellen 

Unternehmensinteresse sind, und sich gegen politische Initiativen, welche 

die Interessen des Unternehmens und dessen nachhaltige Entwicklung ge-

fährden, einzusetzen. Da haben wir also den Stein des Anstosses. Danach 

folgen lange und detaillierte Erklärungen, mit welchen alle Spenden und 

Zahlen offengelegt werden. Damit wird dem Anliegen des Postulats nicht 

vom Regierungsrat, sondern von der Flughafen Zürich AG vollumfänglich 

Rechnung getragen. Auch aus diesem Grund beantragt der Regierungsrat, 

das dringliche Postulat abzulehnen. 

 

Harry Robert Brandenberger (SP, Pfäffikon): Als Präsident von Pro Natura 

Zürich muss ich auf das Votum von Domenik Lederberger antworten: Es ist 

unsäglich, wie du wieder einmal Whataboutism machst und alle in einen 

Topf wirfst. Wir sind eine komplett andere Organisation, wir sind ein Verein. 

Ich kann es an ein paar wenigen Punkten festmachen: Im Gegensatz zu Josef 

Felder (Verwaltungsratspräsident der FZAG), der 297'000 Franken als VR-

Präsident bekommt, bekomme ich minus 100 Franken, das ist nämlich mein 

Mitgliederbeitrag, den ich zahle. Wir sind ZEWO-Gütesiegel-konform (Stif-

tung für Spenden-Zertifizierung) aufgestellt, das heisst, wir sind transparent 

und wir zahlen nichts an politische Parteien. Ich kann es dir nur immer wie-

der an den Kopf werfen: Wir zahlen nichts an politische Parteien. Was wir 

machen: Wir haben einen politischen Naturschutz, wir investieren insofern 

in unsere politische Arbeit. Da sind wir im Bereich von etwa 20'000 Franken 

im Jahr. 20'000 Franken, das ist um Faktoren kleiner als das, was andere 
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machen, einfach hier wieder einmal das Ganze ins rechte Licht gerückt. Bes-

ten Dank, dass du das zur Kenntnis nimmst. 

 

Andreas Hasler (GLP, Illnau-Effretikon): Wir haben das abgemacht, Harry 

Brandenberger und ich, dass Harry Brandenberger dazu spricht, was wir aus-

geben für die Politarbeit. Und ich als ehemaliger Geschäftsleiter und heutiger 

Projektleiter bei Pro Natura Zürich – das meine Interessenbindung – kann 

Ihnen einfach sagen, was wir vom Kanton Zürich an Spenden erhalten. Ich 

musste nicht sehr lange nachschauen, der Betrag ist null Franken. Pro Natura 

Zürich gibt es seit 1958, seither hat Pro Natura Zürich noch nie eine Spende 

des Kantons Zürich erhalten, hat auch noch nie eine Leistung des Kantons 

Zürich erhalten, nur weil es Pro Natura Zürich gibt. Das ist beim Zürcher 

Bauernverband ja etwas anders, dort führt der Kanton Zürich die Mitgliede-

radministration, da gibt es durchaus Unterschiede zwischen den Verbänden. 

Was ich auch noch sagen kann: Pro Natura Zürich hat vom Kanton Zürich 

nie einen Beitrag für eine politische Arbeit erhalten. Was Pro Natura Zürich 

vom Kanton an Mitteln erhalten hat, das ist für praktische Projekte im Feld, 

namentlich dann, wenn sie kantonale Naturschutzgebiete betreffen. Dort er-

halten wir immer wieder Projektbeiträge, und das ist durchaus auch logisch: 

Der Kanton Zürich hat ja auch die Aufgabe, die eigenen kantonalen Schutz-

gebiete zu unterhalten. Wenn er also einen Beitrag für ein Projekt an Pro 

Natura Zürich bezahlt, dann spart er damit Geld, weil Pro Natura Zürich sel-

ber auch noch Geld in dieses Projekt einschiesst. Und das ist dann auch die 

Leistung von Pro Natura Zürich an den Kanton Zürich, an die Bevölkerung 

des Kantons Zürich, die Herr Ledergerber nicht erkennen will, dass die Na-

turschutzgebiete gut unterhalten sind, dass sie sich weiterentwickeln und 

dass sie eben sehr gute Naherholungsgebiete für die Leute im Kanton Zürich 

sind. 

 

Roger Cadonau (EDU, Wetzikon): Beim Postulat geht es um das Einfordern 

von Transparenz, ähnlich wie bei Toleranz. Wenn es um andere geht, wird 

es eingefordert und gefordert, bei einem selber nicht. Von daher ein klares 

Nein zu diesem Postulat. Besten Dank. 

 

Bernhard im Oberdorf (parteilos, Zürich): Es gehört sich ja, dass man in 

diesem Rat die Interessenbindungen kundtut. Ich mache das, auch wenn sie 

nur allfällig sind: Ich bin im Vorstand der Schweizer Luftfahrtjournalisten 

und befasse mich dort immer wieder mit Luftfahrtthemen gemäss den Krite-

rien der journalistischen Qualität. So habe ich mich zum Gebaren der Luft-

fahrtgesellschaften auch schon öfter kritisch geäussert, das kann man nach-

lesen. Ich habe mich hier drin aber auch für den Flughafen eingesetzt, denn 
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bei den Pistenverlängerungen ging es um die Sicherheit. Das Postulat wirkt 

auf mich etwas wie selektive Entrüstung, und dazu gehört auch diese Sophis-

tik, mit der versucht wird zu sagen, der Flughafen sei etwas ganz Besonderes 

und für ihn gälten ganz besondere Regeln. Das ist nicht glaubwürdig. Ich 

erinnere mich noch daran, wie in der Flughafendebatte hier von der linken 

Seite alles nur unter einem Aspekt gesehen wurde, der Sicherheitsaspekt 

wurde voll ausgeblendet, mit anderen Worten: Man hat dort einfach ein Si-

cherheitsrisiko in Kauf genommen, das durch zu kurze Pisten entstehen 

könnte. In diesem Sinne muss ich wirklich sagen: Ein solches Postulat, das 

nur dazu dient, Material zu sammeln, um Polemik gegen den Luftverkehr zu 

machen, das ist nicht glaubwürdig. Und es schadet auch der Glaubwürdigkeit 

der Postulanten, muss ich sagen. 

 

David John Galeuchet (Grüne, Bülach): Für mich ist es unglaublich, dass 

die Flughafen AG mit irgendeiner anderen Aktiengesellschaft in unserem 

Land verglichen wird. Da verschliessen Sie wirklich die Augen, das ist für 

mich völlig unglaublich. Die Flughafen AG ging aus einer kantonalen Di-

rektion hervor, das war die Flughafendirektion, das war eine Abteilung in 

unserer kantonalen Verwaltung. Dann, zweitens: Die Flughafen AG hat eine 

Konzession des Bundes. Die Flughafen AG kann nur Geld verdienen, weil 

sie diese Konzession erhalten hat und den Flugbetrieb für die ganze Schweiz 

organisiert. Und ich denke, in dieser Situation müssten Sie sagen, die SBB, 

unsere Telefongesellschaft oder unsere EKZ (Elektrizitätswerke des Kantons 

Zürich), all diese seien einfach eins zu eins Gesellschaften. Da verschliessen 

Sie wirklich die Augen. Bei dieser Gesellschaft hat der Bürger das Recht, 

dass der Kanton genau hinschaut, dass wir hier aufpassen; einerseits sicher 

auch wegen des Lärmschutzes für unsere Bevölkerung, und andererseits darf 

die Bevölkerung ganz klar Transparenz haben, wo diese Gelder hingehen, 

die nur durch eine öffentliche Konzession verdient werden. Und die Flugha-

fen AG kann – ihr wird das nicht verboten durch das Gesetz – diese Daten 

transparent machen. Frau Walker Späh, hier hätten Sie die Möglichkeit, da-

rauf hinzuwirken. Die Flughafen AG kann das einfach tun. 

 

Hans Egli (EDU, Steinmaur): Ich möchte Ihnen schnell den Zweck der Flug-

hafen AG nochmals wiederholen: Der Zweck der Flughafen AG ist Betrieb 

und Entwicklung eines Flughafens als Verkehrs- und Begegnungsdreh-

scheibe, um Menschen und Güter zu verbinden. Dies beinhaltet den sicheren 

Flugbetrieb, die Abfertigung von Passagieren und Fracht, die Entwicklung 

kommerzieller Flächen und Immobilien sowie die nachhaltige Weiterent-

wicklung des Standorts. Und ich denke, das müssen wir uns einfach einmal 

bewusst sein, was die Arbeit, was die Aufgabe der Flughafen AG ist. Von 
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dem leitet sich auch ein gewisses Engagement für den Support der Flughafen 

AG ab.  

Und ja, die Flughafen AG hat Parteien unterstützt, die eine flughafenfreund-

liche Politik gemacht haben oder machen. Und da frage ich Sie, Herr Forrer 

insbesondere: Ist das verwerflich, dass ich Leute unterstütze, die mir wohl-

gesinnt sind? Ich bin der Meinung, das sei nicht verwerflich, wenn es im 

Sinne der Firma ist. Und hier möchte ich dann noch erwähnen: Wir alle dür-

fen dankbar sein, dass es die Flughafen AG gibt, vor allem, dass die Flugha-

fen AG so gut wirtschaftet, dass sie täglich 1 Million Franken investieren 

kann. Ich finde, das ist eine gigantische Zahl und da dürfte man auch von 

linker Seite eine gewisse Anerkennung dieser Leistung anbringen. Ich denke, 

es ist wirklich wichtig, dass wir uns dessen bewusst sind. Und ich denke – 

und das ist ja der Titel dieses Postulats – schlussendlich sprechen wir ja von 

Transparenz bei den Spenden. Das finde ich auch wichtig, Transparenz ist 

wichtig und die Transparenz soll so weit wie möglich gehen, sodass sie der 

Firma selber nicht schadet.  

Ich denke, in der Antwort dieses dringlichen Postulats haben wir die Antwort 

erhalten, wir wissen jetzt, wo das Geld hingeht. Wir wissen auch, wer wei-

terhin Geld erhält und wer kein Geld mehr erhält, nämlich die Parteien. Und 

hier möchte ich Ihnen von der linken Seite auch sagen, insbesondere Herrn 

Forrer, danke, haben Sie mich angesprochen: Die EDU hat nie einen Cent 

erhalten, im Gegensatz zu Ihrer Seite, kann ich sagen. Sie haben ja diese 

Fragen von Herrn Ledergerber auch nicht beantwortet, woher Sie Support 

bekommen. Sie bekommen auch Support, verschiedene Institutionen. Das 

muss nicht nur immer Geld sein, das kann auch persönlicher Support sein, 

das ist indirekt auch eine Geldzahlung. Und dann müssen wir so ehrlich sein 

hier drin: Wir alle erhalten hin und wieder irgendwelche Unterstützungen 

von Leuten, meistens eben ideeller Art, aber wir erhalten das alle. Und darum 

finde ich es ein bisschen heikel, wenn man mit Steinen wirft, wenn man sel-

ber im Glashaus sitzt. Ich sage nur ein Beispiel: Wir alle erhalten von Zeit 

zu Zeit eine Einladung ins Opernhaus. Und wir wissen, was so eine Karte 

kostet. Eine solche Karte kostet 400 Franken für zwei Personen, 400 Fran-

ken. Auf der linken Seite wird diese Einladung auch angenommen. Ich muss 

sagen, ich war auch schon einmal dort. Also seien wir doch so ehrlich und 

so selbstkritisch, dass wir einfach auch sagen: Ja, wir alle profitieren von 

Support. Wir sind sogar – ich gehe so weit –, wir sind als Parteien auf Sup-

port sogar angewiesen, das ist nun einmal so.  

Vielleicht zum Schluss: Seien wir doch so ehrlich, dass wir wirklich sagen 

können, dass dieses Postulat etwas zutage gefördert hat, das gut war, das 

auch dem Vertrauen für die Politik hilft. Und seien wir jetzt aber auch so 

ehrlich und sagen: Dieses Postulat hat die Antworten gebracht, die wir haben 
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wollten. Es ist nichts mehr offen und darum müssen wir dieses Postulat jetzt 

auch nicht mehr weiterverfolgen. Danke vielmals. 

 

Nicola Siegrist (SP, Zürich): Geschätzter Herr Kantonsrat Egli, wir wissen 

ja eben genau nicht, an wen das Geld fliesst. Nur weil Sie es dreimal wieder-

holen, wird es damit nicht wahr. Wir wissen ungefähr, was der Schnitt (der 

ausbezahlten Beiträge) der letzten fünf Jahre war, aber wir wissen nicht, an 

wen es fliesst, wir wissen nicht – und das ist die Forderung im Kern –, wie 

viel an welche Organisationen und Verbände und zu welchem Zweck. Das 

ist nicht aufgeschlüsselt. Und deshalb muss ein Transparenzregister her, und 

zwar nicht nur für die Vergangenheit, sondern auch für die Zukunft.  

Kennen Sie das Lindt&Sprüngli-Gesetz (Schweizer Schokoladenhersteller)? 

Nein? Ich auch nicht, weil es das nicht gibt. Es gibt aber sehr wohl ein Flug-

hafengesetz. Sie können nicht die Flughafen Zürich AG x- und x- und x-mal 

wieder mit einem anderen privaten Unternehmen vergleichen, wenn offen-

sichtlich ein klarer Unterschied besteht. Welches andere private Unterneh-

men hat ein explizites Gesetz, wo wir Dinge festschreiben, wo wir den ur-

sprünglichen Zweck des Unternehmens festschreiben, wie ihn Herr Egli ge-

rade vorher auch vorgelesen hat? Es gibt offensichtlich einen Unterschied. 

Wie viele von Ihnen würden dieses Unternehmen denn scheitern lassen, 

wenn es ihm schlecht ginge? So wie die FDP vorher wieder festgestellt hat, 

wie sie sich zu diesem Unternehmen bekennt, würde sie es ganz sicher nicht 

serbeln lassen.  

Es scheint mir kein Zufall zu sein, dass alle Parteien, die in den letzten Jahren 

vom Unternehmen, vom Flughafen Zürich, Geld erhalten haben, jetzt auch 

diesen Transparenzvorstoss ablehnen. Sie konnten im Wesentlichen nicht 

den Gegenbeweis erbringen. Und besonders erstaunt bin ich da von der SVP. 

Ich bin sehr überzeugt, dass Ihre eigene Basis nicht dulden würde, dass Sie 

hier gegen Transparenz ankämpfen. Sie machen Whataboutism und zeigen 

auf andere Dinge, aber auf den Kern des Postulats sind Sie nicht eingegan-

gen, Herr Ledergerber, Sie haben abgelenkt, weil Sie nicht möchten, dass Sie 

nachher auf die Finger gehaut bekommen von Ihrer eigenen Parteibasis. Die 

möchte Transparenz. Die findet den Flughafen gut, das ist ja klar, aber sie 

möchte, dass Sie Transparenz schaffen.  

Und zum Schluss erscheint mir doch auch noch wichtig zu betonen: Der Re-

gierungsrat könnte vom Flughafen wenigstens einfordern, dass man das 

transparent macht. Selbst wenn man an diese fadenscheinige Begründung 

glaubt, dass der Kanton keine speziellen Rechte hat, das einzufordern, 

könnte der Regierungsrat das vom Flughafen verlangen. Und der Flughafen 

würde das vermutlich machen, denn der Flughafen weiss, dass man auf die 

Unterstützung des Kantons angewiesen ist. 
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Aber Sie haben in Ihrer Antwort, Frau Regierungsrätin, ja mit keinem Wort 

gesagt, dass Sie das eigentlich eine gute Forderung finden. Sie haben sich 

immer noch hinter diesen fadenscheinigen Begründungen bezüglich Aktien-

gesellschaft versteckt. Haben Sie etwas Mut, stehen Sie hin, sagen Sie dem 

Flughafen, wo es hingehen soll. Wir brauchen Transparenz, wo das Geld 

dieser Unternehmung hinfliesst, dann ist diese Forderung auch endlich er-

füllt. 

 

Selma L'Orange Seigo (Grüne, Zürich): Ich muss einfach noch einmal etwas 

sagen zu diesen Anschuldigungen, ja, wir nähmen ja alle ein bisschen Geld, 

und ja, dieser Graubereich. Das stimmt einfach nicht. Ich kann Ihnen für die 

Grünen ganz klar Auskunft geben: Wir haben Transparenzrichtlinien, Sie 

finden diese online auf unserer Webseite. Sie können in unserer Jahresrech-

nung nachschauen, da wird alles transparent ausgewiesen. Wir haben Mittel 

vor allem von unseren Mitgliedern, von Spenderinnen und Spendern. Und 

nein, es gibt da nicht irgendwelches Gemauschel von Firmen, die uns halt 

noch ein bisschen was zahlen. Gewerkschaften finanzieren uns auch nicht, 

NGO finanzieren uns auch nicht, ich möchte das klar festhalten.  

Und noch zur Oper, Herr Egli: Also 400 Franken kostet ein Ticket nicht. Ich 

gehe manchmal auch in die Oper, ohne dass ich als Kantonsrätin eingeladen 

werde. Also da haben Sie offenbar schon lange kein Ticket mehr selbst ge-

kauft. Besten Dank. 

 

Christa Stünzi (GLP, Horgen) spricht zum zweiten Mal: Ich habe jetzt ganz 

gut zugehört, und wenn ich richtig gehört habe, dann möchten Sie mehr 

Transparenz von Firmen und Institutionen mit staatlichen Beiträgen, insbe-

sondere privaten Firmen. Um die Antwort auf die Frage von Herrn Siegrist 

zu geben: Es gibt noch weitere Firmen, die Gesetze haben, die nach ihnen 

benannt werden, das Opernhaus-Gesetz, das EKZ-Gesetz, das ZKB-Gesetz 

(Zürcher Kantonalbank), das SBB-Gesetz. All diese Firmen sind mit dem 

Flughafen gleichzustellen. Und ich fordere nicht, dass wir hier den Flugha-

fen mit irgendwelchen anderen Verbänden gleichstellen, sondern wenn, 

dann zumindest mit denen, die mit ihnen vergleichbar sind, das heisst einer 

Swisscom (Schweizer Telecom-Unternehmen), einer SBB, einer EKZ, einer 

ZKB und so weiter. Das würde heissen, dass man legislativ tätig wäre, und 

da komme ich auf das Votum von Donato Scognamiglio zurück: Das wäre 

unsere Aufgabe, hier generell abstrakte Normen oder, anders gesagt, gesetz-

liche Grundlagen zu schaffen, und dann bekommen wir auch die Informati-

onen, die wir uns erhoffen. Aber eine Firma herauszugreifen, ohne die ge-

setzliche Grundlage zu haben, das ist stossend. 
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Rosmarie Joss (SP, Dietikon): Eine kleine Anmerkung an die GLP: Die EKZ 

sind keine Aktiengesellschaft, sie sind eine Anstalt und zu 100-prozentig im 

Besitz des Kantons Zürich. Die ZKB ist keine Aktiengesellschaft, die ist 

auch voll im Eigentum des Kantons Zürich. Das sind also komplett andere 

Rechtsformen, bitte verwechseln Sie das nicht. Aber ich habe, glaube ich, 

die GLP richtig verstanden: Wenn wir bei all diesen Unternehmungen volle 

Transparenz fordern wollen, dann sind Sie offensichtlich dabei. Das machen 

wir sehr gerne, wir können gleich nachher zusammen einen Vorstoss ma-

chen. Herzlichen Dank, dass Sie ihn mitunterstützen. Darüber hinaus könn-

ten Sie jetzt schon einmal dafür sorgen, dass der erste Teil gemacht wird, 

und heute zustimmen. Danke. 

 

Domenik Ledergerber (SVP, Herrliberg) spricht zum zweiten Mal: Ich 

nehme von den Herren Brandenberger und Hasler zur Kenntnis: Parteispen-

den entrichten Sie nicht, das verteufeln Sie sogar. Auch Selma L'Orange 

Seigo glaube ich, dass Sie diese Spenden nicht entgegennehmen. Aber was 

ist dann mit persönlicher Unterstützung von Politikerinnen und Politikern? 

Ist das etwas anderes? Aha, nein? Harry Brandenberger hat im letzten Wahl-

kampf mindestens 1000 Franken von Pro Natura erhalten, David Galeuchet 

mindestens 740 Franken von Pro Natura, das steht im Protokoll zum Ge-

schäft 179/2023. Wo ist jetzt das Problem, wo ist der Unterschied? Erklären 

Sie mir das bitte. Bitte tun Sie es weiter, denn es belebt unseren politischen 

Diskurs, ich habe überhaupt nichts dagegen. Aber tun Sie nicht so, als wür-

den Sie keine Spendengelder entgegennehmen. Und bitte achten Sie in Zu-

kunft ganz genau darauf, dass Projektgelder für Pro Natura vom Kanton Zü-

rich wirklich auch ausschliesslich für diese Projekte eingesetzt werden. 

 

Thomas Forrer (Grüne, Erlenbach) spricht zum zweiten Mal: Die Heftigkeit 

dieser Debatte zeigt doch, dass das immer noch ein wunder Punkt auf der 

rechten Seite ist. Und ich muss natürlich sagen: Mir wäre auch ein bisschen 

heiss auf dem Stuhl, wenn meine Partei von einem staatsnahen Betrieb bis 

zu 80'000 Franken im Jahr entgegengenommen hätte. Stellen Sie sich vor, 

die Schweizerische Post, eine spezialgesetzliche AG, würde den linken Par-

teien oder der UNIA (Gewerkschaft) Geld ausschütten. Stellen Sie sich vor, 

wie Sie dort drüben aufschreien würden. Stellen Sie sich vor, die SBB würde 

den Grünen Geld für den Wahlkampf geben, weil wir eine konstruktive ÖV-

Politik betreiben. Wie würden Sie auf der anderen Seite aufschreien! Aber 

wenn es um Sie und Ihre bürgerlich nahen Organisationen geht, dann ver-

steckt man sich hinter Formalismen, dann kann man sich verrenken und kni-

cken, Hauptsache, man muss der Transparenz nicht ins Auge schauen.  
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Und ich muss sagen, da ist vielleicht sogar die Flughafen Zürich AG einen 

Schritt weiter als Sie in Ihren Parteien und bürgerlichen Organisationen, 

denn ich lese in der Stellungnahme der Flughafen Zürich AG das kursiv Ge-

druckte im Postulat: «Wir anerkennen», heisst es da von der FZAG, «ein 

öffentliches Interesse an den Beitragszahlungen der FZAG». Lernprozess! 

Gerne nehmen wir die Gelegenheit wahr, die durch die FZAG getätigten Bei-

träge an Verbände und Institutionen einzuordnen. Okay, einzuordnen ist 

noch keine Transparenz, aber am Ende heisst es: Wir überlassen es den Par-

teien und Organisationen, den Empfang einer Spende zu kommunizieren o-

der nicht. Sie müssen sich also gar nicht hinter irgendwelchen aktienrechtli-

chen Formalismen verstecken, Sie können hier einfach aufstehen und sagen: 

Wir, die SVP, haben so und so viel bekommen, wir von der Handelskammer 

haben so und so viel, wir vom Gewerbeverband haben so und so viel, wir 

von Economiesuisse haben das und das eingesackt. Sie können das einfach 

hier erzählen und Transparenz schaffen. Denn offenbar selbst die FZAG an-

erkennt, dass die Beiträge, die sie ausschüttet, von einem öffentlichen Inte-

resse sind. Sie müssen sich also nicht verrenken, stehen Sie auf und sagen 

Sie es einfach. Aber ich weiss schon, es ist wahrscheinlich ziemlich viel und 

es ist halt ein Grundgesetz in der Politik, vor allem in der Finanzpolitik: Wer 

mit verdeckten Karten spielt, hat meistens etwas zu verbergen. 

 

Christoph Marty (SVP, Zürich) spricht zum zweiten Mal: Es ist ja rührend, 

dass Sie sich Sorgen um unsere Basis machen, welche ein Problem mit dem 

Flughafen Zürich haben könnte. Ich kann Ihnen versichern, dem ist nicht so. 

Und da die Postulanten offensichtlich ein Problem mit dem Flughafen Zürich 

haben, ja, was könnte man da tun? Sie könnten ja versuchen, einen Volks-

entscheid von 2020, welcher den Flughafen für die öffentliche Hand zu ei-

nem Goldesel wie aus dem Märchen gemacht hat, wieder rückgängig zu ma-

chen, zum Beispiel mit einer Volksabstimmung, welche die Gründung der 

«VEB Interflug», des volkseigenen Betriebs für internationalen Flugverkehr 

des Kantons Zürich, fordern würde. Mit dessen Umsetzung wäre es dann 

schlagartig vorbei mit der Erfolgsgeschichte, welche der öffentlichen Hand 

seit der Privatisierung bis Ende 2024 Dividenden in der Höhe von 579 Mil-

lionen Franken an Bund, Kanton, Stadt und Gemeinden eingebracht hat. 

Aber vielleicht beginnen Sie auch endlich einzusehen, dass der Flughafen 

Zürich eine der entscheidenden Trumpfkarten des Kantons und des Landes 

ist, dass der Flughafen nicht nur Garant für eine gute Erreichbarkeit der 

Schweiz, sondern auch ein eminent wichtiger Wirtschaftsstandort ist. In den 

über 300 Betrieben haben rund 27'000 Menschen einen Arbeitsplatz gefun-

den, der bedeutendste davon ist die Flughafen Zürich AG. Auch wenn von 
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Ihnen als Gegner des Flughafens angenommen wird, wie wir Ihren Postula-

ten entnehmen können, der Flughafen Zürich AG sei so eine Art Halb-Staats-

betrieb, so trifft dies nachweislich nicht zu. Sehen Sie endlich ein, dass die 

Rechtslage eine andere ist, auch wenn im «Sonntagsblick» etwas anderes 

gestanden hat.  

Wem diese börsenkotierte Aktiengesellschaft ihre Unterstützung zukommen 

lassen will, ist nicht Sache der Politik. Und wie wir der ausführlichen Ant-

wort der Flughafen Zürich AG entnehmen können, werden politische Par-

teien nicht unterstützt. Ich würde an dieser Stelle an die Verantwortlichen 

der Flughafen Zürich AG appellieren: Seien Sie mutig und entschlossen, un-

terstützen Sie künftig Parteien, Organisationen und Verbände und Gruppie-

rungen, welche gegenüber dem Flughafen und dem Wirtschaftsstandort Zü-

rich freundlich, positiv eingestellt sind, und helfen Sie so mit, den Einfluss 

der feindlich negativen Kräfte, deren politisches Wirken auf die Zersetzung 

des Erfolgsmodells Flughafen Zürich AG ausgerichtet ist, einzudämmen. Da 

die Forderungen des Postulats von der Regierung als eindeutig falscher Ad-

ressatin unmöglich erfüllt werden können, ist es eigentlich irrelevant, wie 

wir uns dazu stellen, aber der guten Ordnung halber: Bitte ablehnen! 

 

Hans Egli (EDU, Steinmaur) spricht zum zweiten Mal: Ich bin ja bekannt 

dafür, dass ich flughafenkritisch bin, ich habe jede Pistenverlängerung abge-

lehnt. Und trotzdem muss ich sagen: Es ist wichtig, dass es der Flughafen 

AG gut geht, dass sie prosperiert und dass es ihr gut geht. Und da möchte ich 

insbesondere Herrn Forrer ansprechen: Was spricht dagegen, dass die Flug-

hafen AG Personen oder Parteien unterstützt – oder in der Vergangenheit 

unterstützt hat, so muss ich ja sagen –, die ihre Interessen vertreten? Das ist 

doch völlig normal. Die Grüne Partei empfiehlt auch keine Vertreter – oder 

sagen wir es so –, BirdLife (Vogelschutzorganisation) empfiehlt auch keine 

Vertreter der bürgerlichen Seite zu irgendeiner Wahl. Ich werde von Bir-

dLife nie eine Wahlunterstützung erhalten, das ist einfach so, das liegt in der 

Natur der Sache. Das möchte ich einfach hier wirklich nochmals betonen. Es 

ist doch völlig legitim, dass eine Firma die Personen unterstützt, die ihr wohl-

gesinnt sind, und darum sage ich schon: Transparenz, ja, das hat die Flugha-

fen AG mit der Beantwortung des Postulats gemacht. Transparenz, ja, aber 

sie muss verhältnismässig sein.  

Und einfach zu Selma L’Orange Seigo: Wenn Sie den Ticketpreis herunter-

brechen, die 85 Millionen Franken, die der Kanton Zürich dem Opernhaus 

bezahlt, dividiert durch die Zahl der Eintritte, dann ergibt das pro Eintritt 

eine Subvention von 100 Franken. Sie bezahlen 100 Franken für das Ticket, 

100 Franken ist die Subvention, das ergibt 200 Franken, zwei Personen er-
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geben 400 Franken. Sie können es rechnen, wie Sie wollen, der Opernhaus-

besuch von zwei Personen kostet 400 Franken. Ja, seien wir doch einfach 

ehrlich, seien wir aber auch pragmatisch und seien wir einfach froh, dass es 

der Flughafen AG so gut geht, dass sie jedes Jahr, wie gesagt, 50 Millionen 

Franken dem Kanton als Dividendenausschüttung bezahlen kann. Deshalb 

sind die paar Franken, die die Flughafen AG an Institutionen zahlt, ja eigent-

lich Peanuts. Wir diskutieren hier über Peanuts, nicht wirklich über Prob-

leme. Danke vielmals. 

 

Rochus Burtscher (SVP, Dietikon): Geschätzte Linke und Grüne, ich habe 

Ihnen jetzt lange, wahrscheinlich zu lange, zugehört. Es geht euch definitiv 

nicht mehr um Transparenz. Wir haben es durchschaut, es geht um Effekt-

hascherei. Denn die Grünen haben die Unternehmen genannt, die ihnen näm-

lich ein Dorn im Auge sind. Also ablehnen ist eigentlich das einzig Richtige 

für dieses unsägliche Postulat. Danke. 

 

Thomas Anwander (Die Mitte, Winterthur) spricht zum zweiten Mal: Ich 

habe es schon einmal ausgeführt, die Flughafen AG ist eben kein gemischt-

wirtschaftliches Unternehmen. Wenn das die Absicht gewesen wäre, dann 

hätte man das im Flughafengesetz so konstruiert. Es gibt auch im Aktienrecht 

das Institut des gemischtwirtschaftlichen Unternehmens, das hat man nicht 

gewählt. Und die Tatsache, dass die Flughafen AG eine Konzession hat, ist 

auch nicht die Ableitung, dass es dann ein gemischtwirtschaftliches Unter-

nehmen ist. Auch jede Bank, zum Beispiel die Landbank in Elgg, braucht 

eine Konzession der FINMA (Eidgenössische Finanzmarktaufsicht). Nur 

aufgrund der Konzession ist man noch nicht gemischtwirtschaftlich. Also 

diese Geschichte, dass man, nur weil man eine Konzession hat, gemeinwirt-

schaftlich ist, ist einfach juristisch falsch und bringt uns auch politisch nicht 

weiter.  

Das Zweite ist: Wir wehren uns ja nicht gegen die Transparenz per se, son-

dern wir wehren uns dagegen, dass eben über das Institut des Grossaktionärs 

Recht, geltendes Aktienrecht, verletzt werden soll. Wir können durchaus 

nachvollziehen, dass man sagt,  «wir wollen wissen, bei welchen Organisati-

onen die Flughafen AG Mitglied ist». Dazu wird sich der Verwaltungsrat 

wahrscheinlich nur schon aufgrund von Good-Governance-Überlegungen 

sowieso Gedanken machen, denn das ist eigentlich nicht so wahnsinnig welt-

bewegend. Aber wichtig ist uns, dass wir die Rechte, die durch das nationale 

Recht vorgegeben sind, auch als Kanton beachten und nicht so tun, wie wenn 

wir diejenigen wären, die alles entscheiden könnten. Und das Dritte ist: Der 

Flughafen hat, glaube ich, auch erkannt, dass die Verteilung von Geldern an 

politische Parteien sicher nicht sensibel ist, und hat das eingestellt. Aber das 
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soll ihn nicht daran hindern, dass er auf der einen Seite bei Organisationen 

im Wirtschaftsraum Zürich oder aber auf der anderen Seite auch bei lokalen 

Handelskammern – der Flughafen ist zum Beispiel auch ein Flughafenbe-

treiber in Brasilien oder in Indien – Mitglied ist. Wieso nicht? Das macht 

absolut Sinn. Tun wir doch nicht so päpstlich, indem wir, nur weil wir ein 

Problem mit dem Lärm im Flughafengebiet Zürich haben, Regeln machen, 

die ein global tätiges Unternehmen einschränken. 

 

Selma L'Orange Seigo (Grüne, Zürich) spricht zum zweiten Mal: Zu dieser 

Frage der gemischtwirtschaftlichen Aktiengesellschaft: Es tut uns leid, dass 

wir da dem Flughafen Glauben schenken und auch ganz naiv die Antwort 

des Regierungsrates für bare Münze genommen haben. Dort steht nämlich 

im zweiten Abschnitt, ich zitiere: «Die FZAG ist eine gemischtwirtschaftli-

che Aktiengesellschaft gemäss Artikel 762 des Obligationenrechts.» Und auf 

der Webseite des Flughafens finden Sie das auch. Offenbar sind Sie da besser 

informiert (Heiterkeit). 

Und noch eine kurze Anmerkung zu den Peanuts: Irgendwie geht Ihnen da 

so ein bisschen das Verhältnis verloren, ich finde das recht despektierlich. 

50'000 Franken sind halt für gewisse Parteien keine Peanuts, für uns zum 

Beispiel nicht. Und ja, wir dürfen uns ärgern, wenn gewisse Parteien 50'000 

Franken aus einem staatsnahen Betrieb bekommen und andere nicht. 

 

Ratspräsident Beat Habegger: So, das Wort wird tatsächlich aus dem Rat 

nicht weiter gewünscht. Die Volkswirtschaftsdirektorin ist sich ja gewohnt, 

dass sie bei Flughafendebatten länger auf die Worterteilung warten muss. 

Auf jeden Fall hat sie jetzt das Wort. 

 

Regierungsrätin Carmen Walker Späh: Ja, ich bin es mir gewohnt, emotio-

nale, bewegende Debatten ausführlicher Natur beizuwohnen. Und ja, das ge-

hört auch zur Demokratie und zur Aufgabe einer Regierungsrätin.  

Nun, der Regierungsrat hat Ihnen ja eine ausführliche Antwort beziehungs-

weise Stellungnahme der Flughafen Zürich AG zugestellt, und in dieser Stel-

lungnahme hat der Flughafen noch einmal betont, dass es keine Parteispen-

den mehr gibt. Und er hat auch aufgeführt, an welchen Organisationen er 

beteiligt ist. Er hat sogar zum Teil die Grössenordnung der Beträge genannt. 

Und würden Sie auf die Homepage des Flughafens Zürich gehen, dann wür-

den Sie sehr viele Informationen erhalten, und dazu möchte ich Sie, insbe-

sondere auf der linken Ratsseite, einmal anregen. Gehen Sie doch einmal auf 

diese Homepage, schauen Sie sich die Dokumente bei der Einladung zur Ge-

neralversammlung an. Dann werden Sie staunen, wie viel der Flughafen hier 
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transparent macht. Und ich bin überzeugt, dass er das so macht, wie es nicht 

viele Unternehmen tun, dass er hier einen guten Job macht.  

Den Flughafen mit der SRG zu vergleichen, mit Verlaub, die SRG ist über 

Serafe (Schweizerische Erhebungsstelle für die Radio- und Fernsehabgabe) 

eine gebührenfinanzierte Unternehmung, nicht so der Flughafen. Der Flug-

hafen ist ein börsenkotiertes Unternehmen, das sich selber finanziert und üb-

rigens nicht einmal in der Corona-Pandemie Geld vom Staat brauchte, weil 

er auf einer soliden Grundlage war, mit Ausnahme natürlich der Kurzarbeits-

entschädigung. 

Und ja, es ist legitim, dass sich ein Unternehmen für seine Interessen ein-

setzt, und da muss das Unternehmen nicht in jedem Fall ausgewogen sein. 

Es darf seine Interessen vertreten, auch wenn es nicht alle gleich sehen. Und 

das tut der Flughafen und das darf er tun, auch mit seinen Beteiligungen, die, 

wenn man die Frankenbeträge anschaut, allein die Dividenden von 50 Milli-

onen Franken – und ich rede nur von den Dividenden, ich rede nicht von den 

Steuern, die der Flughafen zusätzlich generiert –, allein mit den Dividenden, 

dann ist das sicher nicht in einem unausgewogenen Verhältnis.  

Nun, der «Sonntagsblick» hat gestern wissentlich einen falschen und wis-

sentlich einen irreführenden Artikel publiziert. Ich sage deshalb «wissent-

lich», weil meine Kommunikationsstelle seit Freitag mit dem «Sonntags-

blick» und dem entsprechenden Journalisten in Kontakt war und weil wir 

wissen, dass der «Sonntagsblick» das ganze Gutachten hat; das wurde uns 

bestätigt. Der «Sonntagsblick» sei durch eine Indiskretion – das hat er nicht 

selber gesagt, aber das ist ja klar, dass das Gutachten vertraulich war – zum 

ganzen Gutachten gekommen, erstaunlicherweise am Vorabend dieser De-

batte. Gut. Trotzdem ist der Artikel erschienen, obwohl wir dem Journalisten 

das Gegenteil mehrfach belegt haben und er das Gutachten auch hätte lesen 

können. Ich habe mich deshalb gestern mit Herrn Professor Kunz in Verbin-

dung gesetzt. Und Herr Professor Kunz hat gegenüber dem Flughafen, weil 

es ein Gutachten des Zürcher Flughafens ist, aber in Transparenz gegenüber 

dem Kanton klar bestätigt, ich zitiere ihn: «Meine wissenschaftliche Position 

zu Informationsprivilegien von Grossaktionären ist seit meiner Habilitation 

im Jahr 2001 klar und eindeutig: Es gibt keine Privilegierung. Das heisst, es 

gilt die absolute Gleichbehandlung für alle Aktionäre. Und dies trifft erst 

recht zu bei Publikumsgesellschaften wie der Flughafen Zürich AG. Und 

nichts anderes habe ich in meinem Rechtsgutachten festgehalten. Der Artikel 

im ‹Sonntagsblick› ist deshalb» – auch mit den Worten von Herrn Professor 

Kunz – «unzutreffend und irreführend.» Und ich ergänze nun: Das hätte man 

lesen können, wenn man schon als Zeitung das ganze Gutachten hat, das 

stand nämlich dort drin. Leider konnten wir den «Sonntagsblick» nicht über-

zeugen.  
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Was heisst das für die Zukunft? Frau Kantonsrätin Sibylle Marti, bitte rufen 

Sie mich doch vorher an, bevor Sie sich entrüsten. Oder fragen Sie den Flug-

hafen, ob das wirklich so ist, was Ihnen der «Sonntagsblick» erzählt. Rufen 

Sie mich an, ich bin auch am Sonntag für Sie erreichbar, und dann hätten wir 

uns vielleicht viele Diskussionspunkte ersparen können.  

Ich möchte auch noch der Transparenz halber erwähnen, dass in Rückspra-

che mit dem Flughafen selbstverständlich die zuständigen Kommissionen 

des Kantonsrates dieses Gutachten von mir erhalten werden. Besten Dank 

für die Ablehnung des Postulates. 

 

Sibylle Marti (SP, Zürich) spricht zum zweiten Mal: Ich erlaube mir noch 

ganz kurz etwas zu sagen. Vielen Dank, Frau Volkswirtschaftsdirektorin, für 

dieses Angebot. Ich werde das sicherlich in Zukunft in Anspruch nehmen 

und freue mich auf informative Telefonate an Sonntagen. Ansonsten haben 

wir in dieser Debatte viele Ablenkungsmanöver und Nebelpetarden von 

rechter Seite gehört, denn der Punkt ist: Man kann sich immer hinter juristi-

schen Ausflüchten verstecken, aber die wichtigste Frage, die ich der Volks-

wirtschaftsdirektorin gestellt habe, hat sie nicht beantwortet. Wieso wehrt 

sich die Flughafen Zürich AG gegen Transparenz? Auf der Webseite stehen 

die Unternehmen, bei denen sie Mitglied ist. Es würde ungefähr eine halbe 

Stunde dauern für eine halbwegs begabte Person, die die Webseite macht, 

um da noch aufzulisten, wie viele Beträge man an welche Organisationen 

spendet. Das ist nicht Rocket Science, Transparenz ist eine Frage des politi-

schen Willens. Und wie wir jetzt dann gleich wieder hier vorgeführt bekom-

men: Weder der Regierungsrat des Kantons Zürich noch die rechte Mehrheit 

in diesem Parlament stehen für Transparenz. Wir nehmen das so zur Kennt-

nis. Aber damit, meine Damen und Herren, ist für Sie das Thema nicht erle-

digt. 

 

Abstimmung 

Der Kantonsrat beschliesst mit 115 : 58 Stimmen (bei 1 Enthaltung), das 

dringliche Postulat KR-Nr. 273/2025 nicht zu überweisen.  

 

Das Geschäft ist erledigt. 

 

 

3. Standortförderungs- und Unternehmensentlastungsgesetz (SFUEG) 

Antrag der Redaktionskommission vom 18. September 2025 

Vorlage 5908b 
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Ratspräsident Beat Habegger: Bevor wir zu Traktandum 3 kommen, be-

grüsse ich auf der Tribüne eine 5. Klasse des Schulhauses Seefeld. Herzlich 

willkommen, liebe Schülerinnen und Schüler, bei uns im Kantonsrat.  

 

Christa Stünzi (GLP, Horgen), Präsidentin der Redaktionskommission: Die 

Redaktionskommission hat diese Vorlage geprüft und einige Änderungen 

vorgenommen, die ich nun kurz ausführe.  

In Paragraf 3 Absatz 2 haben wir die Begriffe «ausgerichtet» und «gespro-

chen» durch «gewährt» und den Begriff «Beträge» durch «Beiträge» ersetzt. 

Grund für diese Änderung ist die Kongruenz mit dem Staatsbeitragsgesetz. 

Das ist wichtig, da es hier um Staatsbeiträge geht und dieses Gesetz relevant 

ist. Damit auch die Begrifflichkeit kongruent mit diesem Gesetz ist, waren 

diese Anpassungen entsprechend notwendig.  

In Paragraf 4 haben wir den Begriff «beinhaltet» durch «enthält» ersetzt; dies 

aufgrund der Leserlichkeit. Und wir haben einen Tippfehler korrigiert.  

In Paragraf 6 Absatz 4 mussten wir «Absatz 5 wird zu Absatz 6» durch die 

Formulierung des Absatzes 6, wie er gewollt ist, ersetzen. Der Grund ist, 

dass es hier um einen Neuerlass geht. In einem Neuerlass kann man nicht 

«unverändert» schreiben, da es noch kein «Unverändert» gibt. Der Gesamt-

erlass muss in der ersten Fassung aufgeführt werden.  

Die gleiche Begründung gilt auch für die Änderung in Paragraf 7. Bei einem 

neuen Erlass sind «bis» und «tris» nicht notwendig, man kann die Numme-

rierung anpassen, da es ja um einen Neuerlass geht und noch keine Referen-

zierung in anderen Gesetzen auf diese Paragrafen und Literae besteht. Ent-

sprechend wird die Nummerierung konsequent durchgeführt und werden 

nicht Zwischennummerierungen eingeführt.  

Zuletzt haben wir in Absatz 4 von Paragraf 7 noch das «Die» gestrichen. Das 

ist üblich und so auch leserlicher.  

Am Schluss ist in Teil B das römisch I nicht notwendig. Dafür muss es klar 

sein, dass es hier um eine parlamentarische Initiative geht, entsprechend un-

seren letzten Anpassungen in dieser Vorlage.  

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Wir kommen nun zur Detailberatung. Das ist 

ein neues Gesetz, das heisst, ich werde jeden Paragrafen nennen, und wenn 

Sie etwas sagen wollen, dann drücken Sie (die Taste für eine Wortmeldung), 

sonst muss ich jedes Mal noch alles vorlesen, das will ich eigentlich nicht. 

Also wenn Sie etwas sagen wollen, dann drücken Sie, und sonst gehe ich 

weiter.  

 

Redaktionslesung 
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Titel und Ingress 

I. Es wird folgendes Gesetz erlassen: 

§§ 1–11 

II. 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

B. Beschluss des Kantonsrates über die Erledigung von parlamentarischen 

Initiativen 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

Schlussabstimmung 

Der Kantonsrat beschliesst mit 114 : 59 Stimmen (bei 0 Enthaltungen), 

der Vorlage 5908b zuzustimmen.  

 

Das Geschäft ist erledigt. 

 

 

4. Kantonale Volksinitiative für mehr günstige und gemeinnützige 

Wohnungen («Wohnungsinitiative») 

Antrag des Regierungsrates vom 27. November 2024 und Antrag der Kom-

mission für Wirtschaft und Abgaben vom 9. September 2025 

Vorlage 5994a 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Eintreten auf Volksinitiativen ist obligato-

risch. Wir haben freie Debatte beschlossen. Ich erkläre Ihnen kurz, wie wir 

vorgehen: Wir führen zuerst die Grundsatzdebatte zur Initiative und zum Ge-

genvorschlag und dann stimmen wir über das Eintreten auf den Gegenvor-

schlag ab. Falls Sie auf den Gegenvorschlag eintreten, behandeln wir ihn in 

erster Lesung. Falls Sie nicht eintreten, bereinigen wir direkt Teil A der Vor-

lage.  

 

Marcel Suter (SVP, Thalwil), Präsident der Kommission für Wirtschaft und 

Abgaben (WAK): Wir kommen zur ersten von heute traktandierten vier und 

insgesamt fünf Volksinitiativen zum Thema Wohnen. Ich erlaube mir zu Be-

ginn als WAK-Präsident, meinen Kolleginnen und Kollegen in der WAK 

und dem Sekretär (Andrej Markovic) ausdrücklich zu danken. Es ist nicht 

selbstverständlich und vor allem nicht alltäglich, dass eine Kommission 
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gleich sechs Volksinitiativen in einem Jahr behandelt und abgeschlossen hat 

und wir heute voraussichtlich und hintereinander vier davon behandeln kön-

nen, obwohl diese ja nicht gleichzeitig eingereicht worden sind und auch un-

terschiedliche Fristen bestehen. Das ist sehr effiziente Kommissionsarbeit, 

und dies ohne zusätzliche Kommissionssitzung, das sei auch noch erlaubt zu 

sagen.  

Mit der Volksinitiative für mehr günstige und gemeinnützige Wohnungen, 

der sogenannten Wohnungsinitiative, soll der Auftrag, für ein ausreichendes 

und bedarfsgerechtes Wohnungsangebot zu sorgen und nachhaltige und 

treibhausgasneutrale – kein einfaches Wort – Bauweisen zu fördern, Eingang 

in die Verfassung finden. Zur Umsetzung dieses Auftrags soll der Kanton 

namentlich eine öffentlich-rechtliche Anstalt gründen, die unter anderem 

günstigen Wohnraum erstellen, Grundstücke erwerben und Wohnbauträgern 

Baurechte einräumen können soll. Die Anstalt soll mit einem Dotationska-

pital von mindestens 500 Millionen Franken ausgestattet werden. Zudem soll 

ihr der Kanton jene Grundstücke aus seinem Finanzvermögen übertragen, 

welche der Wohnnutzung dienen oder sich für eine solche eignen und in ab-

sehbarer Zeit nicht für andere öffentliche Zwecke benötigt werden.  

Die Kommission für Wirtschaft und Abgaben, WAK, lehnt die Volksinitia-

tive ab und will ihr den vom Regierungsrat beantragten Gegenvorschlag ent-

gegenstellen. Mit diesem soll der Auftrag, günstige Rahmenbedingungen für 

ein ausreichendes und bedarfsgerechtes Wohnraumangebot zu schaffen, in 

der Verfassung verankert werden. Konkret soll der Regierungsrat verpflich-

tet werden, dem Kantonsrat innerhalb von drei Jahren nach der Annahme des 

Gegenvorschlags die zur Umsetzung erforderlichen Gesetzesbestimmungen 

zu beantragen.  

Eine Minderheit der Kommission beantragt die Annahme der Volksinitiative 

und will ihr keinen Gegenvorschlag entgegenstellen.  

Da im Kanton Zürich in kurzer Zeit fünf Volksinitiativen aus dem Bereich 

der Wohnungspolitik eingereicht wurden, hatte die Kommission im Zuge ih-

rer Beratung der Volksinitiative für mehr bezahlbare Wohnungen im Kanton 

Zürich (Vorlage 5969) eine breite Anhörungsrunde angesetzt. Ergänzend 

dazu, hörte sie zur vorliegenden Volksinitiative das Initiativkomitee sowie 

die Vertretung eines Unternehmens aus der Bau- und Immobilienbranche an 

und berücksichtigte die schriftlichen Stellungnahmen des Verbandes der Ge-

meindepräsidenten des Kantons Zürich, der Städte Zürich und Winterthur, 

der Sektion Zürich/Schaffhausen des Fachverbands Schweizer Raumplaner, 

des Verbands Immobilien Schweiz und Wohnbaugenossenschaften Zürich. 

Im Mittelpunkt der Diskussion stand der Wohnungsmangel. In der breiten 

Diskussion über die Ursachen und Lösungsmöglichkeiten dieses Mangels 
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wurde in Zustimmung zur Volksinitiative betont, dass ein verstärktes Tätig-

werden des Kantons zu einem besseren Angebot an günstigen Wohnungen 

führen würde. Um dieses Angebot zu erweitern, gelte es, aufgrund des knap-

per werdenden überbaubaren Bodens zu handeln. Das Dotationskapital für 

die mit der Volksinitiative geforderte Anstalt könne der Kanton mit der Auf-

nahme von Fremdkapital zu günstigen Konditionen aufbringen.  

Gegen die Volksinitiative wurde eingewendet, dass dem Staat eine Aufgabe 

übertragen würde, welcher Private besser nachkommen können. Mit einem 

Dotationskapital von mindestens 500 Millionen Franken können nur einige 

hundert Wohnungen realisiert werden. Dies stelle einerseits keine Lösung 

für das unzureichende Wohnungsangebot dar und andererseits müssten die 

Mittel für diese Dotation in Abweichung von der bestehenden Finanzpla-

nung aufgebracht werden, was zusätzliche Sparanstrengungen oder die Er-

höhung der Steuern bedeuten würde. Auch die mit dem Betrieb der Anstalt 

einhergehenden administrativen Mehraufwendungen wurden kritisch beur-

teilt, zumal seitens der Regierung damit gerechnet wird, dass der Kanton nur 

300 Wohnungen in die Anstalt einbringen können würde.  

Unterschiedliche Bewertungen erfuhr auch der vom Regierungsrat bean-

tragte Gegenvorschlag. Die zuständige Direktion legte im Zuge der Kom-

missionsberatung das Ziel dar, das Bauen zu erleichtern und zu beschleuni-

gen und namentlich das dichtere Bauen zu ermöglichen. So sei unter ande-

rem zu erwägen, die baurechtlichen Bestimmungen mit Blick auf das erleich-

terte Bauen im Bestand und vereinfachte Umnutzung zu entwickeln, Aus-

nutzungsziffern zu erhöhen und Letzteres mit Anteilen an gemeinnützigem 

Wohnraum zu verbinden. In der Diskussion wurden Änderungen der Rah-

menbedingungen einerseits als geeignetes Mittel für eine Erweiterung des 

Wohnraumangebots begrüsst. Andererseits wurde geltend gemacht, dass die 

gezielte Ausweitung des Angebots an günstigem Wohnraum im Vorder-

grund stehen müsse. Darüber hinaus wurde wiederholt an der Wirksamkeit 

des Gegenvorschlags gezweifelt. Schlussendlich würde es darauf ankom-

men, welche gesetzlichen Bestimmungen konkret erlassen, wie die Gemein-

den ihre Spielräume nutzen würden.  

Vor diesem Hintergrund bewerteten Teile der Kommission den beantragten 

Gegenvorschlag als wirkungslos und in der Sache inhaltsleer. Für andere 

Kommissionsmitglieder war ausschlaggebend, dass der Gegenvorschlag den 

Stimmberechtigten einen Richtungsentscheid ermöglicht und eine gute 

Grundlage für die künftige Wohnraumpolitik schafft.  

Die WAK beantragt dem Kantonsrat mit 10 – SVP, FDP, GLP, Mitte und 

EVP – zu 5 Stimmen, die Volksinitiative abzulehnen und einen direkten Ge-

genvorschlag zu beschliessen. Eine Minderheit – Grüne, AL und SP – will 
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die Volksinitiative annehmen und auf einen direkten Gegenvorschlag ver-

zichten. 

 

Markus Bopp (SVP, Otelfingen): Die erste von vier Wohninitiativen – sie hat 

den Titel oder den Namen «Mehr günstige und gemeinnützige Wohnungen», 

«Wohnungsinitiative» nennen wir sie – möchte mit Staatseingriffen mehr 

günstige und gemeinnützige Wohnungen produzieren. Staatseingriffe sind 

eine bekannte linke Reaktion auf Herausforderungen. Es soll die Verfassung 

in Artikel 110 angepasst werden, der Kommissionspräsident hat es gesagt. 

Unter anderem muss der Staat ausreichende und bedarfsgerechte Wohnun-

gen erstellen, vor allem gemeinnützige, also natürlich gemeinnützige Woh-

nungen mit Baurechten und Darlehen et cetera. Auch selbstgenutztes Wohn-

eigentum soll gefördert werden. Drittens soll die ganze staatliche Bautätig-

keit nachhaltig und treibhausgasneutral sein. Und dann der Hauptpunkt der 

Erfolgsinitiative: Der Staat soll eine Baufirma gründen, eine Bauanstalt, wel-

che zu Beginn mit 500 Millionen Franken ausgestattet werden soll. 

Nun, die SVP anerkennt, dass es in gewissen Regionen unseres Kantons 

schwierig ist, eine passende Wohnung zu finden. Jedoch sind die vorliegen-

den Staatseingriffe sicher nicht dazu geeignet, eine Lösung zu finden. Was 

ist das Hauptproblem aus unserer Sicht? Das Hauptproblem liegt in der 

Schere zwischen Angebot und Nachfrage. Es sind einfach mehr Menschen 

da, die im Kanton Zürich wohnen wollen, als verfügbare Wohnungen da 

sind. Es gilt zu betonen, dass die Wohnungsknappheit nicht gleichmässig im 

Kanton verteilt ist. In einem Viertel der Gemeinden liegt die Leerwohnungs-

ziffer immer noch bei über 1 Prozent. Zudem liegt die Leerwohnungsziffer 

gemäss Antwort des Regierungsrates nur leicht unter dem langjährigen 

Durchschnitt. Somit ja, wir anerkennen, es gibt Hotspots, wo das Wohnen 

eine Herausforderung ist, aber von einer ganzflächigen kantonalen Woh-

nungskrise können wir aus unserer Sicht nicht sprechen. 

Zudem dünkt uns auch, die Volksinitiative sei Klientelbewirtschaftung, denn 

nicht alle Menschen werden von den günstigen Wohnungen profitieren kön-

nen. Die restliche Bevölkerung muss dann diese Staatseingriffe wieder be-

zahlen. Mit dem kantonalen Wohnbau- und Wohneigentumsförderungsge-

setz hat der Kanton Zürich bereits ein Instrument, um gezielt günstigen 

Wohnraum zu fördern. Sie wissen, dass diese kantonalen Mittel im Gegen-

vorschlag zur Vorkaufsrechtsinitiative (Vorlage 5969) auch verdoppelt wer-

den sollen. Nun, die aktive Rolle des Staates im Wohnungsmarkt – und das 

will die Initiative ja – lehnen wir klar ab. Ein solches Engagement birgt sehr 

viele Gefahren. Erstens: Es besteht die Gefahr, dass private Baufirmen ver-

drängt werden, private Marktteilnehmer werden verdrängt durch den Staat. 
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Zweitens: Der Staat ist sicher nicht besser im Bauen von Wohnungen. Fach-

personen in der WAK haben erwähnt, dass der Staat circa 30 bis 50 Prozent 

teurer baut als Private. Beim Markteintritt des Staates gehen wir davon aus, 

dass das ganze Wohnsystem noch mehr angeheizt wird. Wir gehen davon 

aus, dass die Bodenpreise steigen und nicht sinken werden. Und dazu sind 

die Kosten dieser Volksinitiative auch extrem hoch. Diese neue Anstalt 

braucht Personal, Staatspersonal, sie braucht Büroräume et cetera. Und wie 

die 500 Millionen Franken in die Bilanz des Kantons hineinkommen, ist auch 

noch nicht klar, das wurde auch in der WAK noch nicht klar beantwortet. 

Und dann kommt noch dazu, dass man mit 500 Millionen Franken vielleicht 

500 Wohnungen produzieren kann. Der Kanton Zürich hat aber 730'000 

Wohnungen. Aufgrund der Zuwanderung müssen wir jeden Arbeitstag 40 

Wohnungen neu bauen. Mit diesen 500 Millionen haben wir also gerade ein-

mal irgendwie zwölf Arbeitstage gebraucht, um diese Wohnungen wieder 

mit Menschen zu füllen. Das bringt überhaupt nichts.  

Dann ist mir noch ein weiterer Gedanke zu diesen linken Wohnrezepten 

durch den Kopf gegangen: Wir haben ja wirklich alle ein Paradebeispiel vor 

unserer Haustür, das ist die Stadt Zürich. Die Stadt Zürich – so habe ich mir 

überlegt, ich habe das nachgeschaut – hat seit über 30 Jahren… (Der Votant 

wird unterbrochen, weil das Mikrofon deaktiviert wurde.)  

 

Ratspräsident Beat Habegger: Entschuldigen Sie, bitte nochmals anmelden. 

Ich habe schon sehr viele Wortmeldungen, entschuldigen Sie bitte. 

 

Markus Bopp fährt fort: Die Stadt Zürich hat eingegriffen, irgendwo sind die 

am Hebel (Heiterkeit). Also, die Stadt Zürich ist seit über 30 Jahren politisch 

linksgrün dominiert, die Linken und die Grünen konnten also durchregieren, 

eigentlich fast wie sie wollten. Und was ist passiert? Die angebliche Woh-

nungsnot ist ja nirgends grösser als in der Stadt Zürich. Mir zeigt das einfach, 

dass solche Staatseingriffe nichts bringen. Ich beurteile das so: Angebot und 

Nachfrage, die Marktkräfte sind einfach deutlich stärker als das, was wir hier 

in der Politik machen können. Aus meiner Sicht müssen wir anerkennen, 

dass wir alle auch teilweise Opfer unseres eigenen Erfolges sind, den Fünfer 

und das Weggli werden wir nicht kriegen. Es gibt Gewinner, aber es gibt 

auch Verlierer in diesem prosperierenden Kanton. Diesen Verlierern kann 

man entgegenkommen, wir sind da nicht per se dagegen, aber vollständig 

verhindern kann man das einfach nicht.  

Der Regierungsrat stellt der Volksinitiative einen Gegenvorschlag gegen-

über. In der Kantonsverfassung, ebenfalls bei Artikel 110, soll ein zusätzli-

cher Absatz mit folgendem Inhalt entstehen: Erstens soll man die Rahmen-

bedingungen für die Bautätigkeit in unserem Kanton verbessern. Auch soll 
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man verschiedene Massnahmen prüfen, um das Bauen zu erleichtern. Das ist 

eine eigentliche Bauoffensive. Das dazugehörige Gesetz muss dann inner-

halb von drei Jahren hier im Kantonsrat beschlossen werden. Diese Frist hat 

sich der Regierungsrat selber gesetzt.  

Die SVP findet auch, dass das Bauen wieder einfacher werden soll, da sind 

wir dafür. Ein Bauen auf Teufel komm raus ist aber auch nicht in unserem 

Sinn. Auch hier müssen wir über Angebot und Nachfrage sprechen. Wenn 

einfach immer mehr Menschen in unserem Kanton wohnen wollen, dann 

müssen wir darüber reden.  

Fakt bleibt: Noch nie wurden im Kanton Zürich so viele Wohnungen gebaut 

wie heute und trotzdem haben wir zu wenig Wohnraum. Für uns ist das glas-

klar: Die Zuwanderung in unseren Kanton ist hauptverantwortlich für diese 

Wohnraumknappheit. Und jetzt noch ein Wort zu diesem Wort «Zuwande-

rung», Sie werden es uns nachher wieder um die Ohren schlagen: Wenn wir 

bei der SVP von Zuwanderung sprechen, dann ist das für uns nicht immer 

nur negativ konnotiert. Wir wissen auch, dass Zuwanderung für eine gesunde 

Wirtschaft zum Teil hilfreich sein kann. Aber uns ist es einfach wichtig, dass 

wir ehrlich betrachtet über die Zuwanderung sprechen können und auch die 

negativen Anteile der Zuwanderung hier in diesem Saal diskutieren können. 

Uns dünkt, dass wir die Einzigen sind, die über die negativen Auswirkungen 

solcher Menschenströme diskutieren wollen. Ich bin auf der kantonalen 

Webseite gewesen, dort schreibt der Kanton – und jetzt zitiere ich: «1,1 Pro-

zent Wachstum pro Jahr. Die Zürcher Bevölkerung ist in den vergangenen 

zehn Jahren im Schnitt um jeweils 1,1 Prozent gewachsen, stärker als im 

schweizerischen Mittel. Wachstumstreiber sind» – jetzt müssen Sie zuhören 

– «die Zuwanderung und der Geburtenüberschuss», das schreibt der Kanton 

also selber auch. Dann geht es noch weiter mit meinem Zitat: «Geht der de-

mografische Trend so weiter wie bis anhin, dann wird die Zürcher Bevölke-

rung auch künftig kräftig wachsen. Gemäss dem kantonalen Prognosemodell 

dürfte die Bevölkerungszahl bis 2050 auf gegen 2 Millionen wachsen.» Also 

für uns ist das glasklar: Wenn wir über Wohnraum sprechen wollen in die-

sem Kanton, werden wir immer auch über die Zuwanderung sprechen müs-

sen.  

Und jetzt noch ein allerletzter Gedanke zu diesem Thema: Uns passt das 

Wort «Wohnungskrise» als solches auch nicht. Denn es gab per Zufall vor 

zwei Wochen im Schweizer Radio eine jährliche Umfrage durch Wüest Part-

ner (Immobilienberatungsunternehmen), sie hat Folgendes aufgezeigt: 93 

Prozent der Mieterinnen und Mieter geben an, mit ihrer Wohnsituation zu-

frieden zu sein. 93 Prozent, das kann man nicht einfach wegdiskutieren. Und 

dann sagen weiter noch 6,6 Prozent, sie möchten bald umziehen. Beides sind 
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extrem tiefe Werte. Wüest Partner sagt, die Werte seien sogar noch gestie-

gen, also die Zufriedenheit ist in den letzten Jahren sogar noch gestiegen. 

Die Mietenden scheinen also irgendwie doch insgesamt in der Schweiz und 

im Kanton Zürich zufrieden zu sein. Ich zitiere einfach diese Studie. Und 

wenn man über Wohnraum diskutieren muss, wird man nicht umhinkom-

men, über diese hohe Mieterinnen- und Mieterzufriedenheit auch zu disku-

tieren.  

Unser Fazit: Die SVP/EDU-Fraktion wird die Volksinitiative klar ablehnen 

und den Gegenvorschlag der Regierung unterstützen. Besten Dank. 

 

Rafael Mörgeli (SP, Stäfa): Die Wohnungsinitiative bildet heute den Auftakt 

in unserer Debatte über den Wohnraum. Über 70 Prozent der Menschen im 

Kanton Zürich sind Mieterinnen und Mieter. Deren Mieten sind in den letz-

ten 25 Jahren um rund 64 Prozent gestiegen. Es wird gebaut, aber nicht das, 

was die Bevölkerung auch mieten möchte. Es sind teure Wohnungen mit ho-

hen Renditen. Was fehlt, sind nicht einfach mehr Wohnungen, sondern mehr 

Wohnungen, die man sich auch leisten kann. Dieses preisgünstige Wohnan-

gebot wird nicht von den Immobilienfirmen, sondern vor allem von gemein-

nützigen Bauträgern erbracht. Das ist auch das Problem in der Stadt Zürich. 

Dort haben eben genau die renditeorientierten Firmen immer mehr aufge-

kauft und sind heute die grösste Eigentümergruppe. Das zu Herrn Bopp, der 

eine Politik, mit der er nicht einverstanden ist, dafür verantwortlich macht. 

Das ist aber nachweislich falsch. Es sind die Renditeorientierten, welche zu-

nehmen und die Mieten für ihre Rendite in die Höhe schrauben. Die Mieten 

der Gemeinnützigen sind im Schnitt immer günstiger als jene vom Gewinn-

orientierten. Und diese gemeinnützigen Bauträger müssen aber nicht nur Ge-

nossenschaften sein, auch die öffentliche Hand kann preisgünstigen Wohn-

raum, also Wohnraum in Kostenmiete, bereitstellen. Zum Beispiel könnte 

diese Aufgabe auch eine öffentliche Anstalt übernehmen, wie es von der 

Wohnungsinitiative vorgeschlagen wird.  

Bis heute beschränkt sich nämlich die Wohnbaupolitik des Kantons auf den 

Wohnbaufonds, der mit zinslosen Darlehen Bauprojekte der Gemeinden un-

terstützt. Und diese Initiative möchte nun aber, dass der Kanton eine aktivere 

Rolle übernimmt. Wie schon gesagt, soll eine Anstalt mit mindestens 500 

Millionen Franken dotiert werden, die dann aktiv preisgünstige Wohnungen 

erstellt oder Land kauft und im Baurecht an gemeinnützige Wohnbauträger 

abgibt. Diese 500 Millionen Franken sollen nicht in Barauszahlungen ge-

schehen, sondern können einerseits aus Übertragungen von Liegenschaften, 

die schon jetzt im kantonalen Besitz sind, bestehen oder könnten andererseits 

auch Darlehen sein. Die Kosten für den Betrieb der Liegenschaften und auch 

der Anstalt sind durch die Kostenmiete gedeckt. Weder bei Übertragungen 
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noch bei Darlehen müssen die Steuern erhöht werden, auch keine Einsparun-

gen sind dazu nötig. Und ich sage das gerne noch einmal, damit das auch alle 

gehört und verstanden haben: Weder bei Übertragungen noch bei Darlehen 

müssen die Steuern erhöht werden, auch keine Einsparungen sind dazu nötig.  

Auch wichtig scheint uns, dass die Initiative in der Verfassung verankert, 

dass der Kanton und die Gemeinden für ein ausreichendes und vor allem 

auch für ein bedarfsgerechtes Wohnangebot sorgen sollen, welches in mög-

lichst umweltschonender Bauweise erstellt wird. Die Initiative sorgt also für 

eine aktivere Wohnpolitik des Kantons, einen weiteren Player, der für die 

Menschen Wohnungen bereitstellt, die sie auch wirklich bezahlen können. 

In Kürze also: Sie sorgt für mehr bezahlbaren Wohnraum, etwas, das drin-

gend notwendig ist.  

Und das ist dann auch der Kern der Initiative, ein Kern, den der Gegenvor-

schlag der Regierung und der WAK-Mehrheit nicht aufnimmt. Es handelt 

sich hier, anders als bei allen anderen Initiativen, die wir später noch behan-

deln werden, nicht um eine Gesetzesinitiative, sondern um eine, welche die 

Verfassung ändert. Das heisst, ein Gegenvorschlag muss auch auf der Stufe 

der Kantonsverfassung angesiedelt sein. Wenn man aber den Kern der Initi-

ative nicht will, nämlich die Anstalt und die Verankerung, dass der Kanton 

und die Gemeinden für ein bedarfsgerechtes Wohnangebot zu sorgen haben, 

ja, was kann man dann noch in die Verfassung schreiben? Und die Antwort 

auf diese Frage gibt Ihnen der Gegenvorschlag. Er möchte in unsere Verfas-

sung schreiben, dass der Kanton und die Gemeinden günstige Rahmenbedin-

gungen für ein ausreichendes und bedarfsgerechtes Wohnangebot schaffen. 

Und dann wird noch in den Übergangsbestimmungen genannt, dass der Re-

gierungsrat dem Kantonsrat innerhalb von drei Jahren dafür geeignete Ge-

setzesänderungen vorschlägt.  

Jetzt meine Frage: Was ändert diese Verfassungsbestimmung? Sorgt der 

Kanton heute für möglichst ungünstige Rahmenbedingungen beim Bau? 

Braucht der Regierungsrat diese Verfassungsänderung, um Verbesserungen 

im PBG (Planungs- und Baugesetz) vorschlagen zu können? Nun, wenn man 

die Medienkonferenzen der Baudirektion in letzter Zeit mitbekommen hat, 

offensichtlich nicht. Auf die Frage, was denn für konkrete Gesetzesänderun-

gen aus Verfassungsänderungen resultieren könnten, wurde uns in der Kom-

mission kein einziges konkretes Beispiel genannt. Und das zeigt: Dieser Ge-

genvorschlag ist absolut inhaltsleer. Er hat absolut keinen Effekt, der nicht 

schon die heutige Verfassung entfalten könnte. Er ist Effekthascherei, eine 

Nebelpetarde, kurz ein Gegenvorschlag, nur um einen Gegenvorschlag zu 

haben. Er bringt keinen einzigen Quadratmeter neuen preisgünstigen Wohn-

raum, der nicht schon heute in Angriff genommen werden könnte. Dies wird 

nur die Initiative können, deshalb stimmen wir ihr auch als Überzeugung zu. 
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Den inhaltsleeren und wirkungslosen Gegenvorschlag lehnen wir ab, bitte 

tun Sie es uns gleich. Herzlichen Dank. 

 

Doris Meier (FDP, Bassersdorf): Wohnen betrifft uns alle, und ja, die Situ-

ation ist vielerorts angespannt. In den Zentren sind die Mieten hoch, der 

Markt ist eng, und viele Menschen haben Mühe, eine passende Wohnung zu 

finden. Diese Realität ist, glaube ich, links und rechts unbestritten. Aber die 

richtige Antwort darauf ist nicht mehr Staat, sondern mehr Bauen, und genau 

darum geht es heute. Wollen wir, dass der Staat zum Immobilienkäufer und 

-entwickler wird oder wollen wir bessere Rahmenbedingungen, damit pri-

vate Bauträger wieder bauen können?  

Die Volksinitiative für mehr günstige und gemeinnützige Wohnungen will, 

dass der Kanton eine öffentlich-rechtliche Anstalt gründet, ausgestattet mit 

mindestens 500 Millionen Franken. Diese Anstalt soll Wohnraum bauen, 

kaufen, vermieten, Grundstücke erwerben und halten können. Dazu soll der 

Kanton alle Grundstücke aus seinem Finanzvermögen, die sich irgendwie für 

Wohnen eignen – es wurde nachgezählt, es wären circa 300 Wohnungen –, 

in diese neue Anstalt überführen. Das klingt auf den ersten Blick nach einem 

grossen Wurf, in Wahrheit aber ist es ein fundamentaler Systemwechsel in 

der Zürcher Wohnbaupolitik. Der Staat würde selber zum Akteur auf dem 

Wohnungsmarkt, in direkter Konkurrenz zu privaten Bauträgern, zu Genos-

senschaften und zu institutionellen Anlegern, wie zum Beispiel den Pensi-

onskassen.  

Bis heute spielt die öffentliche Hand beim Wohnungsbau eine unterstützende 

Rolle. Sie fördert, sie schafft Planungssicherheit, sie gibt Baurechte ab, und 

das ist gut so. Aber sie ist nicht der bessere Bauherr. Was geschieht, wenn 

der Staat selbst zum Mitbieter wird, sehen wir am Beispiel der Stadt Zürich. 

Dort hat die Wohnbevölkerung einen Wohnfonds für 300 Millionen Franken 

beschlossen. Das Resultat? Die Stadt tritt nun selbst als Höchstbietende auf 

und treibt die Preise weiter nach oben. Bezahlt wird vom Steuerzahler dop-

pelt: erst beim Kauf des Landes, dann nochmals beim Bau des günstigen 

Wohnraums. Das ist keine Lösung, das ist eine Preisblase auf Staatskosten.  

Auch im Kanton Zürich stellt sich die einfache, aber entscheidende Frage: 

Woher kommen die 500 Millionen Franken? Sollen wir sie bei der Bildung 

einsparen, im Gesundheitswesen? Oder erhöhen wir die Steuern, um die kan-

tonale Bauanstalt zu finanzieren, die vielleicht ein paar hundert Wohnungen 

erstellt? Selbst bei sehr günstigen Baukosten könnten mit diesem Geld viel-

leicht 700 Wohnungen gebaut werden. Das wäre gerade einmal 0,1 Prozent 

des gesamten Wohnungsbestands im Kanton Zürich. Für so wenig Wirkung 

500 Millionen Franken auszugeben, ist keine Wohnpolitik, das ist Symbol-

politik. Und selbst diese wenigen Wohnungen würden nicht neu geschaffen, 



36 

sondern es wechseln einfach die Eigentümer. Der Staat würde Wohnungen 

übernehmen, die heute vom Privaten gehalten werden, und sie neu bewirt-

schaften. Gleichzeitig würden durch die Auflage zu nachhaltigem und treib-

hausgasneutralem Bauen die Kosten weiter steigen.  

Die Initiative ist weder verhältnismässig noch zielführend. Wenn wir ehrlich 

sind, wissen wir doch alle, wo die eigentlichen Ursachen der Wohnungs-

knappheit liegen: Die Verfahren dauern zu lange, Rechtsmittelverfahren blo-

ckieren Projekte über Jahre, die Bau- und Landkosten steigen und der Wohn-

flächenverbrauch pro Kopf nimmt weiter zu. Das sind die wahren Gründe 

und genau dort müssen wir ansetzen.  

Der Gegenvorschlag des Regierungsrats tut genau das. Im Verfassungsarti-

kel verpflichtet er Kanton und Gemeinden, günstige Rahmenbedingungen zu 

schaffen für ein ausreichendes und bedarfsgerechtes Wohnungsangebot. Das 

ist pragmatisch, finanzierbar und zielführend. Der Gegenvorschlag stärkt, 

was funktioniert. Er will Hürden abbauen, Verfahren beschleunigen, Umnut-

zungen vereinfachen und das direkte Bauen im Bestand. Und dazu verpflich-

tet sich der Regierungsrat, innert drei Jahren konkrete Massnahmen vorzule-

gen. Damit wird gehandelt, statt symbolisch neue Verwaltungsapparate zu 

schaffen.  

Die Initiative aber würde Investoren abschrecken. Wenn der Staat als Kon-

kurrent auftritt, ziehen sich die privaten Bauträger zurück. Das Angebot 

schrumpft, die Preise steigen weiter, genau das Gegenteil dessen, was beab-

sichtigt ist. Wir würden mehr Staat, weniger Wohnungen und höhere Kosten 

bekommen. Wir Freisinnigen glauben an die Eigenverantwortung, an private 

Initiative und an Wettbewerb, das gilt auch im Wohnungsbau. Unsere Auf-

gabe in der Politik ist es, die Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass 

Bauen einfacher, schneller und günstiger wird, und nicht den Staat zum Im-

mobilienkäufer zu machen. Wir wollen, dass der Kanton Zürich gute Vo-

raussetzungen schafft und nicht, dass er selbst zum Bauherrn wird.  

Diese Initiative klingt sozial, sie wirkt fürsorglich, aber in Wahrheit ist sie 

eine teure Illusion. Sie bindet Kapital, schafft Bürokratie und verlangsamt 

die Lösungen des eigentlichen Problems. Der Gegenvorschlag hingegen 

stärkt die Kräfte, die wirklich etwas bewegen, die Gemeinden, die Planer, 

die Bauwirtschaft, die Genossenschaften und die privaten Investoren. Güns-

tiger Wohnraum entsteht eben nicht durch eine neue Anstalt, sondern durch 

mehr Angebot, weniger Regulierung und gezielte Förderung dort, wo der 

Markt an seinen Grenzen stösst. Für die FDP heisst das Nein zur Volksiniti-

ative und Ja zum Gegenvorschlag des Regierungsrates. 

 

Monica Sanesi Muri (GLP, Zürich): Wer hier im Saal sucht gerade eine 

Wohnung, und zwar zu einem Preis, den Sie sich leisten können? Genau hier 
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setzt die aktuelle Diskussion an, denn die vorgeschlagene Initiative klingt 

auf den ersten Blick vielversprechend: Sie will mehr günstigen Wohnraum 

schaffen. Doch schauen wir, was wirklich dahintersteckt: Wenn wir die Ini-

tiative annehmen würden, hätten wir das grundlegende Problem, nämlich das 

knappe Angebot an bezahlbaren Wohnungen, nicht gelöst. Stattdessen hätten 

wir ein administratives Monster, eine Anstalt geschaffen, die viele Mitarbei-

tende und noch mehr Geld verschlingt – ohne garantierten Erfolg. Der Kan-

ton würde eine neue Aufgabe erfüllen müssen und zu einem Konkurrenten 

auf dem Wohnungsmarkt werden. Ist das wirklich der Weg, den wir gehen 

wollen?  

Wir stehen alle vor grossen Herausforderungen, denn die Wohnproblematik 

ist komplex und sie ist vielschichtig. So müssen auch die Massnahmen viel-

schichtig sein und sie sind alles andere als einfach. Natürlich, es ist verfüh-

rerisch, das komplexe Problem der Wohnungsnot mit einfachen Lösungsan-

sätzen anzugehen und einen künstlichen einheimischen Vorrang zu gewäh-

ren. Die einen wollen die Zuwanderung beschränken, das ist in Zeiten des 

Fachkräftemangels und des demografischen Wandels viel zu kurz gedacht. 

Wir müssen der Standortattraktivität des Grossraums Zürich Sorge tragen, 

denn von ihr profitieren wir alle. Gleichzeitig müssen wir sicherstellen, dass 

wir genügend Wohnraum schaffen. Und das bedeutet – ich kann es nicht 

genug sagen –, dass wir bauen, bauen und nochmals bauen müssen, ganz im 

Sinne von Angebot und Nachfrage. Wenn wir dafür sorgen, dass das Ange-

bot der Nachfrage entspricht, dann werden die Mietkosten nicht weiter stei-

gen.  

Was wir aktuell haben, ist aber ein Missverhältnis. Wir haben zu wenig 

Wohnraum und mehr Menschen, die wohnen müssen. Der Markt reagiert auf 

ein zu kleines Angebot mit höheren Kosten, und das ist die Basis der Markt-

wirtschaft. Was wir hier nicht haben, ist hier ein Marktversagen. Darum 

braucht es nicht mehr Regulierung, denn mehr Regulierung heisst oft: Wir 

bauen weniger. Wir haben mehr Regulierung, wir haben komplizierte Vor-

schriften, und umso mühsamer wird das Bauen. Wenn aber weniger gebaut 

wird, dann bleibt das Unterangebot bestehen und die Mieten steigen weiter, 

und das verschärft die Wohnungsnot nur noch mehr und das wollen wir ja 

eigentlich alle hier verhindern. Darum setzen wir auf eine wirksame Lösung, 

nämlich auf Bauen: einfacher bauen, mehr bauen, damit ein vielfältiges An-

gebot an Wohnformen in jedem Preissegment entstehen kann und so Woh-

nen für alle wieder bezahlbar wird.  

Die Grünliberalen lehnen die Initiative deshalb ab. Sie stehen hinter dem 

Gegenvorschlag der Regierung. Wir finden, es sei wichtig, dass auf Verfas-

sungsebene festgehalten wird, dass der Kanton für ein Wohnungsangebot 

sorgt, das wirklich zur Nachfrage passt und auf die aktuellen Bedürfnisse 



38 

eingeht. Vielleicht fragen Sie sich: Ist das nicht zu wenig konkret? Die 

Wohnsituation verändert sich aber ständig, und genau deshalb müssen auch 

unsere Massnahmen anpassungsfähig bleiben. Es macht Sinn, jetzt den 

Grundsatz für günstige Rahmenbedingungen zu verankern, damit wir auf 

Veränderungen reagieren können. Die konkreten Schritte folgen jeweils 

dort, wo sie gebraucht werden.  

Wir alle sitzen heute hier, weil sich die Wohnsituation in den letzten Jahren 

in eine Richtung entwickelt hat, die nicht mehr akzeptabel ist, und deshalb 

beschäftigen wir uns ja auch mit diesen fünf verschiedenen Volksinitiativen 

zum Wohnen. Die Grünliberalen sind überzeugt: Wir müssen nicht auf die 

Frist von drei Jahren warten, die im Gegenvorschlag vorgegeben ist, denn 

schon bald werden Massnahmen auf dem Tisch liegen, die den Wohnungs-

bau beschleunigen werden. Einige Vorschläge sind in der Pipeline und kön-

nen rascher umgesetzt werden. Darum lassen Sie uns gemeinsam daran ar-

beiten, dass Wohnen in unserem Kanton wieder für alle erschwinglich wird. 

Die Grünliberalen unterstützen den Gegenvorschlag der Regierung. 

 

Jasmin Pokerschnig (Grüne, Zürich): Warum braucht es die Wohnungsini-

tiative? Weil, erstens, der Wohnungsmarkt im Kanton Zürich versagt und die 

Menschen bis weit in den Mittelstand überhöhte Mieten zahlen müssen.  

Zweitens: Eine aktive Wohnpolitik des Kantons mit einer eigenen öffentlich-

rechtlichen Anstalt, die gemeinnützigen Wohnräume erstellt und fördert, 

schafft Wohnraum, der dauerhaft den Mietpreissteigerungen entzogen ist. 

Und darüber hinaus könnte sie die Preissteigerungen auf dem Mietwoh-

nungsmarkt des Kantons Zürich dämpfen.  

Drittens: Eine aktive öffentliche Wohnpolitik hat eine positive Wirkung auf 

die Wohnsituation und Wohnsicherheit von Haushalten. Denn Wohnen ist 

ein essenzielles Gut, wir alle müssen wohnen.  

Viertens: Am Ende ist es matchentscheidend, wer was baut und mit welcher 

Motivation. Solange es zu wenige Wohnungen zur Kostenmiete gibt und vor 

allem zwecks Rendite von Anlegern und Immobiliengesellschaften gebaut 

wird, wird der Wohnungsbau die Wohnkrise nicht beenden können. 

Das Rezept, das wir Grünen vorschlagen, funktioniert seit 150 Jahren zum 

Wohle des Kantons. Vor 150 Jahren litten Bauern und Gewerbe darunter, 

dass die Banken keine Kredite an Kleinunternehmen mehr gewährten. Das 

Geld floss in Grossprojekte, und alle Banken waren in privater Hand. Es gab 

damals ein Marktversagen im Kreditmarkt, und der Kantonsrat hat daraufhin 

eine weitsichtige Entscheidung gefällt. Er beschloss, dass der Kanton Zürich 

eine eigene Bank gründet, die in die Lücke springt und das Marktversagen 

der privaten Banken ausgleicht. Die ZKB (Zürcher Kantonalbank) wurde 
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gegründet, eine Anstalt im Besitz des Kantons, ein weiser Entscheid, von 

dem wir heute immer noch profitieren.  

Seit Jahren haben wir wieder ein Marktversagen im Wohnungsmarkt. Es ist 

keine Besserung in Sicht, deshalb muss der Staat eingreifen. Es braucht heute 

wiederum einen weitsichtigen und weisen Entscheid des Kantonsrates. Der 

Kanton soll eine öffentlich-rechtliche Anstalt für den Wohnungsbau grün-

den, eine staatliche Wohnbaugesellschaft. Diese soll in den nächsten Jahren 

und Jahrzehnten aufgebaut werden. Sie soll eine wichtige Rolle auf dem 

Wohnungsmarkt spielen, sie soll mit gutem Beispiel vorangehen, Wohnun-

gen erstellen und diese zur Kostenmiete anbieten. Sie kann auch gemeinnüt-

zigen Wohnbauträgern, wie Genossenschaften oder Stiftungen, das Baurecht 

einräumen oder übertragen. Die Anstalt kann dazu auch Grundstücke erwer-

ben, dafür stattet der Kanton die Anstalt mit einem Dotationskapital von min-

destens 500 Millionen Franken aus. Und zur Starthilfe soll der Kanton sein 

Immobilienportfolio der neuen öffentlich-rechtlichen Anstalt verwenden, 

um so rasch auf dem Markt eine gewisse Präsenz zu haben.  

Die Volksinitiative verankert eine aktive Wohnpolitik auf kantonaler Ebene, 

so wie sie bereits in vielen Städten und Gemeinden der Schweiz verfolgt 

wird. Wir brauchen faire Mieten, damit auch Familien, der Mittelstand, äl-

tere Personen oder junge Erwachsene, die sich selbstständig machen und 

möglicherweise eine Familie gründen wollen, die Möglichkeit haben, eine 

Wohnung zu fairen Mieten zu finden. Gemeinnützige Wohnungen in Kos-

tenmiete bieten dauerhaft erschwinglichen Wohnraum und tragen so zur Lin-

derung der Wohnungskrise bei. Das aktuelle Wohnraumangebot im Kanton 

Zürich orientiert sich in erster Linie an den Investitionsbedürfnissen von in-

stitutionellen Anlegern und nicht an den Bedürfnissen der Mieter und Mie-

terinnen. Der Kanton soll Verantwortung übernehmen und dafür sorgen, dass 

ein ausreichendes und bedarfsgerechtes Wohnraumangebot vorhanden ist. 

Denn das Problem betrifft längst nicht mehr nur die Städte, sondern auch die 

Agglomeration und teilweise die Landgemeinden.  

Die Volkswirtschaftsdirektorin (Regierungsrätin Carmen Walker Späh) hin-

gegen verkennt die Wohnungskrise im Kanton Zürich. Sie möchte der Miet-

preisexplosion ein untaugliches Instrument entgegensetzen, dabei können 

wir auch von einer Alibi-Übung sprechen. Im Gegenvorschlag heisst es zum 

Beispiel: «Kanton und Gemeinden schaffen günstige Rahmenbedingungen 

für ein ausreichendes und bedarfsgerechtes Wohnraumangebot.» Für die 

Schaffung von Rahmenbedingungen ist keine Verfassungsänderung erfor-

derlich, das kann der Regierungsrat auch so tun. Weiter würde der Regie-

rungsrat Massnahmen zur Umsetzung und Änderung insbesondere im Be-

reich der Wohneigentumsförderung, der Raumplanung sowie der Beschleu-

nigung und Vereinfachung der Verfahren prüfen. Das hat er bis heute noch 
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nicht gemacht, ich weiss auch nicht, warum. Der Regierungsrat darf jederzeit 

Massnahmen prüfen, für das braucht es ebenfalls keine Verfassungsände-

rung. Und am Ende soll dereguliert werden. Doch das gibt keine einzige be-

zahlbare Wohnung mehr. Heute werden die falschen Wohnungen gebaut, 

weil Luxuswohnungen mit viel zu viel Wohnfläche pro Person höhere Ren-

diten versprechen.  

Kurz zusammengefasst: Der Gegenvorschlag bringt keine einzige Wohnung 

zur Kostenmiete und «Prüfen» und «Rahmenbedingungen» in einem Gegen-

vorschlag sind sehr wässrig und wenig konkret, sprich: Dieser Gegenvor-

schlag ist eine reine Alibiübung. Unterstützen Sie mit uns die Volksinitiative. 

Sie ist ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Am Ende geht es um 

den sozialen Zusammenhalt in diesem Kanton und darum, dass Menschen 

auch mit mittleren und tiefen Einkommen hier wohnen können. Der Gegen-

vorschlag der Regierung ist hingegen nutzlos und gehört abgelehnt. 

 

Tina Deplazes (Die Mitte, Hinwil): Auch wir anerkennen, die Wohnraumsi-

tuation im Kanton Zürich ist angespannt: steigende Mieten und knapper wer-

dende bezahlbare Wohnungen, zudem eine hohe Bürokratie, welche das 

Bauen erschwert. Die uns vorliegende Initiative verlangt, dass Kanton und 

Gemeinden für ein ausreichendes und bedarfsgerechtes Wohnraumangebot 

sorgen und konkret den gemeinnützigen Wohnungsbau fördern sollen. Wir 

stehen für eine Politik der Balance. Wir setzen uns ein für soziale Gerechtig-

keit und bezahlbaren Wohnraum, gleichzeitig aber auch für wirtschaftliche 

Vernunft und gute Rahmenbedingungen. In diesem Sinne begrüssen wir die 

Zielsetzung der Initiative grundsätzlich. Mehr günstiger Wohnraum und 

mehr gemeinnütziger Wohnungsbau sind wichtige Anliegen. Jedoch sehen 

wir hohe Risiken und diverse offene Fragen, weshalb wir der Initiative nicht 

zustimmen können. Dafür gibt es viele Gründe: 

Die Initiative legt den Schwerpunkt stark auf Vorgaben, beispielsweise 

«Kanton und Gemeinden sorgen…» und nicht auf Eigenverantwortung, Ef-

fizienz und marktgerechte Steuerung. Der Betrieb der öffentlich-rechtlichen 

Anstalt hätte neben dem hohen Dotationskapital von mindestens 500 Milli-

onen Schweizer Franken zusätzliche erhebliche administrative Kosten wie 

auch eine Erhöhung des kantonalen Stellenetats zur Folge. Die Kosten müs-

sen Kanton und Gemeinden tragen, ohne dass klare Finanzierungspflichten 

definiert sind. Durch verbindliche Vorgaben wird der Wohnungsbau stärker 

reguliert und dadurch das Angebot verzögert oder verteuert. Eine Überregu-

lierung wird die Schaffung von günstigem Wohnraum hemmen statt fördern. 

Somit ist die Initiative wohl gut gemeint, aber definitiv der falsche Weg, um 

das gewünschte Ziel zu erreichen.  
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Richtig wäre es, wenn der Staat Anreize schaffen würde. Der Gegenvor-

schlag der Regierung schlägt eine differenziertere Änderung vor und zielt 

auf Rahmenbedingungen statt auf detaillierte Vorgaben. Aus diesen Gründen 

empfiehlt die Mitte, die Volksinitiative abzulehnen, jedoch gleichzeitig den 

Gegenvorschlag zu unterstützen, damit wir einen praktikablen, finanzierba-

ren und wirkungsvollen Weg zu mehr günstigem und gemeinnützigem 

Wohnraum gehen können. Wir begrüssen es, dass mit dem Gegenvorschlag 

eine Antwort auf die angespannten Wohnungsmarktbedingungen im Kanton 

Zürich erfolgt und nicht einfach abgewartet wird. Die Vorlage legt fest, dass 

Kanton und Gemeinden künftig günstige Rahmenbedingungen für ein aus-

reichendes und bedarfsgerechtes Wohnraumangebot schaffen. Wir schätzen 

insbesondere den Fokus auf den pragmatischen Ansatz, der nicht in erster 

Linie neue staatliche Akteursrollen schafft, sondern die Rahmenbedingun-

gen verbessert, die klare Erwartung, dass der Regierungsrat binnen dreier 

Jahre Gesetzesänderungen zur Umsetzung vorlegt, damit keine unverbindli-

che Absicht bleibt, die Betonung, sowohl beim gemeinnützigen Wohnungs-

bau als auch beim selbstgenutzten Wohneigentum aktiv zu bleiben, damit 

Wohnpolitik sozial ausgewogen bleibt.  

Aus Sicht der Mitte bietet der Gegenvorschlag eine umsetzbare, wirtschaft-

lich verantwortbare und sozial solide Alternative zur Initiative. Deshalb bitte 

ich Sie: Lehnen Sie die extreme Initiative ab und stimmen Sie dem Gegen-

vorschlag zu, denn dieser schafft wirklich mehr Wohnraum. Besten Dank. 

 

Donato Flavio Scognamiglio (EVP, Freienstein-Teufen): Diesen Samstag 

hat mein Sohn geheiratet, und dann habe ich mir überlegt: Was würde ich 

jetzt diesem Jungen mitgeben, der da in der Kirche von Stäfa geheiratet hat? 

Und dann habe ich gedacht, ich würde ihm das sagen, was ich mir auch selber 

sagen würde, nämlich: Hör zu, wenn deine Frau unzufrieden ist. Und wieso 

sage ich das? Stellen Sie sich vor – ob es eine Frau oder ein Mann ist, spielt 

keine Rolle –, Sie leben als Politiker in einer Beziehung mit der Bevölkerung 

und Sie merken, jemand hat Stress: «Schatz, du losisch nöd zue!» 

Dann sollte ich sagen, ich sollte es zuerst einmal hören. Wenn sie dann noch 

einmal sagt, «ich habe nicht nur Mangel, sondern ich habe sogar Not», dann 

sollte ich nicht sagen, «lieber Schatz, es gibt eine Studie, die besagt, dass 93 

Prozent der Frauen kein Problem mit ihren Ehemännern haben». Denn sie 

sagt, «ich habe Stress mit dir, Donato». Und spätestens dann empfehle ich 

Ihnen und mir selber, hinzusitzen und einmal zuzuhören. Und wenn sie dann 

sogar noch sagt, «ich habe Ultrastress, Level 3», dann, denke ich, ist es meis-

tens zu spät. Und das ist meine Sorge hier, dass wir die Beziehung von der 

Politik zur Bevölkerung riskieren, die sagt, «wir haben Mangel». Wer sagt 

das? Das Bundesamt für Statistik. «Wir haben eine Not.» Wer sagt das? Das 
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Bundesamt für Statistik. Das ist dann bei 1 Prozent (gemeint ist die Leerwoh-

nungsziffer). Und jetzt sind wir bei 0,5 Prozent und wir sagen, «Tue nöd so 

dumm!». Die gleichen Personen, die gerne die Statistik beiziehen, wenn es 

um die Bevölkerung geht – haben wir ja jetzt gehört, und ich schätze, wir 

spielen dann zusammen Fussball, die andere Seite –, die gleichen, die dann 

sagen, «die Bevölkerung wächst überproportional gemäss Statistik», die 

nehmen nicht zur Kenntnis, dass wir mit 0,5 Prozent im tiefroten Bereich 

sind. Und wir sprechen nicht von der Stadt Zürich. Also, die Frau sagt, «ich 

habe Mangel». «Nei, nei, s’isch nid so schlimm.» Die Frau sagt: «Ich habe 

Not.» Gemäss einer Studie haben 97 Prozent der Frauen kein Problem mit 

ihrem Mann. Die Frau sagt, «ich habe Ultrastress», und was ist unsere Ant-

wort? Sie ist immer, «nei, nei, nei». Genau das werden wir jetzt dann machen 

heute: «Nei, nei, nei». Und dann haben wir das Gefühl, dass wir damit die 

Frauen überzeugen können? Ich, als Mann, sicher nicht.  

Schauen Sie: Ich habe 1321 Erfolgsrechnungen von Mehrfamilienhäusern 

ausgewählt, reale Erfolgsrechnungen. Die Miete ist im Kanton Zürich in den 

letzten 20 Jahren um 35 Prozent gestiegen; das ist der Bestand, das ginge 

noch. Aber wenn Sie die Wohnung wechseln, freiwillig oder unfreiwillig, 

dann ist es eben eine andere Situation. Und dieser grosse Gap zwischen Be-

standesmiete und Angebotsmiete, der motiviert mich als Eigentümer, Sie 

hinauszubefördern. Und jetzt sagen Sie, Sie machen das nicht. Ja, im Durch-

schnitt machen wir das nicht. Im Durchschnitt, wenn Sie 200'000 Franken in 

eine Wohnungssanierung investieren, erhöhen Sie um 30 Prozent, das sind 

etwa 500 Franken. Das ist der Durchschnitt, die Branche verhält sich korrekt. 

Aber es gibt eben auch diejenigen, die um 70 Prozent erhöhen. Und diejeni-

gen, die sich wehren könnten, die sind dann gar nicht da, weil sie eben 

draussen sind. Und das schadet der ganzen Branche und daher sollten wir 

uns wehren.  

Jetzt bei der Anstalt sind wir skeptisch. Wir hatten eine Kantag (2015 über-

führt ins Immobilienamt), daher sind wir dort begrenzt begeistert. Und vom 

Gegenvorschlag der Regierung könnte man eigentlich das Gleiche sagen. Es 

ist ja ein Versprechen. Wir werden jetzt dann sehen, was wir von Level 1 am 

30. November 2025 dann umsetzen. Level 1, Vorkaufsrecht (Vorlage 5969) 

– ich bin unzufrieden, aber nicht gestresst. Und daher werden wir jetzt vor-

erst diese Anstalt nicht unterstützen, sondern den Gegenvorschlag unterstüt-

zen, aber mit Begeisterung im anaeroben Bereich. Besten Dank fürs Zuhö-

ren. 

 

Gianna Berger (AL, Zürich): Für die heutige Debatte sind vier Initiativen 

geplant, und bei allen lässt sich derselbe rote Faden erkennen: Gegenvor-

schläge von Mitte-rechts, die viel versprechen, aber leider nichts verändern. 
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Sie sind das politische Beruhigungsmittel, das den Stillstand, den wir haben, 

als Bewegung tarnen will. Man hat es beim Vorkaufsrecht gesehen mit einem 

umstrittenen Gegenvorschlag, der gerade beim Bundesgericht hängt, und 

man sieht es auch hier wieder. Wie Donato Scognamiglio kürzlich im Tagi 

(Tages-Anzeiger) sagte: Man will eben, dass alles bleibt, wie es ist, und ge-

nau das ist der Punkt, wir haben es jetzt gerade gehört. Die bürgerlichen Par-

teien wollen die Fassade des Handelns wahren, aber die Strukturen, von de-

nen sie profitieren, dürfen sich nicht verändern. Ihre Antwort auf die Woh-

nungskrise ist immer dieselbe: bauen, bauen, bauen. Aber sie sagen nie, für 

wen gebaut wird, und sie sagen auch nicht, wie gebaut wird, nämlich dort, 

wo Rendite winkt, nicht dort, wo Menschen bezahlbare Wohnungen brau-

chen. Was sie bauen, sind teure Wohnungen, die niemandem helfen ausser 

denen, die sich ohnehin schon vieles leisten können.  

Es braucht unter anderem Instrumente, die den Boden und die Mieten der 

Spekulation entziehen, und genau das macht diese Initiative. Sie will, dass 

der Kanton Zürich Verantwortung übernimmt durch eine öffentlich-rechtli-

che Anstalt, die gezielt gemeinnützigen Wohnraum fördert. Solche Modelle 

funktionieren. In Genf und Basel sichern ähnliche Institutionen seit Jahren 

bezahlbare Mieten und langfristige Projekte. Und auch die ZKB zum Bei-

spiel zeigt, dass eine öffentlich-rechtliche Anstalt kein Fremdkörper sein 

muss.  

Wenn wir uns anschauen, was der Kanton Zürich heute selbst beiträgt, wird 

das Missverhältnis offensichtlich. Der Kanton besitzt ungefähr 14'300 

Grundstücke und 1800 Hochbauten, ein riesiger Bestand. Aber von diesen 

Parzellen sind die meisten Waldstücke, Böschungen oder Restflächen. Er be-

sitzt gerade einmal 300 Wohnungen. Das ist die ganze Wohnbaupolitik des 

Kantons. Der grösste Grundbesitzer hat es in Jahrzehnten gerade einmal ge-

schafft, den Wohnraum eines kleinen Quartiers bereitzustellen.  

Die Initiative will das ändern. Sie will, dass diese Ressourcen endlich sinn-

voll eingesetzt werden durch eine Behörde, die Boden sichert, Baurechte 

vergibt und gemeinnützige Bauträger stärkt. Sie kann selbst bauen, muss es 

aber nicht. Entscheidend ist, dass sie den Boden der Spekulation entzieht und 

die Mittel dorthin lenkt, wo sie gebraucht werden. Der Kanton hätte alles, 

was es braucht, Flächen, Kapital und den Handlungsspielraum. Es fehlt nur 

an der Struktur und am politischen Willen, sie zu nutzen. Und ja, es gibt 

einen lustigen Gegenvorschlag: Er will dasselbe Ziel auf marktwirtschaftli-

chem Weg erreichen, weil das bisher so gut geklappt hat. In Wirklichkeit 

steht darin nichts, was Wirkung hätte: ein paar Prüfaufträge, ein bisschen 

Koordination, keine Pflicht, keine Mittel und kein einziger zusätzlicher Fran-

ken für den gemeinnützigen Wohnungsbau. Ein Gegenvorschlag ohne Wir-

kung ist keine Alternative, sondern eine Ausrede. Oft, ich glaube, zuerst von 
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Markus Bopp haben wir gehört, der Kanton solle nicht selbst bauen. Aber 

das ist gar nicht unbedingt vorgesehen. Die Anstalt soll nicht zwingend Woh-

nungen bauen und verwalten, sie soll Grundstücke bereitstellen, Baurechte 

vergeben und mit Genossenschaften zusammenarbeiten. Das ist Partner-

schaft und nicht einfach nur Verstaatlichung. Wer das verwechselt, will gar 

nicht verstehen, worum es geht.  

Und noch zur Frage der Finanzierung: Wenn wir 500 Millionen Franken pro 

Jahr wollen würden, dann hätten wir sie. Die Budgetüberschüsse des Kan-

tons liegen zum Beispiel seit Jahren immer darüber. Es fehlt nicht am Geld, 

sondern eben am Willen, es für die Menschen einzusetzen – statt für Steuer-

erleichterungen.  

Die AL unterstützt die Initiative klar. Sie ist kein radikaler Bruch, sondern 

eine überfällige Korrektur. Denn solange der Boden fast ausschliesslich in 

renditeorientierter, privater Hand bleibt, bleibt eben auch das Wohnen ein 

Renditeobjekt. Mir ist schleierhaft, wie die SVP an den Menschen vorbeipo-

litisieren und die Wohnungskrise leugnen kann aufgrund einer Lobbystudie. 

Es geht nicht um Ideologie, sondern um die Realität, dass der Markt momen-

tan zu wenig bezahlbare Wohnungen baut. Darum müssen wir Strukturen 

schaffen, die es tun. Vielen Dank. 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Die Runde der Fraktionssprechenden ist ab-

geschlossen. Wir kommen jetzt zu den weiteren Ratsmitgliedern, die höchs-

tens fünf Minuten sprechen dürfen. 

 

Christoph Marty (SVP, Zürich): Sollte diese Initiative angenommen werden, 

müsste künftig jede Immobilientransaktion noch eine weitere Bürokratie-

schlaufe drehen. Die zusätzlichen Verzögerungen und Unsicherheiten, die 

durch das beabsichtigte Vorkaufsrecht geschaffen würden, stehen in keinem 

Verhältnis zur allfälligen Wirkung. Und zudem ist es auch eine massive Be-

schränkung der Eigentumsfreiheit, wenn Vertragspartner für einen Ver-

kauf… (Der Votant wird in den eigenen Reihen darauf aufmerksam gemacht, 

dass er zu einer anderen Volksinitiative spricht.) Das ist doch die Wohnungs-

initiative? Das gehört ja auch dazu. Auf jeden Fall würden also Bürokratie 

und Regulierung weiter zunehmen, und darin sind wir uns wahrscheinlich 

alle einig: Wenn es an etwas in diesem Kanton keinen Mangel hat, ist es an 

ausufernder Bürokratie und Regulierungswut. Ja, gut, ich komme nachher 

noch einmal (Heiterkeit). 

 

Selma L'Orange Seigo (Grüne, Zürich): Ich spreche zur Wohnungsinitiative 

der Grünen, damit wir alle wieder beim gleichen Traktandum sind. Und ja, 

wir möchten eine aktive Wohnpolitik bei Kanton und Gemeinden verankern. 
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Ich erinnere Sie gerne an Artikel 5 unserer Kantonsverfassung. Dort steht 

nämlich, dass Kanton und Gemeinden Aufgaben von öffentlichem Interesse 

wahrnehmen, sofern sie von Privaten nicht erfüllt werden. Und das ist ja ein-

fach klar der Fall. Wir haben einen Marktversagen. Ich muss jetzt auch ein-

mal das «Ich-bin-schon-etwas-erstaunt» bringen (Anspielung auf Altkan-

tonsrat Martin Hübscher, vormaliger SVP-Fraktionspräsident): Ich staune, 

wenn man in der jetzigen Situation sagt, «wir brauchen Eigenverantwortung, 

der Markt regelt das schon». Wir wären ja nicht dort, wo wir jetzt sind, wenn 

das so gut funktionieren würde. Es gibt aber durchaus private Player, die das 

gut wahrnehmen können, die ein Angebot schaffen an angemessenem Wohn-

raum, und das sind eben gemeinnützige Wohnbauträger, Genossenschaften 

vor allem, und die sollen ja auch mit unterstützt werden. Es gibt eben zwei 

Teile dieser Initiative: zum einen die Wohnbauanstalt des Kantons, und zum 

anderen sollen auch gemeinnützige Wohnbauträger unterstützt werden, und 

das funktioniert sehr gut, es wurde teilweise auch schon angetönt. Wohnun-

gen von gemeinnützigen Wohnbauträgern sind günstiger, das dämpft übri-

gens auch die Mieten in einem ganzen Quartier. Wenn Sie natürlich viel Kos-

tenmiete haben, dann sinken die Mieten allgemein, die sogenannte orts- und 

quartierübliche Miete ist dann tiefer, davon profitieren alle. Es wird weniger 

Fläche verbraucht, es gibt häufig Belegungsvorschriften, das trägt zur Ver-

dichtung bei. Das ist also etwas, das wir gerne unterstützen. Und der Kanton 

tritt dann auch nicht irgendwie in Konkurrenz, wir haben natürlich mit den 

Genossenschaften gesprochen. Es gibt ja nicht flächendeckend Genossen-

schaften. In den Städten gibt es eher noch welche, und die können dann dort 

natürlich diese Aufgaben wahrnehmen, dort kann man partnerschaftlich zu-

sammenarbeiten. Aber es gibt sehr viele Orte im Kanton, wo das eben nicht 

so ist, wo eine staatliche Gesellschaft eine Lücke wirklich füllen würde. 

Dann hatten wir noch die Frage, wo denn das Geld herkommt, und mit 500 

Millionen Franken könne man irgendwie zwölf Wohnungen bauen. Sie (die 

Wohnbau-Anstalt) soll natürlich nicht das ganze Geld einfach für Wohnun-

gen ausgeben, sondern sie würde das natürlich belehnen. Und dann könnte 

sie deutlich mehr Wohnungen bauen. Dann: 500 Millionen Franken, das ent-

spricht ungefähr dem jährlichen Überschuss, den wir in den letzten Jahren in 

der Kantonsrechnung hatten. Wir haben hier auch nicht etwas völlig Neues, 

und mein Gott, der Kanton hat noch nie 500 Millionen Franken ausgegeben. 

Wir haben für die Corona-Kredite (während der Covid-19-Pandemie), also 

im Härtefallprogramm, ungefähr 880 Millionen Franken ausgegeben, seither 

wurden die Steuern gesenkt. Wir haben vor einem Monat einen Verpflich-

tungskredit für das Unispital beschlossen, 690 Millionen Franken. Es wurde 

dort mit keiner Silbe irgendetwas von Steuererhöhung gesagt, das ist einfach 
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pure Angstmacherei von der bürgerlichen Seite. Natürlich kann sich der 

Kanton Zürich das leisten, selbstverständlich.  

Und ich habe mir einen Satz notiert, der ist mir echt geblieben: Die Markt-

kräfte sind stärker als das, was die Politik machen kann. Das ist ja eine kom-

plette Bankrotterklärung. Natürlich sind wir in der Pflicht, hier etwas zu ma-

chen, und wir machen konkrete Vorschläge. Und Sie negieren das Problem 

und sagen dann vielleicht, «wir können ja eh nichts machen». Für was sind 

wir denn hier im Kantonsrat? Selbstverständlich muss die Politik hier ein-

greifen. Und wir finden ganz klar: Der Kanton muss aktiv werden, das ist 

seine Pflicht. 

 

Cristina Cortellini (GLP, Dietlikon): Als langjährige Dietliker Gemeinderä-

tin schaue ich auf diese Initiative aus der Sicht der mittelgrossen Gemeinden. 

Im Kanton Zürich gibt es rund 800'000 Wohnungen, davon sind etwa 75'000 

gemeinnützig. In der Stadt Zürich sind es über 46'000 Gemeinnützige, rund 

27 Prozent des städtischen Wohnungsbestandes. Im restlichen Kanton liegt 

der Anteil bei gerade einmal 5 Prozent, damit man das mal in Relation setzt. 

Für die nächsten fünf Jahre rechnet man im Kanton mit einem Bedarf von 

etwa 50'000 zusätzlichen Wohnungen.  

Nun zur Gemeinde Dietlikon: Mit etwa 8000 Einwohnerinnen und Einwoh-

nern verfügt Dietlikon über rund 3800 Wohnungen insgesamt. Gut 400 junge 

Menschen wollen in den nächsten Jahren aus dem Elternhaus ausziehen und 

im Ort bleiben. Wenn nun im Rahmen einer kantonalen Wohnanstalt mit ei-

nem Dotationskapital von 500 Millionen Franken einige hundert Wohnun-

gen erstellt würden, was, auf 160 Gemeinden gerechnet, ein bis zwei neue 

gemeinnützige Wohnungen pro Gemeinde bedeuten würde, dann bringt das 

für Dietlikon nichts. Diese ein, zwei Wohnungen lösen nicht das Problem 

von 400 jungen Menschen, die in der Gemeinde bleiben wollen und Wohn-

raum suchen. In Dietlikon gibt es ehemalige Industrieareale, die sich hervor-

ragend für neue durchmischte Quartiere eignen würden. Wenn der Kanton 

uns Gemeinden erlaubt, solche Flächen als Mischzonen zu entwickeln, kön-

nen wir hunderte neue Wohnungen schaffen, auch bezahlbare. Dafür brau-

chen wir Unterstützung bei der Umzonung, nicht eine zentrale Institution, 

die irgendwo im Kanton ein paar Wohnungen baut. Eine kantonale Anstalt, 

die von allen Steuerzahlenden getragen wird, aber vielleicht nur eine Hand-

voll Auserlesene mit einer gemeinnützigen Wohnung beglückt, das ist der 

falsche Weg. Die 500 Millionen Franken können sinnvoller eingesetzt wer-

den, zum Beispiel für die Verlängerung der Glattalbahn. Denn wenn wir in 

den Agglomerationsgemeinden tausende Wohnungen schaffen, müssen 

diese gut an den öffentlichen Verkehr angebunden sein. Die Gemeinden sind 

der Ort, an dem Lösungen entstehen. Wir wissen, wo gebaut werden soll. 
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Wir kennen die Bedürfnisse unserer Bevölkerung. Und wir tragen die Ver-

antwortung für die Entwicklung vor Ort. Was wir brauchen, ist nicht eine 

kantonale Wohnanstalt, sondern Flexibilität.  

Der Gegenvorschlag der Initiative verfolgt den richtigen Ansatz. Er zielt auf 

eine Vereinfachung von Umnutzungen, auf mehr Handlungsspielräume für 

die Gemeinden, und genau das bringt den Wohnungssuchenden im Kanton 

definitiv mehr. Besten Dank. 

 

Thomas Schweizer (Grüne, Hedingen): Es ist ja nicht so, dass die neue 

Wohnbaugesellschaft des Kantons nur einmal 500 Wohnungen erstellen 

würde und nachher nicht mehr aktiv sein soll, sondern das 500-Millionen-

Dotationskapital ist das Startkapital, damit sie überhaupt auf dem Markt prä-

sent sein kann. Und nachher wird sie sich entwickeln, genauso wie die ZKB 

auch nicht im ersten Jahr die Kraft gehabt hat, wie sie sie heute hat und als 

systemrelevante Bank auftritt. Der Leerwohnungsbestand ist vielerorts prak-

tisch null. Es besteht sowohl bezüglich der Anzahl als auch bezüglich der 

Höhe der Mietpreise kein angemessenes Wohnungsangebot. Insbesondere 

fehlen Wohnungen, welche mit Kostenmiete angeboten werden. Hier müs-

sen Kanton und Gemeinden zusammen mit den Wohnbaugenossenschaften 

verstärkt aktiv werden. Die Kostenmiete ist ein seit Jahren angewendetes 

Modell. Wer Wohnungen nicht gewinnstrebend vermietet, wendet die soge-

nannte Kostenmiete an. Die Miete deckt also nur die Kosten, die bei der Ei-

gentümerin oder dem Eigentümer dafür anfallen. Genossenschaften haben 

das in ihren Statuten verankert. Für die Wohnungen der Stadt Zürich besteht 

dazu ein Mietzinsreglement, und das wäre dann auch bei der kantonalen An-

stalt so vorgesehen.  

Ich möchte aber noch auf einen anderen Aspekt der Initiative eingehen: Zif-

fer II der Wohnungsinitiative formuliert die Anforderungen für den Bau und 

den Unterhalt im kantonalen Wohnungsbau. Sie, also Kanton und Gemein-

den, berücksichtigen und fördern dabei Bauweisen, die nachhaltig und treib-

hausgasneutral sind. Der Artikel nimmt damit Bezug zu bestehenden aner-

kannten Baustandards, also zum Beispiel den SNBS, also den Standard 

Nachhaltiges Bauen Schweiz. Dieser orientiert sich an den Bedürfnissen der 

Nutzenden, stellt Ökologie und Wohngesundheit ins Zentrum, bettet die 

Bauten ins Quartier ein und orientiert sich generell an den Nachhaltig-

keitskriterien im Gebäudebereich. Für seine eigenen Bauten hat der Regie-

rungsrat die Anforderungen im Standard Nachhaltigkeit Hochbau festge-

schrieben. 

Mit dem Begriff «Bauweise» ist die Art und Weise des Bauens gemeint. Da-

bei geht es nicht nur um Neubauten, sondern auch um die Erhaltung und 

Weiterverwendung oder Wiederverwendung von bestehender Bausubstanz 
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und damit um die Kreislaufwirtschaft. Nicht zuletzt referenziert die Treib-

hausgasneutralität auf den Klimaschutz. Dazu bestehen anerkannte Grundla-

gen wie zum Beispiel die SIA 390/Klimapfad – Treibhausgasbilanz über den 

Lebenszyklus von Gebäuden (Schweizerischer Ingenieur- und Architekten-

verein), welche die Energie über den gesamten Lebenszyklus eines Gebäu-

des berücksichtigt, inklusive graue Energie und Energieverbrauch, welche 

das Gebäude mit seiner Nutzung auslöst.  

Die Wohnungsinitiative verankert damit die Bereitstellung eines zukunfts-

gerichteten Wohnraumangebots als Auftrag in der Verfassung. Heute und 

insbesondere am Abstimmungssonntag nächstes Jahr stimmen wir über den 

Verfassungsgrundsatz ab. Es braucht selbstverständlich nachher eine Geset-

zesvorlage, welche den Auftrag konkretisiert. Viele Details werden erst in 

dieser Phase geregelt und werden uns sicher noch häufig beschäftigen. 

 

Tobias Weidmann (SVP, Hettlingen): Die Linken rufen «Wohnkrise!» und 

schaffen sie selbst, mit endlosen Auflagen, Verfahren, Einsprachen und vor 

allem mit offenen Grenzen. Sie klagen über Knappheit und öffnen gleichzei-

tig alle Türen. Fakt ist, wenn Sie schauen, für wen wir bauen: Im Kanton 

Zürich bauen wir 80 Prozent der neuen Wohnungen, also vier von fünf, für 

die Zuwanderung in der Stadt Zürich. Frau Pokerschnig hat gesagt, der Staat, 

der Kanton Zürich habe in der Wohnpolitik versagt. Nehmen wir doch mal 

die Stadt Zürich: Dort regieren die Linken. Hatten sie zu wenig Zeit, um die 

Wohnkrise in der Stadt Zürich zu korrigieren? Seit 31 Jahren sind sie dort in 

der Mehrheit und haben es nicht hingekriegt.  

Es ist auch nicht so, dass es Luxuswohnungen mit mehr Flächenbedarf sind, 

Wohnfläche pro Person, ich habe das extra nachgeschaut: Der Wohnflächen-

pro-Person-Bedarf ist gestiegen von 1970 bis in die 2000er-Jahre, von 29,6 

auf 40 Quadratmeter. Aber seit 2000 bis heute hat er etwa um 1,6 Quadrat-

meter zugenommen. Wenn man das aufrechnet auf die Bevölkerung, dann 

sind das diese 20 Prozent. Das stimmt, wir brauchen 20 Prozent mehr Fläche. 

Aber 80 Prozent ist das Bevölkerungswachstum, das ist Fakt. Und in der 

Stadt Zürich ist das noch «verreckter», da kommt über 90 Prozent des Mehr-

bedarfs an Wohnraum durch Zuwanderung. Das ist Fakt, ich habe es hier 

nachgeschaut. Sie haben auch gesagt, es seien weniger Personen in den Woh-

nungen. Auch das habe ich nachgeschaut: Im Jahr 2000 waren es 1,83 Per-

sonen, heute sind es 1,9. Dem ist also auch nicht so. Also ich weiss auch 

nicht, wie Sie das lösen wollen, indem Sie sagen, der Staat sei der Einzige, 

der günstig bauen kann. 

Schauen Sie, wenn ich ein Haus vor 40 Jahren gekauft habe, dann habe ich 

vielleicht 600'000 Franken bezahlt. Wenn ich heute ein Haus kaufe, bezahle 
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ich 1,7 oder 1,8 Millionen Franken im Kanton Zürich. Das sind Immobilien-

preise. Das ist nachfragegetrieben, nicht nur Spekulation. Das gleiche Prob-

lem haben wir auch bei den Mieten, denn das ist eins zu eins eine Ableitung 

des Immobilienmarktes. Und wenn Herr Mörgeli sagt, das sei alles rendite-

getrieben: Die Rendite rechnet sich auf das investierte Kapital. Wenn ich 

heute etwas kaufe und baue, investiere ich mehr als vor 40 Jahren. Die Be-

standesmiete, also wenn ich immer noch in der gleichen Wohnung oder im 

gleichen Haus lebe, das ich vor 40 Jahren gekauft habe, dann ist die Bestan-

desmiete sogar leichter rückläufig. Aber die Angebotsmieten, das stimmt, 

das, was auf den Markt kommt, das ist nach oben gegangen. Aber das sind 

die Immobilienpreise auch und das ist halt ganz klar nachfragegetrieben. Sie 

können nicht alles mit der Rendite begründen, Herr Mörgeli. Sie können da 

klopfen, wie Sie wollen, aber das müssen Sie uns genauer erklären. Es 

stimmt einfach nicht. 

 

Silvia Rigoni (Grüne, Zürich): Vielleicht noch ein kurzer staatspolitischer 

Hinweis an meinen Kollegen Tobias Weidmann: Sie wundern sich, dass in 

der linken Stadt das Wohnungsproblem, die Wohnungskrise nicht gelöst ist. 

Das ist für Sie der Beweis, dass linke Politik nichts bringt. Das ist einfach 

ein bisschen kurzsichtig. Sie wissen ja genau, dass wir drei Staatsebenen ha-

ben. Gerade die bürgerliche Seite nutzt ja die kantonale Ebene immer sehr 

gerne, um städtische Ideen zurückzubinden. Und in diesem Sinne brauchen 

wir natürlich, um das Wohnungsproblem auch in der Stadt Zürich zu lösen, 

die kantonale Ebene und wir brauchen die Bundesebene.  

Was ich aber eigentlich zuerst sagen wollte, ist ein Hinweis, eine Antwort 

auf Monica Sanesi: Sie haben «bauen, bauen, bauen» gefordert, und das ist 

doch ein sehr einäugiges und etwas simples politisches Programm, um auf 

die Wohnungskrise zu reagieren. Und es ist wirklich bedauerlich, dass Sie 

auf diese angeblichen Segnungen der Marktwirtschaft reduzieren. Was ist 

mit der Nachhaltigkeit? Was ist mit sozialer und ökologischer Nachhaltig-

keit? Was ist mit Vielfalt? Das sind doch auch Werte der GLP. In einem 

renditegetriebenen Umfeld passiert nämlich Folgendes, wenn einfach gebaut 

wird: Es wird teuer gebaut, und teure Bauten führen zur Verdrängung, führen 

dazu, dass Menschen mit mittleren, mit tiefen Einkommen an die Peripherie 

oder gar aus dem Kanton Zürich verdrängt werden. Das ist nicht im öffent-

lichen Interesse, das ist nicht im Interesse unserer Gemeinschaft hier im Kan-

ton Zürich. Wir müssen Gegensteuer geben. Das ist das Interesse des Kan-

tons Zürich, dass wir hier aktiv werden. Und eine Anstalt, wie wir sie hier 

vorschlagen, ist ein erster wichtiger Schritt in diese Richtung. Das ist Ver-

antwortung, die der Kanton übernehmen kann, um diesem renditegetriebe-

nen Gebaren etwas entgegenzusetzen.  
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Aber es reicht natürlich nicht, diese Anstalt wird nicht die Wohnungskrise in 

Zürich, in der Schweiz lösen. Wir brauchen noch mehr. Wir brauchen das 

Vorkaufsrecht, wir brauchen den Mietzinsdeckel bei Sanierungen, bei Neu-

bauten. Wir brauchen auch mehr Geld, wenn es darum geht, gemeinnützigen 

Wohnungsbau zu fördern. Mit dieser Idee jetzt, mit dieser Anstalt machen 

wir einen ersten wichtigen Schritt, und ich bitte Sie, das zu unterstützen. 

 

Martin Huber (FDP, Neftenbach): Der Staat will wieder einmal schlauer 

sein als alle Marktteilnehmer zusammen. Ist etwas arrogant, finde ich. Der 

Markt kann auch mal drehen, es kann auch mal eine Wirtschaftskrise kom-

men, dann sieht dann alles wieder anders aus. Der Staat ist auch träge. Bis 

so eine Initiative greift, ist der Markt schon wieder ein anderer. Herr Mörgeli, 

was heisst ausreichend? Das kann niemand sagen. Was heisst bezahlbar? Ja, 

was ist bezahlbar? Hat jeder einen Ferrari zugute – bezahlbar – oder einen 

Golf? Bezahlbar, das ist schwierig zu definieren. Und wer soll diese Defini-

tion machen? Es ist klar, dass wir Leuten in bescheidenen Verhältnissen hel-

fen müssen. Aber da gibt es andere Lösungen und die haben wir schon, das 

nennt sich Sozialhilfe. Oder man kann ein Wohngeld ausrichten. Den Mit-

telstand kann man über Steuersenkungen entlasten. Der grosse Vorteil ist, 

dass diese Instrumente schon bestehen. Also nutzen wir sie und blähen nicht 

den Staat auf. Es braucht keinen zusätzlichen Durchlauferhitzer, darum Nein 

zur Wohnungsinitiative. 

 

Marzena Kopp (Die Mitte, Meilen): Die Mitte lehnt die kantonale Woh-

nungsinitiative ab, nicht, weil wir das Ziel von bezahlbarem Wohnraum in-

frage stellen, im Gegenteil: Wir alle wollen, dass sich Menschen mit norma-

len Einkommen eine Wohnung leisten können. Aber der Weg, den diese Ini-

tiative einschlägt, ist der falsche. Es ist nicht Aufgabe des Staates, selbst zum 

Bauherrn zu werden. Die öffentliche Hand soll baufreundliche Rahmenbe-

dingungen schaffen, nicht selbst zum Marktakteur werden. Die Initiative will 

eine neue öffentlich-rechtliche Anstalt, ein teurer und schwerfälliger Apparat 

ohne Garantie, dass dadurch wirklich mehr günstiger Wohnraum entsteht. 

Zudem ist eine kantonale Wohnbauanstalt kein Garant für tiefere Mieten, 

sondern ein teurer Versuch, Aufgaben zu übernehmen, die andere besser er-

füllen können. Wir brauchen schnellere Bewilligungsverfahren, weniger Bü-

rokratie und planungsrechtliche Anreize, damit gemeinnützige wie private 

Bauherren kosteneffizient bauen können. 

Ein Blick in die Geschichte, in die Vergangenheit zeigt, wohin staatlicher 

Wohnungsbau führen kann. In den sozialistischen Ländern Osteuropas war 

der Wohnungsbau verstaatlich. Ich selbst bin in Polen geboren und spreche 
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hier aus Erfahrung. Das Resultat: graue Plattenbausiedlungen, Mangelwirt-

schaft, Wohnungen von schlechter Qualität und vor allem kein gesunder 

Wettbewerb, der Innovation und Effizienz fördert. Diese Erfahrungen lehren 

uns, dass staatliche Eingriffe im Wohnungswesen keine nachhaltigen Lösun-

gen bringen. Mit dieser Initiative werden staatliche Eingriffe im Wohnungs-

markt ausgebaut, was langfristig erhebliche Kosten und Fehlanreize verur-

sachen wird. Und wir haben soeben gehört, dass diese Initiative nicht ausrei-

chend ist, die Linke will noch viel mehr Staat. Die Anstalt soll sich in Zu-

kunft entwickeln, und das Vorkaufsrecht wurde auch schon genannt.  

Die Mitte steht für Pragmatismus statt Ideologie und wir sagen deshalb Nein 

zu dieser Wohnungsinitiative. Besten Dank. 

 

Thomas Forrer (Grüne, Erlenbach): Wenn man die Entwicklungen der steu-

erbaren Einkommen seit dem Jahr 2000 in der Stadt Zürich betrachtet, erfährt 

man sehr viel, was wichtig für diese Debatte ist. Seit 2000 hat in Zürich fol-

gende Verschiebung stattgefunden: Die Bevölkerung mit unteren und mitt-

leren Einkommen hat in Zürich prozentual abgenommen. Die Bevölkerung 

mit einem steuerbaren Einkommen von 100'000 Franken und mehr hat in 

Zürich hingegen in den letzten Jahren massiv zugenommen. Wie ist diese zu 

erklären, diese Einkommensschere, und was heisst das für die Mietpreise? 

Die Zunahme der hohen und sehr hohen Einkommen hat nicht etwa mit ei-

nem Wirtschaftswunder in Zürich zu tun, sondern mit der Zuwanderung. 

Menschen aus dem Ausland, die zu den Topverdienenden zählen, ziehen in 

die Stadt, weil sie dort arbeiten wollen, weil sie urban und in vernünftiger 

Nähe zu ihrem Arbeitsplatz wohnen wollen. Und diese Menschen sind auch 

bereit, monatliche Mieten für Wohnungen von 5000 Franken und mehr zu 

bezahlen. Damit treiben diese Menschen zusammen mit den vielen Profitori-

entierten und Profitgierigen unter den Vermietern die Mietpreise in die 

Höhe. Und warum zahlen diese Menschen so viel? Weil sie es zahlen kön-

nen. Ist das die Einwanderung, über die die SVP seit Jahr und Tag so undif-

ferenziert schimpft und sich beschwert? Es sind nämlich Gutverdienende, 

die gute Steuern zahlen, und die sind auch bereit, hohe Mieten zu zahlen. 

Das sind genau die Arbeitskräfte, die die SVP mit ihrer neoliberalen Wirt-

schafts- und Niedersteuerpolitik ins Land zieht. Es kommen Unternehmen in 

die Schweiz, sie kommen in den Kanton Zürich, und mit ihnen kommen gut 

ausgebildete, gutverdienende Arbeitskräfte, und diese Arbeitskräfte mieten 

Wohnungen zu guten Preisen. Und kaum sind diese Menschen da, die Steu-

ern zahlen, die mitarbeiten, verwirft die SVP die Arme, obwohl sie mit ihrer 

Wirtschafts- und Niedrigsteuerpolitik massgeblich dazu beiträgt, dass diese 

Menschen kommen. In anderen Worten: Die SVP verursacht das Problem, 

das sie ständig beschimpft, selbst.  
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Wenn man jetzt in Betracht sieht, dass Menschen mit wenig steuerbaren Ein-

kommen, also unter 60'000 Franken, in der Stadt immer weniger werden, 

dann hat das damit zu tun, dass diese Menschen neben den zugewanderten 

Gutverdienenden auf dem sogenannten Wohnungsmarkt nicht mehr mithal-

ten können. Die Gruppe der institutionellen und profitgierigen Vermieter sa-

niert gerade die niedrigen Einkommen aus der Stadt heraus, treibt sie mit den 

Sanierungen aus der Stadt und auch schon aus einem Teil der Agglomerati-

onsgemeinden heraus. Menschen, die in ihrem Quartier, in ihrer Gemeinde 

aufgewachsen sind, jahrzehntelang in derselben Mietwohnung gelebt haben, 

müssen ihre angestammte Lebensumgebung verlassen, weil sich mit den so-

genannten Expats und anderen Gutverdienenden mehr Rendite erzielen lässt. 

Und ja, es ist ein Recht, an dem Ort zu wohnen, an dem man sein halbes 

Leben lang gelebt und sein Leben verbracht hat. Mit ihrem Zuwanderungs-

Bashing will die SVP davon ablenken, dass ihre Politik massgeblich für die 

Zuwanderung und die steigenden Mieten durch Gutverdienende verantwort-

lich ist.  

Die Wohnungsinitiative der Grünen will das korrigieren. Sie will, dass Men-

schen, denen gekündigt worden ist, eine Wohnung zu fairer Miete angeboten 

werden kann, und zwar mit gemeinnützigem Wohnraum. Die Mieterschutz-

initiative (Vorlage 5987) will die Menschen vor dem Rauswurf bewahren 

und will dafür sorgen, dass Menschen nach der Sanierung wieder in ihrer 

Wohnung wohnen können. Das sind ganz reale Probleme, die mit ganz rea-

len Lösungen, mit zweckmässigen Lösungen angegangen werden. Im Ge-

gensatz zum notorischen Zuwanderungsgeschwafel der SVP bieten wir der 

Bevölkerung Lösungen, wo die Bevölkerung der Schuh tatsächlich drückt.  

FDP und GLP wollen die Wohnungskrise als Vehikel nutzen, um die Libe-

ralisierung im Bauwesen voranzutreiben. Das ist Parteibüechli-Politik. Das 

nützt in erster Linie Ihrer eigenen Klientel, aber nicht den Mieterinnen und 

Mietern im Kanton Zürich. In diesem Sinne bitte ich Sie, stimmen Sie Ja zu 

Lösungen, die etwas bringen, Ja zu Lösungen, die greifen, und stimmen Sie 

sowohl der Wohnungsinitiative wie der Mieterschutzinitiative zu. Ich danke 

Ihnen. 

 

Claudio Zihlmann (FDP, Zürich): Ich komme gerne auf Thomas Schweizer 

zurück, vielen Dank für den Steilpass. Du hast gesagt, die 500 Millionen 

Franken, das sei ein Start, und genau das ist auch euer Ziel. Ihr wollt diesen 

Fonds weiter ausbauen, jedes Jahr weitere 100 Millionen Franken in diesen 

Fonds reinbuttern. Das muss einfach auch klar hier gesagt werden, für Rot-

Grün sind die 500 Millionen Franken erst ein Start, es geht um viel mehr. 

Und Silvia Rigoni, nur weil jetzt ein Instrument auf der kommunalen Ebene 
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nicht funktioniert, müssen Sie das nicht auf allen anderen Ebenen einzufüh-

ren versuchen. Seit über drei Jahrzehnten ist Rot-Grün in der Stadt Zürich an 

der Macht, und haben Sie es geschafft, die Wohnungsknappheit zu lösen? 

Nein, die Wohnungsknappheit wurde weiter verschärft, und auch Sie sind 

ein Grund dafür. Wieso? Denn genau Sie, Rot-Grün, Sie verhindern Wohn-

raum in der Stadt Zürich. Sie stemmen sich gegen Projekte, welche dann in 

der Stadt Zürich nicht gebaut werden können. Sie stemmen sich sogar gegen 

preisgünstigen Wohnraum. Ich erinnere an die Debatte um das Neugass-

Areal in der Stadt Zürich, wo Sie, geschätzte rot-grüne Kantonsrätinnen und 

Kantonsräte aus der Stadt Zürich, das verhindert haben. Wohin so ein Fonds 

führen kann, zeigt eben beispielhaft die Stadt Zürich wieder einmal. Und ich 

rede hier über das Gebiet Harsplen in Witikon. Um was geht es? Dort sollten 

370 Wohnungen entstehen, 370 Wohnungen, privat gebaut. Die BZO (Bau- 

und Zonenordnung) hätte ein wenig angepasst werden müssen, das heisst, 

das Geschäft geht in den Gemeinderat. Und was macht der rot-grüne Ge-

meinderat, was macht er? Er verhindert 370 Wohnungen. Einige Wochen 

später, was für eine Überraschung, kauft die Stadt Zürich das gesamte Areal 

– Sie müssen sich vorstellen, eine grosse grüne Wiese – für 211 Millionen 

Franken Steuergelder. 211 Millionen Franken Steuergelder! Und jetzt geht 

es weiter: Jetzt muss die Stadt Zürich für weitere Hunderte von Millionen 

Schweizer Franken dort diese 370 Wohnungen bauen. Und was passiert da-

nach? Um diese preisgünstig zu machen, müssen diese Wohnungen auch 

noch massiv abgeschrieben werden. Fazit: Rot-Grün verhindert Wohnungen. 

Rot-Grün setzt massiv Steuergelder ein, Hunderte von Millionen für Wenige, 

die am Schluss diese Wohnungen dann wirklich auch in einer Lotterie be-

kommen.  

Darum appelliere ich, stimmen Sie gegen diese Initiative, welche viel zu 

teuer ist und uns Steuerzahler alle viel, viel Geld kostet. Vielen Dank. 

 

Domenik Ledergerber (SVP, Herrliberg): Zuerst zu Donato Scognamiglio: 

Ich gratuliere deinem Sohn zur Hochzeit. Ich hoffe aber, dass du ihn noch 

ein bisschen besser berätst, denn ein Beziehungsproblem löst man nicht ein-

fach nur mit einem Pflästerli oder einem Goodie, einem Schöggeli für die 

Frau. Denn das Problem wird bleiben und es wird wieder hochkommen, und 

das ist auch in der Wohnpolitik so. Und ich hoffe, Gianna Berger, du hast 

Thomas Forrer und auch meinem Fraktionspräsidenten, Tobias Weidmann, 

gut zugehört. Du hast die Frage gestellt: Für wen bauen wir eigentlich? Für 

wen erstellen wir die 8000 Wohnungen im Kanton Zürich jedes Jahr? Für 

die Zuwanderer. Vier von fünf Wohnungen bauen wir für die Zuwanderer. 

Thomas Forrer hat jetzt halt hier nur die Expats erwähnt, aber es sind auch 

die vielen Asylanten, die in unser Land strömen (Unmutsäusserungen). Du 
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gibst uns ja recht, Thomas Forrer, ich freue mich, dass du die Nachhaltig-

keitsinitiative unterstützt, denn das betrifft die Asylanten, aber es betrifft 

auch die Expats. Und es kommen zu viele, wir müssen die Grenzen endlich 

schützen und die Zuwanderung begrenzen. Deshalb haben wir unsere Hei-

matinitiative lanciert, die setzt beim genau gleichen Problem an. Und es trifft 

auch dort die Expats und es trifft aber auch dort die Asylanten. Es kommen 

viel zu viele Leute. Wir brauchen eine massvolle Zuwanderung, und dann 

wird der Druck auf dem Wohnungsmarkt rapide abnehmen und werden auch 

die Wohnungspreise wieder sinken. 

 

Florian Heer (Grüne, Winterthur): Zwei Punkte, die ich anmerken möchte, 

die meiner Meinung nach zu wenig betont wurden: Die Stadt Zürich oder die 

Entwicklung der Stadt Zürich ist eine Entwicklung, die man nicht nur der 

Stadt Zürich zuschreiben kann, das hat meine Kollegin Silvia Rigoni sehr 

gut ausgeführt. Wir haben drei Staatsebenen, die unterschiedliche Sachen re-

gulieren, und da haben Sie immer Mehrheiten. Sie bestimmen das mit Ihren 

Gesetzen auf beiden Staatsebenen oberhalb der Stadt Zürich und auch der 

Stadt Winterthur, wie ich als Winterthurer auch noch anfügen möchte, die 

darunter leiden, weil Sie da die Gesetze machen, beispielsweise das Miet-

recht. Wir wollen eben diese Entwicklung nicht weiterführen, die Ihre Politik 

verursacht. Wir wollen eben kein zweites Monaco in Zürich, deshalb haben 

wir wollen hier einen Beitrag zur Lösung machen. Das ist ein Beitrag, das 

hat meine Kollegin auch sehr gut wieder ausgeführt, es ist ein Instrument, 

das einen guten und einen wichtigen Teil zur Verbesserung beitragen wird. 

Wir sind der Meinung, dass der Staat in Krisen eben agieren muss, und wir 

haben aktuell eine Wohnungskrise. Man kann sie verleugnen, man kann sie 

auch irgendwie schlechtreden oder die Ursache an die Zuwanderung anhän-

gen, das kann man machen. Um einen Fakt zu nennen: Hätten wir dieselben 

Wohnverhältnisse, dieselben Wohnungsgrössen wie in den 60er-Jahren, hät-

ten wir 65 Prozent mehr Platz für Menschen. Also es ist nicht unbedingt ein 

Problem der Anzahl der Menschen, sondern der Fläche, die wir beanspru-

chen.  

Nochmals zum Staat, der eben in Krisen agieren soll: Hätten vor 150 Jahren 

unsere Vorfahren, unsere Vorfahren und Ihre politischen Vorfahren, liebe 

FDP, dieselben unvisionären Ideen gehabt wie Sie, hätten sie die Staatsbank 

ZKB eben nicht gegründet. Wir möchten ein ähnliches Instrument schaffen. 

Wir sind heute in der Wohnungskrise und wir möchten diese Verantwortung 

wahrnehmen und diese unverzichtbare Institution in einem ähnlichen Rah-

men für den Wohnungsmarkt schaffen. Und wir sind der Meinung, dass wir 

das unbedingt tun sollen, wir möchten eine unverzichtbare Institution schaf-
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fen. Und was wirklich schade ist, ist, dass die bürgerliche Seite heute keiner-

lei Gestaltungswillen mehr zeigt. Die Initiativen, die wir heute Nachmittag 

behandeln werden (Vorlagen 5993 und 5995), taugen nicht zur Lösung des 

Problems; gerne führen wir das am Nachmittag dann aus. Sie haben keine 

Visionen, die diesen Namen auch verdienen, aber diese Initiative – und ich 

sage es mit aller Zurückhaltung, weil es eine grüne Initiative ist, muss es aber 

dennoch ein bisschen betonen –, aber diese Initiative hat wirklich eine Vi-

sion. Sie schafft einen Mehrwert, den es bisher noch nicht gibt bei uns, und 

das bringt wirklich einen grossen Schub und ein grosses Potenzial. Das ha-

ben damals die Gründerväter – es waren bestimmt nur Väter – bei der Grün-

dung der ZKB vielleicht auch nicht gedacht, dass sie so eine visionäre und 

gewichtige Institution schaffen. Das könnten Sie heute, Sie könnten heute 

eine ähnliche Institution in die Wege leiten, und diese Vision fehlt Ihnen 

heute komplett. Sie könnten, um es mit einem Wort zu sagen, heute eine 

Jahrhundertvorlage schaffen. Schade, dass Sie das nicht tun wollen. 

 

Christoph Marty (SVP, Zürich) spricht zum zweiten Mal: Wohin diese Visi-

onen führen, das kennen wir in der Stadt Zürich doch schon recht gut. In der 

Stadt Zürich wurde das Wohnungsangebot mit erheblichem Effort, sprich 

Steuergeldern, bereits massiv ausgebaut, was aber auf die Probleme keinen 

messbaren Einfluss gehabt hat. Zählt man die Immobilienstiftungen im Ei-

gentum der Stadt dazu, so wurde in den letzten Dekaden ein Mehrfaches des 

mit dieser Initiative geforderten Betrags aufgewendet, was immerhin dahin-

gehend genützt hat, dass die linke Ratshälfte des Zürcher Gemeinderats nun 

mehrheitlich in sogenannt gemeinnützigen Wohnungen untergekommen ist. 

Etwa ein Drittel der Mieter lebt sogenannt zur Kostenmiete, zwei Drittel 

müssen Marktpreise bezahlen. Jetzt soll dieses Modell, welches zwei Drittel 

der Mieter schlechter stellt, auch im Kanton etabliert werden. Naja, wenn 

man in der falschen Richtung unterwegs ist, dann ist es vielleicht nicht hilf-

reich zu beschleunigen.  

Zurück zum schlechten Beispiel der Stadt Zürich: Seit über 30 Jahren kann 

der rot-grüne Block, welcher diese Initiative lanciert hat, in der Stadt Zürich 

ungehindert durchregieren. Wenn uns also das Wissen, die Expertise und, 

daraus resultierend, die linke Politik mit der Bürokratie-Explosion, die sie 

mit sich gebracht hat, dahin gebracht hat, wo wir heute sind, was ist denn 

dieses Wissen und diese Politik wert? Müssen wir das jetzt auch im Kanton 

durchexerzieren? Wollen wir einen Kanton, der der Politik und der Verwal-

tung gehören wird? Dennoch werden die Realisten unter uns einen schweren 

Stand haben. Die Versprechen der Initianten klingen einfach zu gut. Und wie 

sich in der Vergangenheit gezeigt hat, ist die Stimmbevölkerung, zumindest 
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in der Stadt Zürich, fast jedes Mal darauf reingefallen. Und wie wir wissen, 

ist das Gedächtnis der Menschen in solchen Dingen nur kurz.  

Der Regierungsrat, welcher sich mit der Materie vertieft befassen musste, 

lehnt die Initiative dezidiert ab. Es bleibt also zu hoffen, dass die Stimmbe-

völkerung realistisch genug sein wird, dem Regierungsrat in dieser Sache zu 

folgen. 

 

Selma L'Orange Seigo (Grüne, Zürich) spricht zum zweiten Mal: Liebe FDP, 

es ist schon etwas ernüchternd, wie Sie sich nicht einmal mit den Inhalten 

auseinandersetzen, über die wir hier sprechen. Ihr Fraktionspräsident (Clau-

dio Zihlmann) hat gesagt, die Grünen wollten dann jedes Jahr Hunderte von 

Millionen in diesen Fonds einzahlen. Abgesehen davon, dass es eine Unter-

stellung ist: Wir wollen keinen Fonds gründen. Also vielleicht schauen Sie 

wirklich noch einmal nach, über was wir hier eigentlich debattieren. Es geht 

nicht um einen Fonds, es geht um eine kantonale Wohnbaugesellschaft und 

darum, eine aktive Wohnbaupolitik zu verankern. Dann gibt es aber noch 

abenteuerliche Ideen wie ein Wohngeld zum Beispiel. Das ist einfach eine 

staatliche Subventionierung von Vermietern, denn das senkt ja die Preise 

nicht, dann zahlt der Staat einfach diese überhöhten Mieten mit. 

Ja, wir möchten mehr Kostenmieten. Was das ist, hat ja mein Kollege aus-

geführt. Und ich möchte einfach auch noch einmal daran erinnern: Das gäbe 

es eigentlich auch national, also wir sind nicht einfach beliebig dem Markt 

ausgesetzt. Und die Wohnungspreise richten sich nach der Zahlungsfähigkeit 

der Mieterinnen und Mieter, eigentlich ist das im OR (Obligationenrecht) 

festgelegt, dass es keine missbräuchlichen Mieten geben darf. Das Bundes-

gericht sagt dazu, das sei der Referenzinssatz plus 2 Prozent, das sind aktuell 

3,5 Prozent Rendite, die sie eigentlich erwirtschaften dürften. Nur kontrol-

liert das niemand und das wird nicht durchgesetzt. 

 

Markus Bopp (SVP, Otelfingen) spricht zum zweiten Mal: An Selma 

L'Orange Seigo, zu meiner Berechnung vorhin, wahrscheinlich habe ich es 

nicht gut erklärt. Der Fehler liegt sicher bei mir, ich habe es nur ins Verhält-

nis setzen wollen: Mit 500 Millionen Franken können Sie vielleicht 500 

Wohnungen bauen. Dann haben Sie gesagt, man könne die Wohnungen be-

lehnen. Okay, dann kann man 1000 Wohnungen bauen mit diesen 500 Mil-

lionen Franken. Doch viel mehr Geld als die Hälfte der Hypothek werden 

Sie für so eine Wohnung nicht kriegen. Und dann haben wir einfach gesagt: 

Es kommen halt 8000 Menschen oder 16'000 Menschen pro Jahr und die 

brauchen halt 8000 Wohnungen. Ich wollte einfach diese paar Wohnungen, 

die wir über den Fonds bauen, ins Verhältnis setzen zu den vielen Wohnun-
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gen, die wir brauchen. Und dann habe ich das auf die Arbeitstage herunter-

gerechnet, und dann reicht das irgendwie für einen Monat lang bauen, und 

dann hat die Zuwanderung diese Wohnungen von dieser Anstalt bereits wie-

der gefüllt. Das war meine Überlegung, vielleicht habe ich es nicht gut er-

klärt.  

Dann noch ein Punkt zu Gianna Berger: Es ist klar so, dass die Anstalt bauen 

muss, so steht es in Punkt 5 drin. Oder sie soll bauen, sie soll selber Woh-

nungen bauen, so steht es in Punkt 5 drin. Und dann noch etwas zu Gianna 

Berger: Die AL möchte halt das Bauland dem Markt entziehen, und das ist 

natürlich eine politisch-philosophische Grundsatzfrage. Aber wir möchten 

natürlich eben nicht, dass das Land dem Staat gehört. Wir denken zurück an 

Zeiten, in denen der Staat viel Land im Eigentum gehabt hat, und diese Zei-

ten sind alle schlecht herausgekommen. Wir haben auch Personen hier im 

Kantonsrat, die von diesen eigenen Erfahrungen erzählt haben, und das ist 

eine philosophische Grundsatzfrage. Wir wollen nicht – und das kommt dann 

in den nächsten Monaten und Jahren noch ein paar Mal in diesen Rat –, wir 

wollen eben nicht, dass das Bauland dem Staat gehört. Immer wenn der Staat 

zu viel Land hat, hat er zu viel Macht. Und diese Systeme haben immer nicht 

funktioniert in der Vergangenheit, und deshalb wollen wir das nicht. 

 

Rafael Mörgeli (SP, Stäfa) spricht zum zweiten Mal: Ich muss leider noch-

mals auf das zurückkommen, was ich schon zweimal gesagt habe, ich sage 

es jetzt noch ein drittes Mal, weil es wichtig ist: Man muss für die Dotation 

die Steuern nicht erhöhen. Und wenn das nicht stimmt: Müssen wir dann für 

den Gegenvorschlag zum Vorkaufsrecht, der ebenfalls aus dem Sprechen 

von Darlehen besteht, die Steuern erhöhen? Natürlich nicht, denn es ist auf-

genommenes Geld und es sind nicht überwiesene Tausender-Nötli aus der 

Staatskasse.  

Und dann einfach nochmals kurz: Die Kostenmiete beinhaltet auch den Be-

trieb der Anstalt – und zwar nicht eines Fonds, sondern einer Anstalt –, auch 

deshalb müssen wir keine Angst vor Steuererhöhungen haben.  

Und dann zu Herrn Weidmann: Sie haben leider die Angebotsmiete nicht 

verstanden. Wenn Sie meinen, dass Angebotsmieten einfach nur Mieten von 

Neubauten sind, dann ist das falsch, sondern das betrifft eben auch das Haus, 

das Sie vor 20 Jahren für 300'000 Franken gekauft haben, und wenn dort 

jemandem gekündigt wird, jemand neu einzieht und eine neue Miete verlangt 

wird, die dann eben wahnsinnig in die Höhe schnellt. Es ist nichts neu ge-

baut, es ist nichts neu investiert, das Einzige, was gestiegen ist, ist die Ren-

dite, und das ist das Kernproblem; ein Kernproblem, welches nur bei den 

Renditeorientierten besteht, nicht aber bei Wohnungen in Kostenmiete.  
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Und dann noch etwas Grundsätzliches: Entweder ist die Anstalt wirkungslos, 

wie das Kollegin Cortellini ausgeführt hat, oder sie treibt eben die Preise in 

wahnsinnige Höhen, wie das Frau Meier gesagt hat. Beides ist falsch, denn 

die Wahrheit liegt zwischendrin. Die Initiative ist kein Allheilmittel, sie ist 

ein Puzzlestein von vielen für mehr preisgünstigen Wohnraum. Und mit der 

Betrachtung des Gesamtbildes, nämlich eines Kantons, in dem man es sich 

leisten kann, zu wohnen – und nicht einen Ferrari zu besitzen, sondern zu 

wohnen –, ist eine Zustimmung wichtig.  

 

Tobias Weidmann (SVP, Hettlingen) spricht zum zweiten Mal: Vielen Dank. 

Ja, Sie haben mich wirklich falsch verstanden, denn ich habe gar nichts von 

Neubauten gesagt, sondern: Wenn ich jetzt ein Haus heute verkaufe, das 40 

Jahre alt ist, hat das einen höheren Wert, oder? Das heisst, wenn eine Woh-

nung auf den Markt kommt, beim Mieterwechsel, gilt die Angebotsmiete. 

Die ist höher, weil ja die Preise der Immobilien höher sind. Also wenn ich 

ein altes Haus, das 40 Jahre alt ist, das ich nicht neu baue, heute verkaufe, 

bekomme ich mehr dafür als vor 40 Jahren. Genau das Gleiche funktioniert 

auch mit der Miete. Und wenn Sie schauen: Die Angebotsmieten, das sind 

die Treiber, die sind nach oben gegangen, weil ja die Immobilienpreise auch 

höher sind. Das heisst, das ist der Punkt. Und wenn Sie aber die Altbestan-

desmieten nehmen, dann sind die seit 2005 um 7 Prozent gesunken. Und 

wenn Sie die Bestandesmieten nehmen, dann sind die um 12 Prozent gestie-

gen, das Einkommen in der Zwischenzeit um 18 Prozent. Also die Miete für 

Langzeitmieter ist nicht wesentlich gestiegen gegenüber dem Einkommen, 

aber wenn Sie eine neue Wohnung suchen, also nicht neu gebaut, sondern 

eine neue Wohnung auf dem Markt, dann haben Sie logischerweise eine An-

gebotsmiete, und die ist gestiegen; in der Stadt Zürich wahrscheinlich ir-

gendwo um die 30 Prozent, der kantonale Durchschnitt liegt bei 25 Prozent. 

Das ist der Punkt, ja, aber das ist eine Ableitung vom Immobilienmarkt. Sie 

können die Angebotsmieten nicht vom Preisindex entkoppeln. 

 

Monica Sanesi Muri (GLP, Zürich) spricht zum zweiten Mal: Ich wurde an-

gesprochen, was den ersten wichtigen Schritt betrifft. Ich möchte es hier 

nochmals erwähnen: Der Markt muss spielen können und muss die günstigen 

Rahmenbedingungen vorfinden. In der aktuellen Situation, wie wir sie jetzt 

haben, erfüllt das bestehende Wohnangebot die Nachfrage jedoch nicht. 

Wenn wir mehr bauen und das Angebot steigt, dann entsteht die gewünschte 

Vielfalt an Angeboten. Es entstehen – ja – auch Prestige-Wohnobjekte, aber 

auch viel Wohnraum im bezahlbaren Segment, sogar ganz sozial und nach-

haltig. Diese Überlegung führt dazu, dass wir unterstützen, dass schneller 

und mehr gebaut wird, und dass wir die Initiative ablehnen. Wären staatliche 
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Eingriffe der erste Schritt, hätten wir es mit einem Marktversagen zu tun, 

und davon sind wir weit entfernt. 

 

Jasmin Pokerschnig (Grüne, Zürich) spricht zum zweiten Mal: Langsam 

kommen wir wahrscheinlich zum Schluss, meine kurze Zusammenfassung 

zu dieser Debatte: Es ist wie Mikado. Wer sich von dem Bürgerlichen zuerst 

bewegt, hat verloren. Also man merkt, ihr wollt euch nicht bewegen. Ihr re-

det von Pragmatismus, das heisst so viel wie nichts tun. Von euch kommen 

keine Lösungen, keine Visionen, es sind auch keine guten Gegenvorschläge 

gekommen, die etwas mit den Initiativen zu tun gehabt hätten. Ihr seid auch 

nicht kompromissbereit. Ihr sitzt das Problem aus, aber das wird euch um die 

Ohren fliegen, spätestens bei der Zuwanderungsgeschichte, da wird die Be-

völkerung reagieren. Und da erwarte ich ja schon von einer sehr bürgerlichen 

FDP-Regierungsrätin, dass Sie auch im Wohnungswesen, wenn Sie weiter-

hin Wirtschaftswachstum wollen, dass dieser Kanton so prosperiert, wie er 

jetzt prosperiert und noch lange prosperieren soll – das ist sicher nach Ihrem 

Geschmack –, dann erwarte ich von Ihnen, dass Sie Massnahmen treffen, 

damit alle Menschen hier in diesem Kanton leben können. Und sonst werden 

Ihnen die Menschen hier in diesem Kanton nicht mehr folgen. Sie werden 

Ihre Politik nicht mehr goutieren, weil sie sich an den Rand gesetzt fühlen, 

und das geht nicht. Flankierende Massnahmen brauchen wir nicht nur bei der 

Arbeit, sondern auch beim Wohnen, wenn es um die EU geht. Und die Bür-

gerlichen, die die EU befürworten, sollten sich das ganz fest hinter die Ohren 

schreiben. Da nenne ich die GLP und die FDP. 

 

René Isler (SVP, Winterthur): An die Vorrednerin: Eine sozialistische Woh-

nungsinitiative kann nicht gut sein, schlicht und ergreifend nicht. Also, wo 

das hinführt, haben wir von einer Ratskollegin gehört, die einmal im Osten 

gelebt hat, also Sozialismus, Wohnungsbau, an dem «kätscht» die Bundes-

republik Deutschland heute noch. Was ich nicht begreife – und da möchte 

ich an den Redner der SP appellieren –, das darf man hier sagen, das ist ja 

nicht geheim: Ich habe vor 29 Jahren mit meiner Frau zusammen eine Ei-

gentumswohnung in der Stadt Winterthur gekauft. Die hat 577'000 Franken 

gekostet und war damals für uns als vierköpfige Familie eine echte Heraus-

forderung. Heute, geschätzt durch das Steueramt der Stadt Winterthur: 1,266 

Millionen Franken. Also wenn ich jetzt ausziehe, dann ist die Wohnung auf 

dem Markt für 1,266 Millionen Franken, also gut 700'000 Franken mehr als 

vor 29 Jahren. Es ist nur eine Wohnung, ich habe keinen Quadratmeter mehr. 

Ich habe sie innen natürlich zwei-, dreimal etwas renoviert und angepasst, 

aber ich habe keinen Quadratzentimeter mehr Raum. Jetzt meine Frage, da-
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rauf haben Sie ja nie eine Antwort gegeben: Wenn jetzt statt meiner Nach-

barin der Staat diese Wohnung kauft für die 1,266 Millionen Franken, wes-

halb soll das günstiger werden, als wenn es meine Nachbarin als private Per-

son kauft? Diese Antwort sind Sie mir bis heute schuldig. Das wird doch 

nicht günstiger, ausser Sie subventionieren dann dem zukünftigen Mieter 

auch noch einmal diesen Mietzins, und dann zahlt das am Schluss wieder die 

Allgemeinheit über die Steuergelder. Da ist der, der einen Lohnausweis hat, 

wieder der Fünfer im Siebner-Tram, also vom linken Hosensack in den rech-

ten Hosensack, das ist doch keine Politik; obwohl, es ist eine, es ist halt so-

zialistische Wohnungspolitik. Und die ist mit allen erdenklichen Mitteln ab-

zulehnen. 

 

Florian Heer (Grüne, Winterthur) spricht zum zweiten Mal: Eine kurze Rep-

lik zum Sozialismusvorwurf von Herrn Isler: Ich erinnere gerne an die 

Volksinitiative des Hauseigentümerverbandes, die sogenannte Eigentums-

initiative (Vorlage 5993), die wir heute Nachmittag behandeln werden. Diese 

verlangt eine flächendeckende Einführung. Andere Initiativen, die wir zum 

Wohnungsthema behandelt haben und die jetzt zur Abstimmung kommen, 

führen beispielsweise die Gemeindeautonomie ein, die da noch regeln kann. 

Also die Gemeinde kann durch ihre politischen Prozesse einzelne unter-

schiedliche oder Schwellenwerte festlegen. Sie legt auch Schwellenwerte in 

der Ausnutzung, Schwellenwerte zur Leerstandsziffer – das Wort ist mir ent-

fallen – fest. Also wenn Sie von sozialistischen Initiativen sprechen, müssten 

Sie eigentlich von der Initiative, die wir heute Nachmittag behandeln wer-

den, sprechen, denn diese hat planwirtschaftliche Ansätze. 

 

Regierungsrätin Carmen Walker Späh: Zuerst bedanke ich mich ausdrück-

lich bei der zuständigen Kommission, der WAK, für die gute und konstruk-

tive und letztlich auch speditive Zusammenarbeit, insbesondere auch ihrem 

Präsidenten Marcel Suter. Und ja, auch aus Sicht des Regierungsrates ist 

Wohnraum ein Thema für die Bevölkerung in unserem Kanton, und es be-

trifft vor allem diejenigen Menschen, die aus privaten oder auch aus berufli-

chen Gründen eine Wohnung suchen müssen, also diejenigen, die eben nicht 

im Bestand sind, sondern die eine Wohnung suchen müssen. Sie haben sicher 

eine anspruchsvolle Ausgangssituation. Nun fragt man sich: Was sind die 

Gründe dafür? Es gibt natürlich eine allgemeine Begründung, die möchte ich 

nur kurz sagen: Alle erfolgreichen Standorte in der Schweiz, in Europa, auf 

der Welt, die kennen diese Herausforderung, dieses Problem der teuren 

Wohnungen. Das ist auch die Kehrseite des Erfolgs. Und was ich sicher nicht 

möchte, ist, nicht mehr zu prosperieren, das muss ich schon sagen. Also ich 

bin hier und gebe meine ganze persönliche politische Leidenschaft, damit 
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der Kanton ein prosperierender, erfolgreicher Kanton ist. Nur hat er natürlich 

auch diese Nebenerscheinungen oder die andere Seite der Prosperität.  

Also, was ist eigentlich die Verantwortung für diese Knappheit? Für mich, 

erstens: Die Wohnbautätigkeit hat sich tatsächlich in den letzten Jahren stark 

verlangsamt, das ist so. Es ist komplizierter geworden zu bauen, das muss 

ich sagen. Es ist auch so, dass wir eine enorme Regulierungsdichte haben in 

diesem Bereich. Wir haben sehr lange Verfahren, Baubewilligungsverfah-

ren. Man kann auch die Komplexität des verdichteten Bauens nennen oder 

auch ein bisschen salopp: Wir haben mit dem neuen Raumplanungsgesetz 

zwar gesagt, wir wollten verdichten, aber wir haben nicht eine wirkliche Ver-

dichtung umgesetzt, dies auch aufgrund der Kombination von sehr streitlus-

tigen Nachbarn mit der Einsprache, als «fünfter Landessprache». Das hat na-

türlich dazu geführt, dass es immer knapper wurde.  

Und zweitens ist es natürlich auch so, dass die Nachfrage nach Wohnraum 

stark gestiegen ist. Warum ist das so? Wir haben ein Bevölkerungswachs-

tum, auch durch Migration, das möchte ich ausdrücklich anerkennen. Wir 

haben aber auch einen höheren Flächenbedarf pro Kopf. Immer weniger Per-

sonen leben in einem Haushalt. Ich habe Ihnen ein Beispiel: Die Stadt Zürich 

hat heute fast genau gleich viele Einwohnende wie 1962. Gleichzeitig ist die 

Zahl der Wohnungen aber um 90'000 gestiegen. Das heisst, wir brauchen 

heute 90'000 Wohnungen mehr, als wir 1962 gebraucht haben. Das heisst, 

wir brauchen auch alle mehr Platz, vielleicht auch eine Seite des Wohlstan-

des.  

Und zusammengefasst: Wir haben eine schwache Bautätigkeit und eine 

starke Nachfrage. Und wenn das aufeinandertrifft, dann haben wir Knapp-

heit. Der Regierungsrat hat eine Zwei-Säulen-Strategie formuliert. Die erste 

Säule heisst: Hürden abbauen, Verfahren vereinfachen, Verfahren beschleu-

nigen und notwendige Regulierungen, wenn möglich, flexibilisieren. Und da 

frage ich Sie, ob es dann tatsächlich hilft, wenn der Staat nun auch noch als 

wesentlicher Akteur auf dem Wohnungsmarkt auftritt. Der Regierungsrat ist 

überzeugt, dass damit nicht mehr Wohnraum, aber noch mehr Hürden für 

Unternehmungen und für die Baubranche und für Private geschaffen werden. 

Staatliche Eingriffe – und hier halte ich ein allgemeines Statement –, staatli-

che Eingriffe haben immer auch negative Begleiterscheinungen. Ich habe 

Ihnen ein Beispiel für die Regulierungsdichte: In Genf führte zum Beispiel 

der Mietpreisdeckel zu einem Rückgang der energetischen Sanierungen. 

Und um diesen Fehlanreiz zu korrigieren, wurde nicht etwa die Regulierung 

zurückgenommen, nein, sondern jetzt hat man eine Sanierungspflicht einge-

führt, damit man die Energiebilanz dann doch noch einhalten kann. Und Sie 

sehen, eine Regulierung folgt auf die andere Regulierung, und das ist dann 

die Spirale, die am Schluss nicht zu mehr Wohnraum führt.  
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Und es ist einfach so, wir brauchen mehr Wohnungen, das Angebot muss 

grösser werden. Nur wenn wir mehr Wohnungen haben, dann haben wir auch 

eine Dämpfung auf dem Wohnungsmarkt. Und wenn wir eine Dämpfung 

haben, dann haben wir auch eine Dämpfung auf die Preise. Das haben wir 

übrigens in unserem Kanton schon erlebt, nämlich 2010: Da haben wir ge-

sehen, dass die Angebotsmieten nicht gestiegen sind. Die wurden nicht ge-

steigert, sondern sind sogar noch gesunken; das war die Situation vor der 

Covid-Phase (Covid-19-Pandemie). Und deshalb ist es für die Regierung 

klar: Wir müssen das Bauen denen überlassen, die am meisten Erfahrung 

haben, die das können und die das auch effizient können. Und flankierend 

dazu – und das ist mir auch wichtig zu betonen –, müssen wir die Anstren-

gungen verstärken und denjenigen Wohnraum zur Verfügung stellen, die es 

wirklich brauchen, Menschen mit geringem Einkommen, Menschen mit ge-

ringem Vermögen. Und das ist dann die zweite Säule der regierungsrätlichen 

Strategie und über die stimmen wir ja mit dem Gegenvorschlag zur Vor-

kaufsrechtsinitiative Ende Monat ab.  

Damit zur Wohnungsinitiative: Sie verlangt nun, dass der Wohnungsbau zur 

neuen staatlichen Aufgabe wird. Der Kanton soll also mit einer eigenen 

Wohnungsanstalt direkt auf dem Wohnungsmarkt aktiv werden. Aber da 

wird ja nicht mehr Boden oder mehr Wohnraum entstehen, nur weil der Kan-

ton jetzt als neuer Akteur auch auftritt. Und es wird auch nicht mehr Wohn-

raum geben, wenn die Baudirektion ihre Liegenschaften in diese Anstalt ein-

fach transferiert. Damit ist noch keine einzige neue Wohnung geschaffen, sie 

wird höchstens die Landpreise noch einmal antreiben.  

Die Initiative ist aber aus Sicht der Regierung auch aus finanziellen Gründen 

abzulehnen. Sie haben es gehört, nach der Initiative ist ein Mindestkapital 

von 500 Millionen Franken vorgesehen, eine halbe Milliarde an Steuergel-

dern. Und niemand kann sagen, diese halbe Milliarde fehle dann nicht ir-

gendwo sonst in unserem Staatshaushalt. Und diese Zahl, haben wir heute 

auch gehört, ist nur das Minimum, das ist nur der Start, die soll dann noch 

erhöht werden. Der Regierungsrat ist klar der Auffassung, dass die Aufgabe 

des Kantons, aber auch der Gemeinden im Wohnungsbau eine subsidiäre 

bleiben soll. Der Kanton soll mit guten Rahmenbedingungen schauen, dass 

es mehr Wohnraum gibt, aber nicht, indem er selber kauft, baut, vermietet. 

Und ich habe hier noch einmal den Text vor mir, die Volksinitiative verlangt: 

«Der Kanton betreibt eine öffentlich-rechtliche Anstalt, die günstigen Wohn-

raum erstellt, unterhält, vermietet.» Und dann kann er auch noch Baurechte 

et cetera übertragen. Also das ist eine starke, massive, neue kantonale Auf-

gabe.  
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Der Regierungsrat schlägt vor, dass man günstige Rahmenbedingungen ganz 

generell für ein ausreichendes und bedarfsgerechtes Wohnungsangebot ex-

plizit in die Verfassung schreibt. Ich war Verfassungsrätin und wir haben 

damals auch über das Thema geredet. Und herausgekommen ist die Verfas-

sungsbestimmung, die wir heute haben, dass der Kanton speziell das selbst-

genutzte Eigentum und den gemeinnützigen Wohnungsbau fördert. Und es 

war damals im Verfassungsrat nie die Rede, dass der Kanton generell gute 

Rahmenbedingungen herstellen muss, weil das damals kein Thema war. Es 

ist jetzt eine neue kantonale Verpflichtung, für gute Rahmenbedingungen für 

alle zu sorgen.  

Der Regierungsrat verpflichtet sich über die Übergangsbestimmungen, 

Ihnen die konkreten Massnahmen innert drei Jahren auch vorzulegen, Sie 

haben es gehört. Damit haben Sie eine hohe Verbindlichkeit, dass das nicht 

nur Makulatur ist. Der Regierungsrat wird verpflichtet, die entsprechenden 

Massnahmen innerhalb von drei Jahren zu erarbeiten. Und wir nennen expli-

zit – aber ich picke hier jetzt nur Einzelnes heraus – die Wohnbau- und 

Wohneigentumsförderung, explizit möchte ich auch die Raumplanung nen-

nen. Vielleicht müssen wir halt wirklich über Verdichtung reden. Der Regie-

rungsrat nennt auch die Beschleunigung und die Vereinfachung der Verfah-

ren. Ich möchte auch sagen, dass die Baudirektion in diesen Bereichen ja 

bereits grosse Anstrengungen unternimmt. Und dieser Vorschlag, zusammen 

mit der Verdoppelung des Wohnbauförderungskredits, das ist die Antwort 

der Regierung auf die Wohnungsknappheit. Und in diesem Sinne danke ich 

Ihnen, wenn Sie die Initiative ablehnen und den Gegenvorschlag unterstüt-

zen. 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Damit ist die Grundsatzdebatte abgeschlos-

sen. Wir kommen nun zum Eintreten auf den Gegenvorschlag, also den Teil 

B der Vorlage.  

 

Minderheitsantrag Florian Heer (in Vertretung von Jasmin Pokerschnig), 

Gianna Berger, Harry Brandenberger, Rafael Mörgeli, Birgit Tognella-

Geertsen:  

I. In Zustimmung zur Volksinitiative für mehr günstige und gemeinnützige 

Wohnungen («Wohnungsinitiative») wird nachfolgende Verfassungsände-

rung beschlossen.  

II. Auf Teil B dieser Vorlage wird nicht eingetreten.  

III. Diese Verfassungsänderung wird den Stimmberechtigten zur Volksab-

stimmung unterbreitet.  



64 

IV. Der Beleuchtende Bericht wird vom Regierungsrat verfasst. Der Bericht 

zur Minderheitsmeinung des Kantonsrates wird von seiner Geschäftsleitung 

verfasst.  

V. Mitteilung an den Regierungsrat und das Initiativkomitee. 

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Florian Heer 

gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 113 : 59 Stimmen (bei 

0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzustimmen und auf 

den Gegenvorschlag einzutreten.  

 

Detailberatung des Gegenvorschlags 

 

Titel und Ingress 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

Ordnungsantrag 

 

Thomas Forrer (Grüne, Erlenbach): Ich stelle den Antrag, dass wir die De-

tailberatung auf die Nachmittagssitzung verschieben. Wir haben noch Fra-

gen. 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Sie können sich anmelden, wir kommen jetzt 

zur Detailberatung. Und wenn es zu viele Wortmeldungen gibt und die Sit-

zungszeit vorüber ist, dann unterbrechen wir die Sitzung.  

Aber wir können natürlich über diesen Ordnungsantrag abstimmen (Heiter-

keit). Wir stimmen natürlich ab, ist ja klar.  

 

Abstimmung über den Ordnungsantrag 

Der Kantonsrat beschliesst mit 102 : 59 Stimmen (bei 9 Enthaltungen), 

den Antrag abzulehnen und die Detailberatung des Gegenvorschlags 

fortzusetzen. 

 

I. Die Verfassung des Kantons Zürich vom 27. Februar wird wie folgt geän-

dert: 

Art. 110 Wohnen 

 

Thomas Forrer (Grüne, Erlenbach): Frau Volkswirtschaftsdirektorin, wir 

haben Fragen. Wir möchten wissen, was «bessere Rahmenbedingungen 
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schaffen» heisst. Können Sie beschreiben, welche Rahmenbedingungen 

Ihnen da bei der Gesetzgebung vorschweben? 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Es liegen aus dem Rat keine weiteren Wort-

meldungen vor. Der Artikel 110 ist so genehmigt. 

 

Übergangsbestimmungen 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Damit haben wir den Gegenvorschlag durch-

beraten. Das Geschäft geht jetzt in die Redaktionskommission. Und an der 

Redaktionslesung befinden wir dann über Teil A der Vorlage.  

 

Das Geschäft ist für heute erledigt.  

 

 

 

Schluss der Sitzung: 12.15 Uhr 

 

 

Es findet eine Nachmittagssitzung mit Beginn um 14.30 Uhr statt. 

 

 

 

Zürich, den 29. Oktober 2025 Die Protokollführerin: 

 Heidi Baumann 
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